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Der Bürgermeister will die
Mitarbeiter im Rathaus er-
muntern, sich über Power-
napping zu informieren und
es auch mal selbst im Büro
auszuprobieren. „Kraft tan-
ken durch ein Nickerchen“
lautet die Devise. Die Wirk-
samkeit lässt sich inzwi-
schen auch klinisch nach-
weisen. Seite 15
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Power für Bayerns Kommunen:

GZ lädt zum Energie-Forum
Am 28. Juni ist es wieder soweit: Die Bayerische Gemein-
deZeitung lädt zum großen Info-Tag für Kommunen. Im
Garchinger Bürgerhaus treffen die Profis der Kommu-
nalpolitik auf die Profis der Energie-Branche. Mehr Infos
unter www.gemeindezeitung.de. ��
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Eingerahmt von den stellvertretenden KPV-Landesvorsitzenden
Georg Huber (l.), Gabriele Bauer undAlois Rainer (r.): KPV-Lan-
desvorsitzender Stefan Rößle (2. v. r.) und Sozialstaatssekretär
Markus Sackmann. Bild: DK

KPV-Landesvorstand und Hauptausschuss:

Ehrenamt
zahlt sich aus

Engagement ist keine Last, sondern eine Quelle, aus
der man schöpfen kann. Denn sich engagieren heißt
auch, mit zu gestalten, zu formen, zu verändern. Mit
dieser Botschaft wartete Sozialstaatssekretär Markus
Sackmann bei der jüngsten KPV-Landesvorstand
und Hauptausschuss-Sitzung in München auf. Vorsit-
zender Landrat Stefan Rößle ergänzte: „Die Prospe-
rität einer Region wird maßgeblich mit davon abhän-
gen, wie sich die Ehrenamtlichen einbringen.“ Die
CSU sei schon immer eine Partei gewesen, die die ak-
tive Bürgergesellschaft unterstützt.

„Das Ehrenamt wird wieder
ein zentrales Thema in den
Wahlkämpfen sein“, prognosti-
zierte Rößle, weshalb die CSU
es auch optimal besetzen und zu-
dem Neues auf den Weg bringen
sollte. Die ehrenamtliche Struk-
tur in Bayern und Deutschland
funktioniere „überraschend gut“
und auch die älteren Bürger sei-
en durchaus bereit, sich aktiv
einzubringen – siehe Bundesfrei-
willigendienst.

Lebendige Kultur

Die lebendige Kultur des Eh-
renamtes dokumentierte Staats-
sekretär Sackmann mit folgen-
den Zahlen: In Bayern engagie-
ren sich 36 Prozent der Bevölke-
rung ab 14 Jahren ehrenamtlich,
wobei der ländliche Raum mit
49 Prozent gegenüber den städti-
schen Kerngebieten mit 30 Pro-
zent dominiert. Nicht aktiv tätig,
aber bereit zum Engagement
sind wiederum 39 Prozent der

Bürger ab 14 Jahren. „Das ist ein
Zeichen guten Zusammenhalts“,
meinte Sackmann und konsta-
tierte: „Das ist die wahre Elite
Bayerns!“

Da Engagement verlässliche
Strukturen benötigt, unterstütze
die Bayerische Staatsregierung
das Ehrenamt durch ein Bündel
von Maßnahmen. Dazu zählt laut
Sackmann zunächst der Runde
Tisch Bürgerschaftliches Engage-
ment, an dem unter anderem Ver-
treter der Kommunalen Spitzen-
verbände und der Landtagsfrak-
tionen beteiligt sind. Zudem wer-
den seit 2010 in 20 Landkreisen
und kreisfreien Städten mit
650.000 Euro die Koordinie-
rungszentren Bürgerschaftliches
Engagement aufgebaut. „Einen
fast „sensationellen Erfolg“ ver-
zeichne schließlich der Ehren-
amtsnachweis.

„Wir werden auch in Zukunft
das Ehrenamt unter- stüt-
zen und
neue

Wege erproben“, machte der
Staatssekretär deutlich. „Deshalb
werden wir zusammen mit der
Hochschul-Kooperation-Ehren-
amt, einer Kooperation mehrerer
Hochschulen und dem Landes-
netzwerk Bürgerschaftliches Enga-
gement am 6. und 7. Juli in Nürn-
berg einen bundesweit einmaligen
Ehrenamtskongress veranstalten.“
Dieser Kongress soll über die be-
reits vorhandenen Angebote hin-
aus eine praxisnahe Plattform für
hochqualifizierte wissenschaftliche
Informationen mit internationalem
Bezug bieten und über aktuelle Er-
gebnisse der Engagementfor-
schung informieren.

Zeichen der Anerkennung

Ein sichtbares Zeichen der An-
erkennung ist die Bayerische Eh-
renamtskarte, „mit dessen Ein-
führung im September 2011 einer

meiner großen Wünsche in Erfül-
lung gegangen ist“, betonte Sack-
mann. Mit der Ehrenamtskarte er-
halten Bürger, die sich Tag für
Tag für ihre Mitmenschen einset-
zen, zahlreiche Vergünstigungen
bei Einrichtungen des Freistaats
Bayern und der Kommunen so-
wie der Privatwirtschaft. So kön-
nen sich Engagierte nicht nur
über einen günstigeren Mu-
seums- oder Schwimmbadbe-
such, sondern auch über Freikar-
ten oder Rabatte freuen. An den
Vergünstigungen beteiligen sich
Premiumpartner wie die BMW
Group, die Audi AG oder auch
Legoland Deutschland.

Gemeinwohlorientiert

Die Ehrenamtskarte erhält, wer
mindestens 16 Jahre alt ist und
sich dauerhaft engagiert. Konkret

geht es um ein friwilliges unent-
geltliches Engagement von durch-
schnittlich fünf Stunden pro Wo-
che oder bei Projektarbeiten min-
destens 250 Stunden jährlich. Fer-
ner muss man mindestens seit
zwei Jahren gemeinwohlorientiert
aktiv oder aktiver Feuerwehr-
dienstleistender mit abgeschlosse-
ner Truppmannausbildung sein.
Inhaber des Ehrenzeichens des
Ministerpräsidenten oder derAus-
zeichnung des Innenministeriums
für 25- bzw. 40 Jahre aktives Eh-
renamt als Feuerwehrler oder Ret-
tungsdienstler bekommen eine le-
benslang gültige „Ehrenamtskarte
Gold“.

Derzeit beteiligen sich nach
Auskunft des Sozialstaatsse-
kretärs 42 Landkreise und kreis-
freie Städte an der Einführung
der Ehrenamtskarte, über zehn

(Fortsetzung auf Seite 4)

Spitzenverbände zum Kinderbetreuungsrecht:

Finanziell nicht
verkraftbar

Rechtsanspruch noch nicht flächendeckend gesichert
Weitere Hilfen nötig

Mit Lohnzuschüssen und Billig-Krediten will der
Bund den schleppenden Kita-Ausbau auf Touren
bringen. Viele Kommunen zweifeln jedoch, dass das
Ziel pünktlich erreicht wird. Eltern haben nämlich
von August 2013 an ein Recht auf Betreuung. Eine
Klagewelle droht.

Wie der Deutsche Städtetag,
der Deutsche Landkreistag und
der Deutsche Städte- und Ge-
meindebund übereinstimmend in
Berlin erklärten, fehlten 14 Mo-
nate vor dem Inkrafttreten des
Rechtsanspruchs immer noch er-
hebliche Finanzmittel, um den
Bedarf an Plätzen vollständig zu
decken. Die Vertreter der Städte,
Landkreise und Gemeinden be-
werteten als positiv, dass die
Zahl der Plätze von 2006 bis
2011 um 230.000 erhöht werden
konnte. Sie äußerten jedoch
große Zweifel, ob rechtzeitig
überall ein hinreichendes Ange-
bot an Plätzen zur Verfügung ste-
hen wird. Nach Schätzungen des
Bundesfamilienministeriums
fehlen bundesweit noch immer
130.000 bis 160.000 Betreu-
ungsplätze in Kitas oder bei Ta-
gesmüttern. Derzeit gibt es in
ganz Deutschland etwa 620.000
Plätze.

Wie der Hauptgeschäftsführer
des Deutschen Städtetages, Step-
han Articus, betonte, betrieben
die Kommunen mit ganzer Kraft
den Ausbau der Kinderbetreu-
ung. Doch die Zeit laufe davon,
und alle Fortschritte könnten
nicht darüber hinwegtäuschen,
dass der Rechtsanspruch sich mit
einer Versorgung von 39 Prozent
der Kinder unter drei Jahren
nicht überall erfüllen lässt. Der
Bedarf sei vor Ort sehr unter-
schiedlich, was Bund und Län-
der unterschätzt hätten.

Hoher Bedarf

Bundesweit wünschten sich
im Durchschnitt 39 Prozent der
Eltern Betreuung – in großen
Städten und Ballungsräumen lie-
ge diese Quote jedoch deutlich
höher, teilweise werde dort ein
Bedarf von bis zu 60 Prozent der
unter Dreijährigen erwartet. Die-

(Fortsetzung auf Seite 4)
Ländliche Räume und regionale Vielfalt:

Das Kapital nutzen
Kongress der CDU/CSU und FDP-Bundestagsfraktionen in Berlin

Die ländlichen Räume stehen angesichts des demogra-
fischen Wandels vor großen Herausforderungen, die es
zu meistern gilt: Die Unternehmen brauchen genü-
gend Fachkräfte, die medizinische Versorgung muss
gewährleistet bleiben, Schulen und Kindergärten müs-
sen für Kinder und Jugendliche erreichbar bleiben,
moderne Kommunikationstechnologien sind weiter
auszubauen. Die von der christlich-liberalen Koalition
eingesetzte Arbeitsgruppe „Ländliche Räume, regio-
nale Vielfalt“ arbeitet derzeit an einem Maßnahmen-
plan zur Stärkung der ländlichen Räume. Der Kon-
gress „Ländliche Räume, regionale Vielfalt – wie ge-
stalten wir die Zukunft?“ in Berlin diente dazu, Vor-
schläge und Anregungen aus der Diskussion mit be-
troffenen Unternehmen, Kommunen und Organisatio-
nen in die parlamentarische Arbeit einzubeziehen.

Der ländliche Tourismus ent-
wickelt sich positiv und wird
deutschlandweit von immer mehr
landwirtschaftlichen Betrieben
als zusätzliche Einkommensquel-
le genutzt, hob der Parlamentari-
sche Staatssekretär bei der Bun-
desministerin für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz, Dr. Gerd Müller hervor.
Mehr noch als in den Metropolre-
gionen gehe es in den ländlichen
Räumen darum, ökonomische
Entwicklung mit sozialem Zu-
sammenhalt, kultureller Identität
und dem Schutz von Natur und
Umwelt in Einklang zu bringen.
„Voneinander lernen und gemein-
sam etwas auf den Weg bringen,

das ist für mich der Leitgedanke
zur Entwicklung des ländlichen
Tourismus in Deutschland“, be-
tonte Müller.

Große Vielfalt

Ein großes Plus der ländlichen
Räume sei ihre von bäuerlichen
Betrieben über Jahrhunderte ge-
prägte Vielfalt. Dieses Kapital gel-
te es zu bewahren und gleichzeitig
einer breiten Bevölkerung durch
attraktive Urlaubsangebote zu-
gänglich zu machen. Die Spann-
weite des Landtourismus reiche
dabei von Obst- und Winzerhöfen
über Dorf- und Naturtourismus bis
hin zu auf Gesund und Wellness

ausgerichteten Bio- und Kneipp-
Ferienhöfen sowie besonderen
Sportangeboten.

Regionale Netzwerke

„Der ländliche Tourismus
braucht starke ländliche Räume
mit starken regionalen Netzwerk-
en“, forderte der CSU-Politiker. Er
benötige einheitliche Qualitäts-
standards, Beratungsangebote für
Quereinsteiger und Kleinbetriebe,
einen starken gemeinsamen Ver-
triebsweg und nicht zuletzt eine
zielgenaue Förderpolitik.

Volker Kauder MdB, Vorsitzen-
der der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion, der gemeinsam mit FDP-
Fraktionschef Rainer Brüderle die

(Fortsetzung auf Seite 4)
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ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin Hannelore Betz

91796 Ettenstatt
am 27.6.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Landrat Christian Knauer

86551 Aichach
am 2.7.

Bürgermeister Dr. Stephan Merz
84508 Burgkirchen

am 3.7.

Bürgermeister Klaus Grünzner
95183 Töpen

am 6.7.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Dieter Schneider

97776 Eußenheim
am 8.7.

Bürgermeister Wolfgang Anger
97511 Lülsfeld

am 8.7.

Bürgermeister Alois Hofstetter
85643 Steinhöring

am 10.7.

Bürgermeisterin Maria Steger
93158 Teublitz

am 10.7.

Bürgermeister Wolfgang Grob
86637 Zusamaltheim

am 28.6.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Stefan Pöhlmann

95233 Helmbrechts
am 7.7.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Josef Bierschneider

83708 Kreuth
am 27.6.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir
bitten deshalb um rechtzeitige Be-
kanntgabe der bevorstehenden
runden Geburtstage.

Leitfaden für Kommunen zur
Gestaltung der Energiewende

Der Genossenschaftsverband Bayern (GVB) hat, unterstützt vom
Bayerischen Gemeindetag, einen Leitfaden für Kommunen zur En-
ergiewende verfasst. Ziel ist es, Handlungsmöglichkeiten für Ge-
meinden aufzuzeigen und den Rahmen für ihre Betätigung bei der
Energieversorgung abzustecken. Unter dem Titel „Erfolgsmodell
Genossenschaft: Die Energiewende gemeinsam gestalten“ erhalten
kommunale Entscheidungsträger Hinweise dazu, wie sie Energie-
potenziale in ihrer Region ermitteln können und welche rechtlichen
Bedingungen bei der Planung von Energieprojekten zu beachten
sind. Zudem gibt es im Leitfaden Tipps zu genossenschaftlichen
Gestaltungsmöglichkeiten bei der Projektumsetzung.

„Der Wechsel zu einer nachhaltigen Strom- und Wärmeversor-
gung kann nur gelingen, wenn regenerative Quellen dezentral ge-
nutzt werden“, sagt GVB-Präsident Stephan Götzl. Dieser stehe
und falle mit der Akzeptanz der Menschen vor Ort. Als Motor und
Impulsgeber für bürgerliches Engagement komme den Kommu-
nen bei der Koordination vielfältiger Interessen deshalb eine be-
sondere Rolle zu, so Götzl. Genossenschaften böten ideale Voraus-
setzungen, die Energiewende unter Einbindung von Bürgern erfol-
greich umzusetzen. Der Leitfaden veranschaulicht dies am Bei-
spiel verschiedener genossenschaftlicher Beteiligungsmodelle.

In Bayern gibt es derzeit 149 Energiegenossenschaften, von de-
nen 118 seit 2006 gegründet wurden. Das Spektrum reicht von der
Gewinnung von Biogas über den Betrieb von Fotovoltaikanlagen
bis zum Bau von Nahwärmeversorgungsanlagen.

Der Leitfaden steht unter www.gv-bayern.de/energieleitfaden
zur Verfügung. �

Kommunalfreundliche
Landesplanung
Landtag verabschiedet neues Gesetz

Regionale Planungsverbände werden gestärkt

Landesplanung soll in Bayern künftig noch mehr regionalbezogen
und kommunalfreundlich geschehen. Der Landtag hat das neue
Landesplanungsgesetz mit entsprechenden Änderungen der Re-
gierungsvorlage zum 1. Juli in Kraft gesetzt. Mit dem LPG wer-
den die unverzichtbaren Grundlagen für eine Neuausrichtung der
Landesplanung gelegt.

Wirtschaftliche Entwicklung
und intakte Raumordnung sollen
ausgewogen sein. So fasste Wirt-
schaftsminister Martin Zeil
(FDP) nach kontroverser Aus-
sprache zusammen. SPD und
Freie Wähler erkannten den guten
Willen an, forderten aber weitere
Verbesserungen. Sie enthielten
sich der Stimme. Die Grünen sa-
hen vor allem die Stärkung der
regionalen Planungsverbände
nicht erreicht und lehnten das Ge-
setz ab.

Föderaler Gewinn

Otmar Bernhard (CSU) werte-
te das LPG als föderalen Gewinn
für nachhaltige Entwicklung im
ganzen Land. Die Felder Bil-
dung, Soziales und Gesundheit
würden als Signal für die ländli-
chen Räume berücksichtigt. Die
regionalen Planungsverbände
blieben bestehen, die entspre-
chenden Planungsbeiräte könn-
ten bleiben, seien aber keine
Pflicht. Im Wegfall der oberen
Landesplanungsbehörde liege
ein Stück Entbürokratisierung.

Gleichberechtigte
Lebensverhältnisse

Annette Karl (SPD) konterte,
das Signal sei, wir lassen die
Kommunen mit ihren Proble-
men allein. Positiv sei das Leit-
ziel, gleichberechtigte Lebens-
verhältnisse zu schaffen. Ebenso
die Möglichkeit, dass die Kom-
munen Aufgaben auf die regio-

nalen Planungsverbände übertra-
gen können. Einige Verbesserun-
gen der Regierungsvorlage seien
von der SPD in den Ausschuss-
beratungen erreicht worden.

Alexander Muthmann (FW)
bestätigte, es habe der Oppositi-
on bedurft, den Entwurf zu ei-
nem guten Gesetz zu machen. So
die Öffentlichkeitsbeteiligung
beim Raumordnungsverfahren.
Verbesserungsbedürftig sei eini-
ges. Kostentragung und -erstat-
tung müsse für die regionalen
Planungsverbände konkret fest-
gesetzt werden. Im Gesetz zu
verankern bleibe die Pflicht zur
Erfolgskontrolle.

Verfehlung

Thomas Mütze (Grüne) hielt
das neue Gesetz in entscheiden-
den Punkten für verfehlt. Eine
Stärkung der regionalen Pla-
nungsverbände werde nicht er-
reicht. Positive Verbesserungen
des Regierungsentwurfs seien
durch den Ausschussvorsitzen-
den Erwin Huber und Otmar
Bernhard (beide CSU) erreicht
worden. So sei die Abhängigkeit
der Regionen von Direktiven

verhindert worden. Kultur, So-
ziales und Bildung seien wichtig
für alle Landesteile.

Gutes Gesetz mit
nachhaltiger Regelung

Dietrich von Gumppenberg
(FDP) sprach von einem sehr
guten Gesetz mit nachhaltiger
Regelung für die Zukunft der
Regionen. Das neue LPG be-
rücksichtige wirtschaftliche, so-
ziale und ökologische Aspekte.
Es gehe um ein ausgewogenes

Verhältnis zwischen Stadt und
Land, aber Gleichwertigkeit be-
deute nicht uneingeschränkte
Gleichberechtigung.

Der Wirtschaftsminister fasste
zusammen, das LPG sei kein
Allheilmittel, bringe die Landes-
planung jedoch auf einen guten
Weg und gebe den Kommunen
mehr Spielraum zur örtlichen
Entwicklung. Das Gesetz sei
Grundlage für das neue Entwick-
lungsprogramm (LEP), das im
Herbst erstellt und nächstes Jahr
in Kraft gesetzt werden soll. rm

Bayerische Bezirke:

Freistaat in
der Pflicht

Mit der Finanzlage der sieben Bezirke und der europäischen Richt-
linie über die sog. Dienstleistungs-Konzession befasste sich der
Hauptausschuss des Verbandes der bayerischen Bezirke während
seiner jüngsten Sitzung im oberfränkischen Kloster Banz.

Im Zentrum der Diskussion
stand die Frage, welche Forde-
rungen die Bezirke beim für den
22. Juni anberaumten Spitzenge-
spräch über den Finanzausgleich
an Finanzminister Markus Söder
richten werden. Im Vordergrund
steht dabei die Sorge, dass die
von den Bezirken aufzubringen-
den, weiterhin steigenden Ko-
sten der Sozialhilfe die Lei-
stungsfähigkeit der Umlagezah-
ler beeinträchtigen.

Kostenanstieg

Die Bezirke rechnen auch im
kommenden Jahr mit einem Ko-
stenanstieg zwischen 5 und 6 Pro-
zent bei den Ausgaben der Bezir-
ke für die Sozialhilfe, wobei sich
der Tarifabschluss in den Pflege-
sätzen zusätzlich deutlich nieder-
schlagen wird. Hierzu spielt die
von Bund und Ländern verein-
barte, inzwischen von den Bür-
gern auch erwartete Inklusion für
behinderte Menschen eine wich-
tige Rolle. Der Hauptausschuss
war sich einig, dass die Kommu-
nen diese Kostenentwicklung
nicht dauerhaft alleine schultern
können, weshalb sie entspre-
chend finanzielle Unterstützung
von Bund und Land benötigen.

Wie Verbandspräsident Man-
fred Hölzlein hervorhob, sei es
angesichts der Bedeutung der
Bezirksaufgaben im sozialen Be-
reich an der Zeit, dass der Frei-
staat auch die Zuweisungen an
die Bezirke nach Art. 15 FAG
wie die Schlüsselzuweisungen
mit einer festen Quote aus einem
entsprechend aufgestockten An-
teil der Kommunen am allge-
meinen Steuerverbund gewährt.
„Wir erwarten, dass sich der
Freistaat in dieser Sache be-
wegt“, forderte Hölzlein.

Sonderausgleich

Bei den Verhandlungen wird
zudem die Finanzierung des
Hartz-IV-Belastungsausgleichs
auf der Tagesordnung stehen.
Mit den Zuweisungen dieses
Sonderausgleichs gewährt der
Freistaat jenen Landkreisen und
kreisfreien Städten einen Aus-
gleich, die durch die Hartz IV-
Reform seit 2005 finanzielle
Einbußen haben.

Hölzlein zufolge haben die
Bezirke die Notwendigkeit des
Belastungsausgleichs gesehen
und mit der Zustimmung zur

Umschichtung von Finanzaus-
gleichsmitteln ihre Solidarität
gezeigt. „Ich erwarte vom Frei-
staat, ab 2013 diese Mittel wie-
der in den Ausgleich an die Be-
zirke zurückzuführen. Nur so
können alle Umlagezahler an der
höheren finanziellen Entlastung
des Freistaats durch die Ände-
rung des Ostausgleichs profitie-
ren.“

Dienstleistungskonzession

Stichwort Dienstleistungskon-
zession: Die EU-Kommission hat
Ende vergangenen Jahres darüber
eine Richtlinie vorgelegt, die der-
zeit im Europäischen Parlament
debattiert wird. Der Erlass einer
derartigen Bestimmung hätte zur
Folge, dass in Zukunft die Ertei-
lung derartiger Konzessionen
durch öffentliche Hand dem Eu-
ropäischen Vergaberecht unterlie-
gen und entsprechend ausge-
schrieben werden müsste.

Leistungsvereinbarungen

Mit Blick auf die Auswirkun-
gen eines solchen Erlasses, insbe-
sondere hinsichtlich der vielfälti-
gen sozialen Aufgaben der
bayerischen Bezirke, betonte der
Präsident, dass vor allem der Ab-
schluss von Leistungsvereinba-
rungen mit den Leistungserbrin-
gern bei der Hilfe zur Pflege und
innerhalb der Eingliederungshilfe
unbedingt vergaberechtsfrei blei-
ben müsse. Schließlich treffe im
Gegensatz zu einer „echten“
Dienstleistungs-Konzession der
Sozialhilfeträger keine aus-
schließliche Auswahlentschei-
dung für einen Anbieter. Viel-
mehr könnten alle Bewerber,
die die Zulassungsvoraussetzun-
gen erfüllen, zum Zuge kommen.

Ausnahmetatbestände

Laut Hauptausschuss trägt je-
doch die von der EU-Kommissi-
on vorgelegte Richtlinie diesem
Aspekt nicht Rechnung. „Von
daher ist eine eindeutige Klar-
stellung erforderlich, damit er-
hebliche Konsequenzen im Sozi-
albereich ausgeschlossen wer-
den“, bemerkte Hölzlein. Auch
verwies er darauf, dass das Eu-
ropabüro der Bayerischen Kom-
munen die Aufnahme von Aus-
nahmetatbeständen in die EU-
Richtlinie fordere. DK

Dämme gegen Spielhallenflut
Länder-Staatsvertrag und bayerisches Ausführungsgesetz

Mehr Rechte für die Kommunen

Neue gesetzliche Dämme gegen die Spielhallenflut werden jetzt
vom Landtag errichtet. Es geht um den fälligen neuen Glücks-
spielstaatsvertrag der Länder und um das entsprechende bayeri-
sche Ausführungsgesetz dazu. Mit beiden soll der wachsenden
Spielsucht begegnet und den Kommunen mehr Rechte zur Regu-
lierung der Spielhallen durch das Baurecht gegeben werden. An-
dererseits wird das staatliche Sportwettenmonopol abgeschafft
und eine bestimmte Anzahl privaterAnbieter zugelassen.

Oberstes Ziel bleibe, die Spiel-
sucht zu bekämpfen, erklärte In-
nenminister Joachim Herrmann
(CSU) in der abschließenden
Plenardebatte zum Staatsvertrag.
Der Sportwettenmarkt werde
maßvoll geöffnet, jedoch der Ju-
gend- und Spielerschutz ver-
stärkt, um eine explosionsartige
Ausbreitung des Glücksspiels zu
verhindern. Dem diene auch das
neue Recht der Kommunen, die
Konzentration von Spielhallen in
einzelnen Orten im Rahmen des
Baurechts zu verhindern.

Sperrzeitverlängerung

Für die CSU erachteten Petra
Guttenberger und Philipp von
und zu Lerchenfeld die Neurege-
lungen in Staatsvertrag und Ge-
setz als nicht optimale Grundla-
ge für das gemeinsame Ziel. In
den vorangegangenenAusschuss-
beratungen hatte Berichterstatter
Martin Schöffel erklärt, seine
Fraktion hätte sich eine Verlän-
gerung der nächtlichen Sperrzeit
von 2 bis 9 Uhr vorstellen kön-
nen. Auch Herrmann war dafür.
Laut Staatsvertrag wird sie auf
die Zeit von 3 bis 6 Uhr festge-
legt. Mit dem neuen Staatsver-
trag sind künftig Mehrfach-
konzessionen für einen Betreiber
verboten. Für eine Entzerrung
soll zudem sorgen, dass zwi-
schen zwei Spielhallen ein Min-
destabstand von 250 Metern
Luftlinie gewahrt sein muss. Be-
treiber neuer Spielhallen brau-
chen eine rechtliche Erlaubnis.
Bestehende Betriebe müssen ih-
re Hallen binnen fünf Jahren den
neuen Bestimmungen anpassen,

Die FDP hätte sich eine stärke-
re Liberalisierung gewünscht,

bekannte Julika Sandt im Ple-
num. Nach einem Kompromiss
mit der CSU kann jedoch die
Sperrzeit durch Satzungen der
Kommunen eigenständig gere-
gelt werden. Für die SPD hatte
Wirtschaftssprecher Thomas
Beyer im Ausschuss bedauert,
dass Ausschussvorsitzender Er-
win Huber (CSU) nicht die Kraft
hatte, die von ihm als, nötig er-
achtete strenge Sperrzeitrege-
lung durchzusetzen. Dieser ap-
pellierte an die Gemeinden, jetzt
selbst tätig zu werden.

Bernhard Pohl (FW) erachtete

die gesetzliche Regelung eines
Jahrzehnte alten Themas als
Schritt in die richtige Richtung.
Die Spielsucht sei nicht bei den
privatwirtschaftlichen Unterneh-
men monopolisiert, sie sei auch in
den staatlichen Spielkasinos wei-
ter zu bekämpfen. Dort das Min-
destzutrittsalter zu senken, wäre
der falsche Weg. Christine Kamm
(Grüne) verwies auf die steigende
Spielsucht. Die Zahl der Spielhal-
len habe sich seit 2000 um 64%
auf über 1500 erhöht. In Bayern
gebe es 28.000 Spielsüchtige and
weitere 34.000 „problematische“
Spielsüchtige.

Der Staatsvertrag wurde vom
Landtag in namentlicher Ab-
stimmung mit 132 Stimmen bei
3 Nein und 15 Enthaltungen an-
genommen. Er tritt mit dem
bayerischen Ausführungsgesetz
am 1. Juli in Kraft. rm

Tourismus in Bayern glänzt mit
guter Winter-Halbjahresbilanz

Die Tourismusbilanz des vergangenen Winterhalbjahres im Frei-
staat kann sich sehen lassen: 12.119.333 Gästeankünfte von No-
vember 2011 bis April 2012. „Das ist ein sattes Plus von 6,8 Pro-
zent gegenüber dem gleichen Vorjahreszeitraum. Der Bayerntou-
rismus liegt damit weiter auf Erfolgskurs“, betont Bayerns Wirt-
schaftsminister Martin Zeil. Bei den Übernachtungen kletterte die
Zahl auf 31.899.964. Das entspricht einem Zuwachs von 6,3 Pro-
zent gegenüber dem Winterhalbjahr 2010/2011. Grund für die po-
sitive Bilanz, so der Minister, war der Goldene Herbst. „Die lang
anhaltende Schönwetterperiode bis Ende November hat viele
Wanderbegeisterte und Wellnessurlauber in die Täler der Alpen-
regionen gelockt. Trotz der teilweise extremen Witterungsbedin-
gungen mit Dauerfrost Anfang Februar hat sich auch der Ski-
und Wintersport großer Beliebtheit erfreut“, erklärt Zeil.

Besonders positiv zeigt sich die
Bilanz in den Luftkurorten und
Erholungsorten. Mit Zuwachsra-
ten von 9,9 Prozent bei den Gä-
steankünften (925.541) und 8,7
Prozent bei den Übernachtungen
(3.489.423) liegen die Luftkuror-
te bayernweit an der Spitze der
touristischen Gemeinden. Eben-
falls deutlich über dem landes-

weiten Durchschnitt liegt das
Nachfrageplus bei den Erho-
lungsorten. Hier stiegen die Gä-
steankünfte um 8,7 Prozent auf
1.056.048 und die Gästeübernach-
tungen um 7,7 Prozent auf
3.291.660. Die Heilbäder im Frei-
staat zählten 1.713.162Ankünfte.
Damit kamen 6,6 Prozent mehr
Gäste als im Winterhalbjahr

2010/2011. Mit 8.495.323 Über-
nachtungen verzeichneten die
Heilbäder ebenfalls ein erfreuli-
ches Plus von 2,9 Prozent.

Boom im ländlichen Raum

Vom Tourismusboom profitie-
ren alle Regierungsbezirke und
vor allem auch die Ziele im länd-
lichen Raum. Die höchsten Zu-
wachsraten bei den Gästeankünf-
ten erzielten die Oberpfalz (+8,0
Prozent), Schwaben (+7,9 Pro-
zent) und Oberfranken (+7,0 Pro-
zent). Am längsten, nämlich im
Schnitt vier Tage, blieben die Gä-
ste in Niederbayern. Dieser Spit-
zenwert ist fast doppelt so hoch
wie der Landesdurchschnitt (2,6
Tage). Bei den Übernachtungen
punktet der Tourismus in Fran-
ken: Mit Zuwächsen von 7,1 Pro-
zent in Oberfranken, 7,0 Prozent
in Mittelfranken und 6,9 Prozent

in Unterfranken übertrafen alle
drei fränkischen Bezirke den
Landesdurchschnitt von 6,3 Pro-
zent. Auch die Oberpfalz ver-
buchte 6,6 Prozent mehr Über-
nachtungen. Bei den absoluten
Zahlen der Gästeankünfte und
Gästeübernachtungen behaupten
Oberbayern und Schwaben bay-
ernweit die Spitzenposition.

Bayern beliebt bei
ausländischen Besuchern

Hoch im Kurs steht Bayern als
Reiseziel für ausländische Besu-
cher. Im vergangenen Winter ka-
men 9,5 Prozent mehr Gäste aus
dem Ausland. Die Übernachtun-
gen stiegen um 9,2 Prozent und
lagen damit deutlich über den
Zuwächsen bei inländischen Gä-
sten (+6,1 Prozent bei den
Ankünften bzw. +5,7 Prozent bei
den Übernachtungen). Einen be-
deutenden Anteil daran hatten
Russland (jeweils über 31 Pro-
zent mehr Ankünfte und Über-
nachtungen) und Japan (20,1
Prozent mehr Ankünfte und 17,5

(Fortsetzung auf Seite 3)
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Liebe Leserinnen
und Leser,

gerne möchte ich Ihnen eini-
ge Überlegungen zum äußerst
komplexen Thema Reform des
Kommunalen Finanzausgleichs
mitteilen:

Die Grundidee des bayeri-
schen Kommunalen Finanz-
ausgleichs hat sich bewährt.
Gesetzeslücken, Ungerechtig-
keiten bei der Verteilung und
Entwicklungen durch den de-
mographischen Wandel dür-
fen aber nicht dazu führen,
dass an der Gesamtkonstruktion gerüttelt wird.
Die Kommunen im Freistaat sind sich mit
dem Bayerischen Finanzminister Dr. Markus
Söder darin einig, dass mit einer Reform des
Kommunalen Finanzausgleichs vor allem eine

gerechtere Verteilung erreicht werden soll.
Ein Finanzausgleich kann zwar Hilfe leisten,

aber keine grundsätzlichen Probleme in struk-
turschwachen Regionen lösen oder demogra-
phische Entwicklungen aufhalten. Nach einer
Hochkonjunktur und einem dramatischen Ein-
bruch im Jahre 2008 folgte 2011 ein ungewöhn-
lich starker Wirtschaftsaufschwung. Diese ex-
tremen Schwankungen gilt es abzufedern und
gleichzeitig die Stellschrauben so zu justieren,
dass finanzschwächere Kommunen mehr Hilfen
erhalten, einzelne finanzstarke Städte aber nicht
mehrbelastet werden.

Beklagt wird vor allem, dass die darüber lie-

gende Ebene, Bezirk oder Land-
kreis die Belastungen gerne
nach unten weiterreicht. Das
bisherige System, nach dem
ein Großteil der Mittel aus den
Steuerverbünden zunächst an
die Städte und Gemeinden aus-
bezahlt wird und dann wieder
über festzusetzende Umla-
gen nach oben weitergereicht
werden muss, ist zu hinterfragen.
Insbesondere dann, wenn es um
die Erfüllung von Pflichtaufga-
ben wie Jugend- und Sozialhil-
fe geht. Das Umlagesystem ist
durchaus sinnvoll für Investi-

tionen und freiwillige Leistungen der darüber lie-
genden Ebenen. Eine direkte Zuweisung von Mit-
teln an die jeweils zuständige Ebene würde die
mittlerweile extrem hohen Bezirks- und Kreisum-
lagen entlasten. Eine Neuverteilung der staat-
lichen Zuweisungen darf insgesamt aber nicht
zu einer Mehrbelastung einer Ebene führen.

Die jährlich steigenden Ausgaben im Sozial-
und Jugendhilfebereich können nicht mit der
schrittweisen Entlastung der Haushalte durch
die Übernahme der Grundsicherung durch den
Bund kompensiert werden.

2012 haben die bayerischen Kommunen 7,3
Mrd. Euro aus dem Kommunalen Finanzaus-
gleich erhalten. Die für 2013 zu erwartende
Steigerung könnte zum Beispiel für eine Auf-
stockung der Einwohnergewichtung verwendet
werden.

All diese Überlegungen hat die KPV dem
Bayerischen Finanzminister für die Beratungen
zur Reform des Kommunalen Finanzausgleichs
mit den Bayerischen Spitzenverbänden mitge-
geben. Ich halte Sie gerne weiter auf dem Lau-
fenden.

Ihr Stefan Rößle

KolumneGZ Stefan Rößle

Neugestaltung
des Kommunalen
Finanzausgleichs

Social Media für Kommunen
Von Dr. Andreas Bachmeier, wbpr_Kommunikation

Das Web 2.0 verändert unser heutiges Verständnis von Informa-
tion und Kommunikation grundlegend. Wir sind es gewohnt, zu
jederzeit an alle für uns wichtigen Fakten zu gelangen. Diskus-
sionen verlagern sich vom privaten oder halböffentlichen Raum
vollständig in die Öffentlichkeit. Voraussetzungen zur Teilnah-
me an solchen Diskussionen existieren im Internet kaum. Jeder
kann zu jedem Thema seine Meinung äußern, rund um die Uhr,
24 Stunden am Tag. Die sozialen Medien verändern so auch die
Kommunikation zwischen Bürgern, Verwaltung und Politik.
Immer lauter werden Forderungen nach mehr Bürgernähe,
mehr Transparenz und mehr Partizipation am politischen Pro-
zess – gerade auf kommunaler Ebene. Facebook, Twitter, Youtu-
be & Co können mit der richtigen Strategie dazu beitragen, Bür-
ger und Verwaltung näher zusammen zu bringen. Aber: Social
Media ist kein Muss. Für Städte und Gemeinden gilt es hier ge-
nau abzuwägen, zwischen größerer Bürgernähe auf der einen
und Verwaltungseffizienz auf der anderen Seite.

Social Media bedeutet Kom-
munikation. Und Kommunikati-
on ist eine zentrale Aufgabe von
Städten und Gemeinden. Zwar
ist mit Blick auf die Möglichkei-
ten des Internets immer von den
Medien der Zukunft die Rede.
Soziale Netzwerke, Foren und
Blogs gehören aber längst zum
Alltag vieler Bürger. Zu den
Nutzern zählen nicht nur junge
Menschen – das World Wide
Web verändert auch die Medien-
gewohnheiten der „Generation
50+“.

Zahlreiche Vorteile

Die Vorteile, die sich Städte
und Gemeinden durch einen in-
teraktiven Netzauftritt verschaf-
fen können, sind zahlreich. Das
Potenzial liegt vor allem darin,
komplizierte Verwaltungsvor-
gänge, Planungsprozesse und
Vorhaben prägnant und für je-
dermann verständlich darzustel-
len. Gleichzeitig wird den Bür-
gern die Möglichkeit geboten,
sich durch Kritik, Lob und Vor-
schläge in konkrete Projekte ein-
zubringen. Positiver Nebenef-
fekt: Der bislang eher anonyme
Verwaltungsapparat erhält durch
die Interaktion mit den Bürgern
ein Gesicht.

Trotz deutlicher Fortschritte

sind viele Städte und Gemeinden
nach wie vor skeptisch, was
ihren Auftritt in den neuen Medi-
en des Web 2.0 angeht. Diese

Zurückhaltung ist nicht ganz un-
begründet. Ein Plus an Service
und Beratung für die Bürger
durch Social Media ist nur mög-
lich, wenn dafür die entspre-
chenden personellen Kapazitä-
ten, die technischen Fähigkeiten
und auch die fachlichen Kompe-
tenzen vorhanden sind. Aus Da-
tenschutz- und Datensicherheits-
gründen ist der Zugang zum
World Wide Web nicht immer
und für jeden Verwaltungsmitar-
beiter möglich.

Und weil die für den Internet-

auftritt zuständige Dienststelle
die Verantwortung für die Nut-
zung sozialer Medien trägt, müs-
sen Zuständigkeiten genau be-
stimmt werden. Dabei kann
nicht jede Stadt oder Gemeinde
auf internetaffine Mitarbeiter
zurückgreifen, die sich souverän
im Web 2.0 bewegen und mit
dessen Gepflogenheiten vertraut
sind. Für die schnelle und regel-
mäßige Bearbeitung der Inhalte
ist das aber unbedingt Vorausset-
zung. „Regelmäßig“ ist auch das
Stichwort für eine weitere Her-
ausforderung. Denn Social Me-
dia bedeutet Dialog statt einseiti-
ger Information. Die Selbstdar-
stellung der Städte und Gemein-
den erfordert laufende Pflege
und Betreuung. Der Vorteil von
Social Media – Schnelligkeit
und Aktualität – ist mit einem
nicht zu unterschätzendem Zeit-
und Arbeitsaufwand verbunden.
Bürgeranfragen wollen schnell
beantwortet sein, Kritik muss
umgehend entschärft werden.

Zusätzlicher Aufwand

Social Media ist kein Ersatz
für personenbezogene Sachbear-
beitung, sondern ein zusätzlicher
Mehraufwand. Das gilt es zu
berücksichtigen, bevor sich eine
Stadt- oder Gemeindeverwal-
tung ins Netz wagt. Verwaltun-
gen können sich aber den eta-
blierten und beliebten Kommu-
nikationsstrukturen der Bürger
nicht auf Dauer verschließen.
Mit der richtigen Planung kann
man Social Media grundsätzlich
als Chance begreifen. Entschei-
det man sich dafür, bedeutet das
aber langfristiges Engagement,
hohe Reaktionsgeschwindigkeit
und Aufwand. Denn obwohl das
Angebot des Web 2.0 weitge-
hend kostenlos zur Verfügung
steht, bedeutet das nicht, dass
dies ein erfolgreicher Auftritt
ebenfalls ist. �

Dr. Andreas Bachmeier. ��

Wechsel an der Spitze des BKPV:

Steuerübernahme in
einer Zeit des Umbruchs

Auf Helmut Stanglmayr folgt Günther Heimrath

Mit Ablauf des Monats Mai schied der Geschäftsführende Di-
rektor des Bayerischen Kommunalen Prüfungsverbands Hel-
mut Stanglmayr aus dem Amt aus. Wie der Verbandsvorsitzen-
de Erster Bürgermeister Gerhard Preß bei der offiziellen Verab-
schiedung in München bemerkte, sei Stanglmayr für den Prü-
fungsverband ein „Glücksfall“ gewesen.

„Sie haben wichtige Zeichen
in und für den Verband gesetzt,
ob das bei der Beratung der Mit-
glieder, bei der Einführung der
doppelten Buchführung oder in
den vergangenen Monaten der
künftige Zuwachs an Mitglie-
dern und der Prüfungsaufgaben

war und ist. Dabei haben Sie im-
mer auf die Qualität der Arbeit
Wert gelegt“, stellte Preß fest.

Selbstverwaltung

Mit fundierter Ausbildung,
vielseitiger Erfahrung und fach-

lich breitem Wissen sei Helmut
Stanglmayr als Führungskraft
auf Menschen zugegangen, so
der Verbandsvorsitzende. „Wir
haben Sie besonders schätzen
gelernt, dass Sie stets die Kom-
munale Selbstverwaltung geach-
tet und respektiert haben und
sich nicht zu schade waren, sich
selbst ins Auto zu setzen und
hunderte Kilometer zu fahren,
um mit Oberbürgermeistern,
Bürgermeistern, mit Bezirks-
tagspräsidenten oder Landräten
über die Einzelfragen zu disku-
tieren, Probleme zu lösen und
Verbesserungsvorschläge auszu-
tauschen.“

Gebürtig und aufgewachsen in
Wolnzach, wechselte Helmut
Stanglmayr nach dem Jura-Stu-
dium und beruflichen Stationen
u. a. beim bayerischen Innen-
ministerium, am Landratsamt
Dachau, am Landratsamt Pfaf-
fenhofen an der Ilm, beim Ver-
band der bayerischen Bezirke
und bei der Landesanwaltschaft
Bayern Anfang 1996 zum
Bayerischen Kommunalen Prü-
fungsverband. Vom Leiter der
allgemeinen Prüfungs- und Or-
ganisationsabteilung stieg er dort
während der folgenden zehn Jah-
re zum Geschäftsführenden Di-
rektor auf.

Wertvoller Begleiter

Wie Innenstaatssekretär Ger-
hard Eck ausführte, habe Stangl-
mayr mit großem Geschick und
Können während der vergange-

nen fünf Jahre dieses Amt aus-
geübt. Er habe die zukunftswei-
sende Ausrichtung des Prüfungs-
verbandes wesentlich mitgeprägt.
Eck: „Sie waren den Kommunen
eine echte Stütze, ein äußerst
wertvoller Begleiter und für das
Innenministerium ein hervorra-
gender Partner.“ In Anerkennung
seiner hervorragenden Leistungen
verlieh der Staatssekretär Helmut
Stanglmayr die Kommunale Ver-
dienstmedaille in Silber.

Als Stanglmayrs Nachfolger
an der Verbandsspitze wurde
Günther Heimrath bestellt. Seit
1999 setzt er beim Kommunalen
Prüfungsverband Eck zufolge
„starke Akzente, zuletzt als Lei-
ter der allgemeinen Prüfungs-
und Organisationsabteilung und
Stellvertreter des Geschäfts-
führenden Direktors“. Seine
Tätigkeit im Innenministerium
und am Landratsamt München,
vor allem aber die letzten Jahre
beim Prüfungsverband hätten
ihm Einblicke in die Lebens-
wirklichkeit der kommunalen
Verwaltung und deren Vielge-
staltigkeit gegeben.

Mitgliederzuwachs

Eck: „Sie übernehmen das
Steuer in einer Zeit des Um- und
Aufbruchs. Es gilt, den anste-
henden Mitgliederzuwachs zu
bewältigen und die personellen
wie organisatorischen Vorausset-
zungen dafür zu schaffen. Sie
bringen alle Voraussetzungen

mit, den Prüfungsverband in ei-
ne gute Zukunft zu führen. Ich
bin überzeugt, dass Sie die gute
Tradition Ihres Vorgängers in be-
währter Form fortsetzen und alle
Herausforderungen bravourös
meistern werden.“

Finanzkontrolle

„Eine umfassende Finanzkon-
trolle gehört zum Kernbereich
öffentlicher Aufgaben“, machte
Helmut Stanglmayr nach Worten
des Dankes deutlich. Hier dürfe
es keine prüfungsfreien Räume
geben, „weshalb hinsichtlich der
Prüfungsrechte bei kommunalen
Unternehmen in Zukunft sicher-
lich weiterhin Diskussionsbedarf
besteht“. In jedem Fall müsse die
öffentliche Hand selbst personell
und fachlich in der Lage sein, ei-
ne nachhaltige Wahrnehmung
der Finanzkontrolle zu gewähr-
leisten.

Unabhängigkeit der
Prüfungsorgane

„Dies trifft aber nicht nur die
Sicherstellung der erforderlichen
persönlichen, sachlichen und wirt-
schaftlichen Unabhängigkeit der
Prüfungsorgane“, fuhr Stangl-
mayr fort. Vielmehr sei für eine
effektive Finanzkontrolle unerläss-
lich, dass auch die staatliche
Rechtsaufsicht ihre Aufgaben
wirkungsvoll erfüllt. Andernfalls
bleibe die Rechnungsprüfung „ein
zahnloser Tiger“.

Verbesserungspotentiale

Wichtig sei es, sicherzustellen,
dass eventuelle Fehlentwicklun-
gen und Risiken rechtzeitig er-
kannt werden und ihnen wir-
kungsvoll entgegengesteuert wird,
betonte der scheidende Direktor.
Dabei sei es unerlässlich, den
Kommunen bereits im Vorfeld, d.
h. im Rahmen einer kompetenten
Beratung Verbesserungspotentiale
und Lösungsansätze aufzuzeigen.

Stanglmayr: „Der BKPV stellt
für die Kommunen einen dauer-
haften, wichtigen Ansprechpart-
ner dar. Aber auch hier sind die
Rechtsaufsichtsbehörden gefor-
dert, zu deren wesentlichen Auf-
gaben die Beratung der Kommu-
nen zählt. Ohne das Zusammen-
spiel mit einer wirkungsvollen
Rechtsaufsicht als Kontroll- und
Beratungsorgan wird sich unser
gemeinsames Ziel, die Gesamt-
situation der Kommunen durch
Hilfestellungen und Ansatz-
punkte für eine Verbesserung der
Haushalts- und Wirtschafts-
führung zu stärken, nicht reali-
sieren lassen.“

Keine Gewinnorientierung

Der neue Geschäftsführende
Direktor Günther Heimrath ging
zunächst auf zwei Besonderhei-
ten des Bayerischen Kommuna-
len Prüfungsverbandes ein: Zum
einen sei dieser eine Einrichtung
der öffentlichen Finanzkontrolle
und der kommunalen Selbstver-
waltung „und nicht gewinnori-
entiert“, zum anderen arbeite der
Verband der staatlichen Rechts-
aufsicht zu und speise dort kom-
munales Know-how ein.

Aufgabenerfüllung

Wie Heimrath erklärte, „geht
es uns bei unserer Prüfung und
Beratung nicht um Rechthaberei,
öffentlichkeitswirksame Effekte
oder gar um Trophäen in Form
bloßgestellter kommunaler Man-
datsträger. Wir wollen schlicht
unsere Aufgaben erfüllen - mög-
lichst geräuschlos und in unserer
Welt der hektischen Informati-
onsflut auch bisweilen ent-
schleunigt, aber dafür gründlich.
Und zum Nutzen unserer Mit-
glieder.“ DK

Staatssekretär Gerhard Eck, Bürgermeister Gerhard Preß, der
neue Geschäftsführende BKPV-Direktor Günther Heimrath
und sein Vorgänger Helmut Stanglmayr (von links) mit ihren
Gattinnen. ��

Fortsetzung von Seite 2
Prozent mehr Übernachtungen).
Beliebt ist Bayern auch bei sei-
nen Nachbarn in Österreich, Ita-
lien und der Schweiz. Gemes-
sen an ihrem Anteil an den Aus-
landsankünften und Übernach-
tungen zählen sie zu den wich-
tigsten Quellmärkten (Öster-
reich +10,3 Prozent bei Ankünf-
ten und Übernachtungen, Italien
+12,5 Prozent bei Ankünften
und Übernachtungen, Schweiz
+9,1 Prozent bzw. 10,0 Prozent
bei Ankünften und Übernach-
tungen).

Konjunkturmotor
für alle Regionen
im Freistaat

„Der Tourismus ist ein Kon-
junkturmotor für alle Regionen
im Freistaat. Er sorgt für Ar-
beitsplätze, Einkommen und

Tourismus in ...
gute Zukunftsperspektiven –
gerade auch im ländlichen
Raum. Diesen Erfolg verdanken
wir allen Partnern im Touris-
mus, die mit ihrer Top-Leistung
und ihren attraktiven Angeboten
unsere Gäste immer wieder neu
begeistern. Der Wintertouris-
mus mit Ski- und Wintersport
ist ein wichtiges Standbein, für
das wir uns weiter stark enga-
gieren. Unsere Landesmarketing-
organisation, die Bayern Touris-
mus Marketing GmbH, hat mit
‚Bayern – mein WinterLicht-
Blick’ eine neue Winterkampa-
gne kreiert. Damit setzen wir in-
novative Maßstäbe im Marke-
ting für die Marke Bayern. Ich
lade alle Leistungsträger im
Tourismus ein, sich daran zu be-
teiligen. Nur gemeinsam wer-
den wir unseren Erfolg auch
künftig weiter ausbauen kön-
nen“, betont Zeil. �
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Stabwechsel: KPV-Landesgeschäftsführerin Christiane Juckenack
(l.), die der CSU-Landesleitung zwar erhalten bleibt, sich aber ei-
nem neuenAufgabenbereich widmen wird, verabschiedete sich mit
herzlichen Worten von der kommunalen Familie. Ihre Nachfolge-
rin, die Politologin Theresa Flotzinger, war vier Jahre in einerWer-
beagentur beschäftigt und betreute dort das Thema politische
Kommunikation. Seit ihrem 16. Lebensjahr ist sie Mitglied in der
JU, CSU und in der Frauen-Union. In ihrer Heimatgemeinde im
Landkreis Regensburg engagiert sich Frau Flotzinger als Gemein-
derätin und Jugendbeauftragte. Zudem ist sie auf Kreisebene aktiv.

Text und Bild: DK

(Fortsetzung von Seite 1)
Eröffnung des Kongresses über-
nommen hatte, mahnte, dass man
zur Stärkung der ländlichen Räu-
me konkrete Ziele vereinbaren
müsse. Außerdem müsse sich die
Einstellung zum demografischen
Wandel ändern. Denn dieser sei
keine Katastrophe, sondern eine
Chance, deren Potenziale genutzt
werden müssten. Es gelte jetzt Lö-
sungen für die sich abzeichnenden
Probleme zu entwickeln, um nicht
nur auf Veränderungen zu reagie-
ren, sondern diese gestalten zu
können.

Qualität derAusbildung

So sei es enorm wichtig, die
Qualität der Bildung und Ausbil-
dung zu steigern, damit Arbeits-
stellen vor Ort geschaffen, aus-
gebaut und mit Fachkräften be-
setzt werden könnten.

Auch im Bereich der medizi-
nischen Versorgung seien neue
Wege denkbar wie zum Beispiel
der Ausbau der Telemedizin und
die verbesserte Möglichkeit zur
Delegation ärztlicher Leistun-
gen, zum Beispiel wie im Mo-
dellprojekt „Gemeindeschwester
AGnES“. Da die Mehrheit der
Medizinerinnen statt der Selbst-
ständigkeit ein Angestelltenver-
hältnis in einer Praxis wünsche,
sei auch dies bei der Ärztever-
sorgung auf dem Land stärker zu
berücksichtigen.

Rainer Brüderle stellte die Be-
deutung eines starken Mittel-
standes heraus. Er verwies dar-
auf, dass Deutschland wegen
seines guten Ausbildungssy-
stems, des starken Mittelstandes

(Fortsetzung von Seite 1)
weitere Kommunen haben ihr In-
teresse bekundet. Bedauerlicher-
weise herrscht Sackmann zufolge
vielerorts noch Skepsis, „obschon
wir sowohl bei den Anspruchs-
voraussetzungen als auch bei der
Umsetzung darauf geachtet ha-
ben, alles so einfach wie möglich
zu gestalten“. Vor diesem Hinter-
grund warb der Staatssekretär
dafür, „die Einführung der
Bayerischen Ehrenamtskarte tat-
kräftig zu unterstützen“.

Themenwechsel. Mit Blick auf
das bevorstehende Spitzenge-
spräch über die Neugestaltung des
kommunalen Finanzausgleichs
hat die KPV im Vorfeld einige aus
ihrer Sicht wichtige Verbesser-
ungsvorschläge und Anregungen
formuliert. So wird vorgeschla-
gen, dass die Bezirke, Landkreise

(Fortsetzung von Seite 1)
se Marken bis Sommer 2013 zu
erreichen, sei fast unmöglich.
Deshalb müssten die Länder
ihren Kommunen jetzt dringend
die noch notwendigen Finanz-
mittel bereitstellen. Weitere er-
hebliche Hürden seien fehlende
Grundstücke für Neubauten und
ein Mangel an Erzieherinnen
und Erziehern.

Das 10-Punkte-Programm des
Bundes biete hilfreiche Ansatz-
punkte, vor allem durch das Fest-
anstellungsprogramm für Tages-
mütter und durch zinsvergünstig-
te KfW-Kredite für Investitionen.
Große Bedenken bestünden aller-
dings, wenn der Bund bundes-
weit per Gesetz Qualitätsstan-
dards vorgeben wolle. So wün-
schenswert solche Verbesserun-
gen sein mögen, fehlten neben
dem noch notwendigen Ausbau
der Platzzahlen dafür schlichtweg
die Mittel, so Articus: „Das 10-
Punkte-Programm kann helfen,
schneller voranzukommen, es
kann aber nicht garantieren, dass
der Rechtsanspruch wirklich über-
all erfüllt wird.“ Bund und Län-
der müssten Übergangsszenarien
aufstellen, wenn der Rechtsan-
spruch trotz aller Anstrengungen
gefährdet ist. Dazu gehöre auch,
Standards zu überprüfen, die für
die Kinder verträglich verändert
werden können.

Ausbaudynamik

Hans-Günter Henneke, Haupt-
geschäftsführer des Deutschen
Landkreistages, erklärte: „Neben
der quantitativen Verbesserung
der Betreuungssituation kommt
es auch und vor allem auf quali-
tativ hochwertige Angebote an.
Der aktuelle Bericht zum Stand
des Ausbaus der Kinderbetreu-
ung belegt, dass die Qualität
trotz der bestehenden Ausbaudy-
namik sogar graduell gestiegen
ist. Das unterstreicht die enor-
men Anstrengungen der Kom-
munen, ihre Angebote insgesamt
weiterzuentwickeln und nicht le-
diglich auf ‚Masse statt Klasse‘
zu setzen.“

Gleichwohl bleibe noch viel zu
tun, gerade mit Blick auf fehlende
Erzieherinnen und Erzieher, was
laut Henneke mehr und mehr
zum Problem werde: „Was wir
hier brauchen, sind zusätzliche
gemeinsame Kraftanstrengungen
von Ländern, Kommunen und
Ausbildungsstätten mit breiter
Unterstützung etwa vom Bund,
der Wirtschaft, den Gewerkschaf-
ten und der Wohlfahrtspflege.
Nicht nur die Kommunen müssen
ihre Bemühungen um Qualität
und Quantität weiterführen, son-
dern vor allem die Länder müssen
ihrer Finanzierungspflicht nach-
kommen. Die Kommunen sind
darauf angewiesen, die für den
flächendeckenden Ausbau der
Krippenbetreuung notwendigen
Mittel von den Ländern zu erhal-
ten. Dies umfasst auch Maßnah-
men zur Aktivierung des Fach-
kräftepotenzials. Die Länder dür-
fen sich nicht wegducken, denn
sie sind ganz klar gegenüber den
Kommunen finanziell verant-
wortlich.“

NachAuffassung des Hauptge-
schäftsführers des Deutschen
Städte- und Gemeindebundes,
Gerd Landsberg, ist die Erfüllung
des Rechtsanspruchs ein gesamt-
gesellschaftlicher Kraftakt. Nicht
nur der Staat sei gefordert, son-
dern auch die Wirtschaft müsse

sich stärker bemühen, die vorhan-
denen Betriebskindergärten wei-
ter auszubauen und zusätzliche
Tagesmütter einzustellen. Kleine-
re Unternehmen könnten hier zu-
sammenarbeiten oder auch mit
den Kommunen kooperieren.
Auch von den Eltern erwarte man
ein gewisses Maß an Flexibilität
und Verständnis. Nicht jeder wer-
de die gewünschte Betreuung für
jeden Zeitraum gleich um die
Ecke bekommen können. „Wir
bleiben auch bei unserer Forde-
rung, dass das Ausbauprogramm
durch zusätzliche Stellen im Bun-
desfreiwilligendienst unterstützt
werden sollte. Es muss auch das
Ziel sein, jedenfalls einen Teil der
Erzieherinnen und Erzieher die
häufig in Teilzeit arbeiten, wenig-
stens für eine Übergangszeit zu
bewegen, Vollzeit tätig zu wer-
den“, meinte Landsberg.

Fachkräftemangel

„Bund, Länder und Kommu-
nen müssen sich an einen Tisch
setzen, um einen Ausweg zu fin-
den, damit nicht Kommunen mit
Klagen und findigen Schadener-
satzforderungen überzogen wer-
den“, mahnte unterdessen der
Vorsitzende des Bayerischen
Städtetags, Nürnbergs Oberbür-
germeister Dr. Ulrich Maly: „Ge-
rade in größeren Städten ist der
Bedarf hoch, hier fehlt qualifi-
ziertes Personal. Der Stellen-
markt ist wie leer gefegt. Wegen
hoher Mietkosten und hoher Le-
benshaltungskosten sind Fach-
kräfte kaum bereit, in eine Stadt
zu ziehen. Und dann fehlen gera-
de in Städten mit hohen Immobi-
lienpreisen Grundstücke oder ge-
eignete Gebäude für neue Kinder-
krippen.“

Maly zufolge liegt der Ur-
sprung des Problems im Jahr
2007: Ohne Beteiligung der
Kommunen hätten Bund und
Länder damals beim Krippengip-
fel des Bundes hehre Ziele samt
Rechtsanspruch formuliert.Aller-
dings seien vor fünf Jahren die
Ausbaukosten viel zu niedrig an-
gesetzt und der tatsächliche Aus-
baubedarf drastisch unterschätzt
worden.

Quote wird überschritten

Die als durchschnittliche Ziel-
marke angenommene Bundes-
quote von 35 Prozent zur Ver-
sorgung von Kindern unter drei
Jahren bis zum 1. August 2013
wird nach Einschätzung des
Verbandsvorsitzenden erheb-
lich überschritten, sowohl im
Landesdurchschnitt als auch in
besonders betroffenen Städten.
Der Bedarf an Betreuungsplät-
zen sei in den vergangenen Jah-
ren erheblich stärker gestiegen
als noch vor wenigen Jahren ge-
dacht wurde - vor allem in den
größeren Städten sei mit Betreu-
ungsquoten mit über 40 Prozent
wie in Augsburg und von über
50 Prozent wie in München
oder Nürnberg zu rechnen.

Laut Maly stellt sich vor dem
Hintergrund der rasant steigen-
den Bedarfszahlen die Frage, ob
der Rechtsanspruch bei der vom
Bund unterstellten Quote von 35
Prozent tatsächlich erfüllt ist –
„dies lässt sich wohl schon heute
verneinen“. Selbst bei einer
Quote von 50 Prozent könnte die
Nachfrage als nicht befriedigt
gelten. „Die bayerischen Kom-
munen werden ihren Verpflich-

tungen zu einer flächendecken-
den Krippenbetreuung auch über
eine Quote von 35 Prozent hin-
aus nachkommen - dafür brau-
chen sie allerdings ein Moratori-
um für den Rechtsanspruch.“

Der Ausbau der Kinderbetreu-
ung habe bei den Kommunen
Priorität, fuhr der Städtetagschef
fort. Dies sei selbst in Zeiten so
gewesen, als das Geld knapp
war. Maly: „Die Kommunen ha-
ben innerhalb von fünf Jahren
das Angebot für Kinder unter
drei Jahren kräftig erweitert. Da-
mit ist Bayern aus der Schluss-
lichtposition deutlich nach vorne
gerückt. Der Freistaat hat nicht
zuletzt durch die Vorleistung der
bayerischen Städte und Gemein-
den aufgeholt.“

110.000 Plätze notwendig

Im Jahr 2006 betrug der Ver-
sorgungsgrad landesweit 7 Pro-
zent, im Jahr 2011 sind es 24
Prozent: Aktuell gibt es in Bay-
ern rund 76.000 Betreuungsplät-
ze für Kinder unter drei Jahren.
Das Bayerische Sozialministeri-
um geht davon aus, dass zur Er-
füllung des Rechtsanspruchs ab
2013 rund 110.000 Plätze not-
wendig sein werden; das wäre
eine durchschnittliche Versor-
gungsquote von 36 Prozent. Al-
lerdings schwankt der Bedarf in
den kreisfreien Städten Bayerns
zwischen unter 30 bis zu 60
Prozent.

Wie Maly hervorhob, tragen
die Kommunen einen Großteil
der Kosten. Bei den Investitions-
kosten für den Bau neuer Krip-
pen hätten Bund und Freistaat
die Kommunen bislang gut un-
terstützt, sie jedoch beim Groß-
teil der Betriebskosten bislang
im Regen stehen lassen. Investi-
tionskosten fielen einmalig an,
Betriebskosten schlügen sich
jährlich in den kommunalen
Haushalten nieder, etwa für Per-
sonal, Heizung und Reinigung.
„Bei den Investitionskosten
brauchen wir eine Fortsetzung
der bisherigen Förderung. Der
Freistaat muss das bis Ende 2013
laufende Bund-Land-Förderpro-
gramm weiter führen.“

Der Vorsitzende plädierte für ei-
nen neuen Krippengipfel, in dem
jährlich regelmäßig Ausbaustand,
Ausbauziel und gemeinschaftli-
che Finanzierung abgeglichen
werden. Bund und Länder hätten
ohne Beteiligung der Kommunen
einen Rechtsanspruch formuliert,
nun dürften sich Bund und Länder
nicht vor den Kosten drücken.
„Wir brauchen eine verlässliche
Finanzierung der Betriebskosten:
Bei dieser gesamtgesellschaftli-
chen Aufgabe sollten sich Bund,
Freistaat und Kommunen die Ko-
sten dritteln.“

Konnexität anerkennen

Bisher weigere sich der Frei-
staat, die Konnexität für den Krip-
penausbau anzuerkennen. Die
Städte fordern, dass die beim Krip-
pengipfel gegebene Zusage, wo-
nach Bund, Land und Kommunen
je ein Drittel der zusätzlichenAus-
baukosten zahlen, von Bund und
Land eingehalten wird. Während
der Freistaat sein Drittel bereits
überschreite, bleibe der Bund da-
hinter zurück. „Es geht nicht an,
dass die Kommunen weiterhin
über die Hälfte der jährlich anfal-
lenden Betriebskosten tragen“, so
Maly abschließend. DK

und kreisfreien Städte für die ih-
nen zugewiesenen Aufgaben im
Sozial- und Jugendhilfebereich ei-
nen festen Anteil aus dem allge-
meinen Steuerverbund erhalten.
Bayernweit steigen diese Ausga-
ben jährlich um rund 250 Millio-
nen Euro. Sie müssen zum großen
Teil aus Kreis- und Bezirksumla-
gen beglichen werden.

Direkte Landesmittel

Da die Ausgaben der Sozial-
und Jugendhilfe keine Wahllei-
stungen sind, wäre es nach An-
sicht der KPV „für die kommuna-
le Familie zielführend, wenn die
jeweils zuständige Ebene dafür di-
rekt Landesmittel erhält, da die
Sozial- und Jugendhilfekosten
mittlerweile die Bezirksetats do-
minieren und einen ganz wesent-

Ehrenamt zahlt...

Das Kapital nutzen...
flächendeckend gegeben, so der
Minister. Beim Ausbau in wirt-
schaftlich weniger attraktiven
Regionen forderte Rösler mehr
Innovationsfreude. Er stellte
klar, dass bei der Umstrukturie-
rung der öffentlichen Räume
kein Platz für Ideologien sei.

Daseinsvorsorge

Im Modul „Neue Wege in der
Daseinsvorsorge gehen“ sprach
Gesundheitsminister Daniel Bahr
über die Zukunft der medizini-
schen Versorgung in ländlichen
Räumen. Er riet davon ab, die de-
mographischen Herausforderun-
gen ausschließlich mit Katastro-
phenszenarien schlecht zu reden.
Mit dem Versorgungsstrukturge-
setz habe die Koalition bereits
wichtige Anpassungsprozesse
eingeleitet und Anreize für junge
Ärzte geschaffen, in ländlichen
Räumen zu arbeiten. Gerade die
personalintensive Gesundheits-
wirtschaft berge Chancen, die Ar-
beitsmarktsituation in der Fläche
zu verbessern.

Die versammelten Fachpoliti-
ker waren sich einig, dass es
noch Nachholbedarf bei Stan-
dortpolitik und Regionalmarke-
ting gibt. So müsse die Infra-
struktur, gerade auch in Bezug
auf digitale Kommunikations-
mittel, besser ausgebaut werden.
Lokale Akteure sollten sich bes-
ser vernetzen und Fördergelder
gezielter und effizienter einge-
setzt werden. Auch wurde so
manche Stimme laut, gegenüber
den Kollegen in den urbanen
Zentren mit mehr Selbstbewusst-
sein aufzutreten. DK

sowie durch das System des Fö-
deralismus so erfolgreich sei.
Denn durch die kommunale
Selbstverwaltung könne indivi-
duell und gezielt auf die Gege-
benheiten und Herausforderun-
gen vor Ort reagiert werden. Da
die Kommunen vielfach vor fi-
nanziellen Problemen stünden
und die Folgen des demografi-
schen Wandels große Kosten
verursachen würden, müsse ver-
stärkt auf interkommunale Zu-
sammenarbeit gesetzt werden.

„Für mich ist Provinz nichts
Negatives“, meinte der Fraktions-
vorsitzende. Er komme selbst aus
einem ländlichen Gebiet, sei
zwölf Jahre Bürgermeister gewe-
sen. In ländlichen Räumen sehe er
keine Nachteile, sondern eine
Chance – etwa durch deutlich at-
traktivere Preise. Mit modernen
Internetverbindungen sei es mitt-
lerweile möglich, überall gut an
Informationen zu kommen.

Fortschrittsoffenheit

Im Modul „Wachstum, Be-
schäftigung und Infrastruktur
stärken“ machte Wirtschaftsmi-
nister Philipp Rösler deutlich, es
hänge von der Politik ab, wie
diese Regionen wahrgenommen
werden. Rösler forderte in die-
sem Zusammenhang auch ge-
genüber neuen Technologien
mehr „Fortschrittsoffenheit“ von
den Ländern. Einem idyllischen
Bild nachzuhängen, löse die Pro-
bleme nicht.

Der Ausbau der Breitbandan-
bindung der ländlichen Räume
gehe weiter voran, eine Grund-
versorgung sei mittlerweile fast

Finanziell nicht verkraftbar...

SDL Thierhaupten feiert 20jähriges Jubiläum
Unter dem Motto „NeuerAufbruch für das Land“ feiert die SDL am 29. Juni 2012 mit prominenten Gä-
sten, unter anderem der Präsidentin des Bayerischen Landtags Barbara Stamm, dem Präsidenten des
Zentralkomitees der deutschen Katholiken Alois Glück, Gemeindetagspräsident Dr. Uwe Brandl und
Autor Leo Hiemer im Kapitelsaal des ehemaligen Klosters Thierhaupten.
Im Rahmen dieser Veranstaltung überreicht der Vorstandsvorsitzende der SDL und Bezirkstagsprä-
sident Jürgen Reichert die „Diamantene Ehrennadel“ an Prof. Dr.-Ing. Holger Magel für seine Ver-
dienste um die Gründung und Entwicklung der SDL. In den 20 Jahren haben über 27.500 Teilneh-
mer in rund 1.140 Veranstaltungen vom Know-how der Schule profitiert und so ihre Heimatge-
meinden vorangebracht. �

lichen Teil der Haushalte der
Landkreise und kreisfreien Städte
ausmachen“. Das bisherige Sy-
stem, nach dem ein Großteil der
Mittel aus den Steuerverbünden
zunächst an die Städte und Ge-
meinden ausbezahlt werden und
dann wieder über festzusetzende
Umlagen nach oben weiterge-
reicht werden müssen, sei zu hin-
terfragen, „insbesondere wenn es
um die Erfüllung von Pflichtauf-
gaben wie Jugend- und Sozialhil-
fe geht“. Bei der Frage der Neu-
verteilung der staatlichen Zuwen-
dungen wird vorgeschlagen, „ei-
nen Einstieg insbesondere über
zur Verfügung stehende Mehrein-
nahmen aus den Steuerverbünden
zu finden“.

Entlastung

Trotz der schrittweisen Entla-
stung der kommunalen Haushalte
durch die Übernahme der Grund-
sicherung durch den Bund ist
nach Auffassung der KPV eine
weitere Unterstützung in Form ei-
nes Bundesleistungsgesetzes not-
wendig. „Demnach haben sich
Bund und Land an den Kosten der
Eingliederungshilfe zu beteili-
gen.“

Die Tatsache, dass eine Ge-
meinde mit mehreren Ortsteilen
für eine größere Anzahl an Ge-
meindestraßen zuständig ist, wird
laut KPV im bisherigen FAG
nicht berücksichtigt. „Ein Ansatz
wäre hier zum Beispiel, die Un-
terhaltszuschüsse für die Gemein-
destraßen ähnlich der früheren
Regelung bei den Kreisstraßen zu
staffeln.“

Bei den Schlüsselzuweisungen,
die heuer rund 2,7 Milliarden Eu-
ro betragen, sollte nach KPV-An-
sicht ein spürbarer Zuschlag ins
Auge gefasst werden, „wobei bei
der Verteilung der Mittel struktu-
relle Veränderungen vorgenom-
men werden müssen“. Die KPV
schließt sich dem Vorschlag des
CSU-Bezirksverbands Nieder-
bayern an, die zusätzlichen Mittel
für eine Aufstockung der Ein-
wohnergewichtung zu verwen-
den, die bisher bei kleinen Ge-
meinden bei 108 Prozent liegt,
während größere Städte 150 Pro-
zent und München sogar noch
mehr erhalten. DK
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Jeder Mensch hat etwas, das ihn antreibt.

Wir machen den Weg frei.
Gemeinsam kann man
seine Ziele besser errei-
chen als allein. Das ist der
Grundgedanke einer jeden

Genossenschaft. Wussten Sie eigentlich, dass
Volksbanken Raiffeisenbanken auch Genos-
senschaften sind? Werden Sie Mitglied und
profitieren Sie als Teilhaber Ihrer Bank von
der Stärke unserer Gemeinschaft. Wir bera-
ten Sie gern. vr-banken-bayern.de

2012 ist

das Jahr der

Genossen-

schaften.

Neue Mitglieder in der Genossenschaft „Klinik-Kompetenz-Bayern“ (KKB):

Versorgung auf
hohem Niveau sichern

Weißenburg – Das Krankenhaus St. Josef in Schweinfurt, die
Theresienklinik Würzburg und die Geomed-Klinik Gerolzhofen
sind neue Mitglieder in der Genossenschaft „Klinik-Kompetenz-
Bayern“ (KKB). Ziel der Genossenschaft ist es, die kommunalen
und freigemeinnützigen Kliniken besser miteinander zu vernet-
zen. Dadurch soll die flächendeckende Klinikversorgung in Bay-
ern dauerhaft und auf hohem Niveau gesichert werden.

Die KKB will die Wettbe-
werbsfähigkeit und die Marktpo-
sition der einzelnen Mitgliedskli-
niken durch Know-how-Transfer
und Erfahrungsaustausch stärken.
Die einzelnen Kliniken bleiben
selbständig. Unter den Projekten
sind Themen wie Benchmark-
Controlling, Interne Revision,
Kodierung und MDK, Hygiene,
Einkauf, Personalentwicklung,
Förderberatung sowie Rechts-
und Vertragswesen.

Gründung in Weißenburg

Die Genossenschaft wurde im
Januar 2011 in Weißenburg ge-
gründet. Dem freiwilligen Ver-
bund angeschlossen sind aktuell
16 Träger mit 33 kommunalen
und freigemeinnützigen Klini-
ken in Bayern. 5.619 Betten im
akutstationären Bereich und 298
Reha-Betten werden von der
Klinik-Kompetenz-Bayern re-
präsentiert. Insgesamt beschäfti-
gen die Klinken, die aktuell zur
Genossenschaft zählen, 13.466
Mitarbeiter und haben ein DRG-
Budget-Volumen von 691,78
Millionen Euro sowie einen Ge-
samtumsatz von 822,29 Millio-
nen Euro. Die Mitglieder der
Genossenschaft betreiben auch
zahlreiche Altenpflegeheime

und Service-Wohnanlagen (Be-
treutes Wohnen).

Mitglieder

Neben den Kliniken des Land-
kreises Weißenburg-Gunzenhau-
sen beteiligen sich als Grün-
dungsmitglieder die Gemeinnüt-
zige Krankenhausgesellschaft des
Landkreises Bamberg mbH (Kli-
nik am Eichelberg, Steigerwald-
klinik Burgebrach, Juraklinik
Scheßlitz), das Klinikum Fürth,
die Kliniken des Landkreises
Neustadt/Aisch – Bad Winds-
heim (Klinik Neustadt/Aisch,
Klinik Uffenheim, Klinik Bad
Windsheim), die Kliniken Nor-
doberpfalzAG (Krankenhaus Tir-
schenreuth, Krankenhaus Wald-
sassen, Krankenhaus Kemnath,
Steinwaldklinik Erbendorf, Klini-
kum Weiden, Krankenhaus Es-
chenbach, Krankenhaus Vohen-
strauß, Krankenhaus Neustadt
a.d. Waldnaab) die Kliniken im
Naturpark Altmühltal (Klinik
Eichstätt, Klinik Kösching), die
Haßberg-Kliniken (Krankenhaus
Haßfurt, Krankenhaus Ebern,
Klinik in Hofheim), die Kreiskli-
nik Roth, das Waldkrankenhaus
St. Marien gGmbH-Erlangen und
die Main-Klinik Ochsenfurt
gGmbH an der Genossenschaft.

Als neue Mitglieder wurden
die Kreisklinik gGmbH Bad
Neustadt a. d. Saale, die Kreiskli-
nik Wörth a. d. Donau, das Klini-
kum St. Marien Amberg, die
Krankenhäuser des Landkreises
Amberg-Sulzbach (St. Anna
Krankenhaus, St. Johannes Kli-
nik) sowie vor kurzem das Kran-
kenhaus St. Josef in Schweinfurt,
die Theresienklinik Würzburg Bei der Übergabe der Mitgliedsurkunde waren dabei (von links):

KKB-Vorstand Jürgen Winter (Kliniken des Landkreises
Weißenburg-Gunzenhausen), Wolfgang Schirmer (Geomod-Kli-
nik Gerolzhofen), Martin Stapper (Krankenhaus St. Josef in
Schweinfurt und Theresienklinik Würzburg), Schwester Lydia
Wießler (Generalassistentin der Kongregation der Erlöser-
Schwestern), KKB-Vorstand Dr. Alexander Schraml (Main-Kli-
nik Ochsenfurt) und KKB-Vorstand Josef Götz (Kliniken Nord-
oberpfalz AG). Foto: KKB

und die Geomod-Klinik Gerolz-
hofen aufgenommen.

Vorstand

Der nebenamtlich tätige Vor-
stand besteht aus Josef Götz (Kli-
niken NordoberpfalzAG), Jürgen
Winter (Kliniken des Landkreises
Weißenburg-Gunzenhausen) und
Dr.Alexander Schraml (Main-Kli-
nik Ochsenfurt). Der Vorstand
hofft, dass sich noch weitere Klini-
ken dem jungen Verbund an-
schließen werden. Aktuell liegen
weitere konkrete Anfragen vor.
Für die beteiligten Städte und
Landkreise bedeute die neue Or-
ganisation eine Stärkung der kom-
munalen Selbstverwaltung. wefa

Zwischenbilanz:

Modellvorhaben
„Ort schafft Mitte“

Wie gehen die Kommunen des Modellvorhabens „Ort schafft
Mitte“ gegen Leerstände in ihren Ortsmitten vor? Bei der Zwi-
schenbilanz zeichnen sich drei Strategien ab: Eine Gruppe der
Gemeinden setzt auf ihre Vorbildfunktion und auf ihre Chancen
als Mobilisierer. Eine zweite Gruppe versucht Marktnischen zu
öffnen, in dem sie besondere Förderansätze im Einzelhandel oder
bei Hotels und Pensionen erprobt. Eine dritte entwickelt neue
Formen der Partnerschaft eines öffentlich-privaten Immobili-
enmanagements.

Mit dem Modellvorhaben „Ort
schafft Mitte“ trägt die Oberste
Baubehörde dazu bei, gezielt die
Ortskerne im ländlichen Raum
aufzuwerten. Innenstaatssekretär
Gerhard Eck sagt dazu: „Bürger-
engagement ist der Schlüssel zum
Erfolg. Private, kommunale und
staatlicheAktivitäten und Investi-
tionen müssen ineinander grei-
fen.“ Das Modellvorhaben läuft
über drei Jahre. Während dieser
Zeit steht den Modellkommunen

ein wissenschaftliches For-
schungsteam zur Seite. Die bishe-
rigen Ergebnisse sind in der Bro-
schüre zur Zwischenbilanz darge-
stellt. Im Herbst 2013 wird Ge-
samtbilanz gezogen.

Ländlichen Raum stärken

Die Bayerische Staatsregierung
setzt sich mit einer Vielzahl von
Initiativen und Programmen für
den ländlichen Raum ein. Eck:

„Mit der Städtebauförderung
können wir den ländlichen Raum
wirkungsvoll stärken, zukunfts-
fähig gestalten und als lebenswer-
te Heimat für mehrere Millionen
Menschen erhalten“. Wie wichtig
die Städtebauförderung für die
Staatsregierung ist, zeigt sich
auch in den dafür bereitgestellten
Haushaltsmitteln. 2012 hat der
Freistaat Bayern seinen Ansatz
um 34 Millionen Euro auf rund
97 Millionen Euro Landesmittel
aufgestockt. Davon sind 17 Mil-
lionen Euro zur Leerstandsbesei-
tigung sowie für Maßnahmen des
Modellvorhabens „Ort schafft
Mitte“, 14 Millionen Euro für Ge-
werbe- und Industriebrachen und
drei Millionen Euro für die Kon-
version militärischer Liegen-
schaften vorgesehen.

Die Modellvorhaben werden in

den Städten Freyung, Kemnath,
Röttingen und Schrobenhausen,
den Märkten Mitwitz, Schnaittach
und Stadtlauringen, den Gemein-
den Blaibach und Mertingen so-
wie im Rahmen der interkommu-
nalen Zusammenarbeit der Städte
Schwarzenbach a. Wald, Selbitz
und Naila ausgeführt.

Die Gemeinde Blaibach wird
seit 1999 von der Städtebauförde-
rung unterstützt. Die bereits be-
gonnene Sanierung des ‘Blauen
Hauses’ sowie die geplante Wie-
derbelebung der Ortsmitte mit
kulturellen Nutzungen sind vor-
bildliche Projekte der Gemeinde,
um ihre Ortsmitte zu stärken.

Die Broschüre zur Zwischenbi-
lanz sowie weitere Informationen
zum Modellvorhaben sind unter
http://www.ortschafftmitte.de
abrufbar. �

http://www.vr.banken-bayern.de
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BayBO handlich und verständlich.

Schnelle Orientierung
Der »Schwarzer/König«

■ vermittelt die Grundzüge der

BayBO in ihrer neuesten

Fassung und beantwortet die für

die Praxis bedeutsamen Einzel­

fragen

■ gibt Hinweise auf die ober­

gerichtliche und höchstrichter­

liche Rechtsprechung sowie auf

weiterführende Literatur

■ behandelt die Themen, die in der

täglichen Praxis der Gerichte

und Baubehörden immer

wieder auftauchen.

Komprimierte Darstellung
Die Neuauflage kommentiert in

komprimierter Form das durch

die Änderungsgesetze der Jahre

2008 und 2009 in Anlehnung an

die Musterbauordnung nochmals

umfangreich geänderte Gesetzes­

werk. Damit bietet der »Schwarzer/

König« eine handliche Ergänzung

zu den Großkommentaren der

Bayerischen Bauordnung.

Mit einem Griff informiert
sind dank neuem »Schwarzer/

König« vor allem Verwaltungs­

beamte, Rechtsanwälte und

Richter, aber auch Bauherren,

Architekten und Ingenieure.

Aus erster Hand:
Der Autor Helmut König war als Vorsitzen­

der Richter am Bayerischen Verwaltungs­

gerichtshof täglich praktisch mit der BayBO

befasst und gilt als profunder Kenner der

Materie.
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Schwarzer/König, Bayerische Bauordnung
4. Auflage. 2012. XIX, 482 Seiten. In Leinen € 62,–
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Straße

PLZ/Ort
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Bestellen Sie bei Ihrem Buchhändler oder bei:
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Großraum München:

Herrmann setzt sich für mehr
bezahlbaren Wohnraum ein

Die Lage auf dem Münchner Wohnungsmarkt ist angespannt.
Doch die Bayerische Staatsregierung steuert mit einer aktiven
Wohnungspolitik dagegen. „Für die Bayerische Staatsregie-
rung hat die Wohnraumförderung eine hohe Priorität. Allein
damit kann man die zunehmenden Wohnungsmarktanspan-
nungen im Ballungsraum München jedoch nicht lösen. Wir
müssen zum Beispiel auch die Investoren im frei finanzierten
Wohnungsbau gewinnen. Ich werde mich daher weiterhin
dafür einsetzen, dass der Wohnungsbau bundesweit durch bes-
sere steuerliche Abschreibungsmöglichkeiten angekurbelt
wird“, sagte Innenminister Joachim Herrmann bei einem
Pressegespräch zum Wohnen im Großraum München.

„Ich werde außerdem die maß-
geblichen Akteure und Fachleute
zu einem offenen Gedanken- und
Meinungsaustausch einladen“,
fuhr der Minister fort. Mit dem
Zweckentfremdungsrecht hat die
Staatsregierung bereits ein Instru-
ment entwickelt, das sich gerade in
der Landeshauptstadt als wirksa-
mes Werkzeug zur Sicherung von
Wohnraum erwiesen hat. Zudem
ermöglicht das Bayerische Woh-
nungsbindungsrecht den Kommu-
nen eine gezielte Belegung von
preisgünstigem Wohnraum je
nach Bedürftigkeit.

Doch die Staatsregierung sieht
auch die Stadt gefordert. Die muss
die Baurechtschaffung forcieren.
Die verfassungsrechtlich festge-
schriebene Planungshoheit der
Kommunen ist ein wichtiges
Steuerungsinstrument zur Schaf-
fung von Bauflächen. So sind zum
Beispiel die neuen Stadtviertel an
der Nordheide, amAckermannbo-
gen, in Riem, auf der Theresien-
höhe und die Bebauung auf den
Konversionsflächen der Bahn an
der Arnulfstraße, Landsberger-
straße und im Hirschgartenareal

entstanden.Auch weitere Konver-
sionsgelände, wie die ehemalige
Funk- und Bayernkaserne, müssen
jetzt schnell dem Wohnungsbau
zugeführt werden.

Modellprojekt

Das vom Freistaat Bayern mit
Zuschüssen geförderte Modellpro-
jekt „Siedlungsentwicklung und
Mobilität“ hat ergeben, dass es in
der Stadt München und in den
Umlandgemeinden im Umkreis
der U-Bahn- und S-Bahn-Statio-
nen noch potenzielle Wohnbau-
flächen in beträchtlichem Umfang
gibt. Herrmann: „Die Überpla-
nung und Bebauung dieser
Flächen könnte ein wichtiger Bei-
trag zur Schaffung von mehr
Wohnraum sein. Hier sind die
Umlandgemeinden gefragt. Dane-
ben gibt es gute Beispiele, wie
man in Wohnanlagen und Wohn-
vierteln nachträglich mehr Woh-
nungen unterbringen kann. Eigene
Grundstücke setzt der Freistaat
nach Möglichkeit zum Woh-
nungsbau ein. Seit 2005 errichtete
die Stadi-Bau GmbH 800 Woh-

nungen in München. In Bau sind
noch einmal 100 Staatsbedienste-
tenwohnungen in der Schachen-
mayerstraße.

Falscher Weg

Um zusätzliche Einnahmen zu
erhalten, haben in den letzten Jah-
ren mehrere Bundesländer die
Grunderwerbssteuer angehoben.
2011 hat das grün-rot regierte Ba-
den-Württemberg die Grunder-
werbssteuer von 3,5 auf fünf Pro-
zent angehoben. Zum 1. April ist
das Land Berlin mit einer Er-

höhung von 4,5 auf fünf Prozent
gefolgt. Herrmann hält das für den
falschen Weg. „Es macht keinen
Sinn, wenn der Staat mit der einen
Hand die Wohneigentumsbildung
mit Förderdarlehen unterstützt und
mit der anderen Hand das Geld
mit der Grunderwerbssteuer wie-
der nimmt. Wir heben die Grun-
derwerbssteuer nicht an!“

Bayern fordert beim Neubau
von Mietwohnungen einen de-
gressiven Abschreibungssatz von
vier Prozent in den ersten acht Jah-
ren. Außerdem sollen Bauherren,
die ihre Neubauten über die ge-
setzlichen Anforderungen hinaus
energetisch optimieren, zusätzlich
gefördert werden. Bisher stieß ein
entsprechender Gesetzentwurf
Bayerns auf den Widerstand ande-
rerBundesländer.AuchderGesetz-
entwurf der Bundesregierung wur-
de 2011 im Bundesrat gegen die
Stimmen Bayerns abgelehnt. �

Der Bürgerkirche
eine Zukunft geben

Ehrgeiziges Projekt des Kirchenbauvereins
der Regensburger Neupfarrkirche e. V.

Ein europäisches Dornröschen wird geweckt: Der Kirchen-
bauverein der Regensburger Neupfarrkirche e. V. realisiert
derzeit in der bayerischen Universitätsstadt Regensburg ein
kulturhistorisch herausragendes Projekt von europäischem
Rang.

Seit Anfang des Jahres wird
die im 16. Jahrhundert erbaute
und im 19. Jahrhundert vollen-
dete Evangelisch-Lutherische
Neupfarrkirche, geographischer
Mittelpunkt der Universitäts-
stadt Regensburg und Bau-
denkmal von überregionaler
Bedeutung, saniert. Der erste
Bauabschnitt ist so gut wie voll-
endet. An dem ebenso mutigen
wie ehrgeizigen Veränderungs-
konzept arbeitet der Kirchen-
bauverein der Regensburger
Neupfarrkirche, bestehend aus
einer kleinen Gruppe Regens-
burger Bürger, seit mittlerweile
acht Jahren.

Perspektive
für das Bauwerk

Mit der hier vorgelegten Ini-
tiative hoch engagierter Bürger
wird nach den Worten von
Oberbürgermeister Hans Schai-
dinger „diesem Ort und diesem
Bauwerk eine Perspektive gege-
ben, die würdig an die Ge-
schichte anknüpft und ihr den
Weg in eine aussichtsreiche Zu-
kunft weist“.

Ursprünglich gehörten die
Neupfarrkirche und der sie um-
gebende Platz zum mittelalterli-
chen Wohngebiet der jüdischen
Bürger dieser Stadt. Die Pogro-
me des Februar 1519 und die
anschließende Vertreibung der
Juden beendeten jedoch das
jahrhundertelange friedliche
und tolerante Zusammenleben
der jüdischen und christlichen
Bevölkerungsteile auf schreck-
liche Weise. Die Wohngebäude
der Juden und die altehrwürdige
romanische Synagoge wurden
eingerissen.

Bewegte Geschichte

Überreste der jüdischen Sied-
lung sind heute im „document
Neupfarrplatz“ unter dem Neu-
pfarrplatz zu besichtigen. An
der Stelle der früheren Synago-
ge befindet sich seit 2005 das
begehbare Gedenkareal des jü-
dischen Künstlers Karavan. Auf
dem Gelände der alten Synago-
ge wurden unverzüglich eine
Holzkapelle und eine triumpha-
listische Marienfigur errichtet,
kurz danach begann der Bau der
heutigen Neupfarrkirche.

Die Kirche organisierte rasch
eine „Wallfahrt zur Schönen
Maria“, und der Ort wurde mit

25.000 gelesenen Messen in nur
drei Jahren eine der meistbe-
suchten Wallfahrtstätten Euro-
pas. Die Stadtväter Regensburg
beauftragten den aus Augsburg
stammenden Architekten Hans
Hieber mit dem Bau der heuti-
gen Kirche, die jedoch nicht sei-
nen prunkvollen Plänen gemäß
ausgeführt wurde, sondern lan-
ge Zeit ein Fragment aus Ost-
chor, Hauptschiff und den Zwil-
lingstürmen blieb. Erst in den
Jahren 1860 bis 1863 wurde die
Kirche durch den Münchner Ar-
chitekten Ludwig Foltz in ihrer
heutigen Form vollendet.

Die Neupfarrkirche ist der be-
deutendste kirchliche Renais-
sancebau der Region. Hier ver-
einigen sich mittelalterliche
Stilelemente mit spätgotischen
und diversen für die damalige
Baukunst völlig neuartigen ita-
lienischen Formen.

Reformation

1542 trat Regensburg zur
Evangelisch-Lutherischen Kon-
fession über. Am 15. Oktober
1542 wurde in dieser Kirche
erstmals das Abendmahl unter
beiderlei Gestalt ausgeteilt. Die
ehemalige katholische Wall-
fahrtskirche zur Schönen Maria
wurde nun zur „Neuen Pfarre“
des evangelischen Regensburg.

Eine Million Euro hat der Kir-
chenbauverein inzwischen bereits
aufgewendet, um den maroden
Sandsteinsockel und das Kir-
chenäußere wieder herzustellen.
Wie Projektleiter Jan von Hassel,
stellvertretender Vorsitzender des
Kirchenbauvereins der Regens-
burger Neupfarrkirche e. V. be-
tont, „versuchen wir, das optimal
Erreichbare zu realisieren“.

Sponsoren-App

Weitere sechs bis sieben Mil-
lionen Euro fehlen dem Förder-
verein noch, um die Neupfarr-
kirche, die ein Projekt der
UNESCO-Welterbestätte Re-
gensburg ist, auch im Inneren
auf ihren Urzustand zurückzu-
führen. Zusagen gibt es bereits
von der Landeskirche und der
Deutschen Stiftung Denkmal-
schutz. Für den Rest muss auch
privates Mäzenatentum heran-
gezogen werden. Der Förder-
verein hat dazu unter anderem
ein per Smartphone abrufbares
Sponsoren-App entwickelt. DK

Gym in Tittmoning:

Europäisches Turnerzentrum
in Eigenregie

Mit bereits ansehnlichen Erfolgen können die Leistungsturne-
rinnen des Gym in Tittmoning aufwarten. Bei bayerischen und
deutschen, ja sogar internationalen Wettbewerben sind sie
längst vertreten. Angeregt von Vorbildern in den USA ist auf
oberbayerischem Boden Deutschlands erstes privat finanzier-
tes und geführtes Trainingszentrum für den Turnsport ent-
standen.

Weil in der Region passende
Trainingseinrichtungen für den
Turnernachwuchs im Spitzen-
sport fehlten, ließ der Unterneh-
mer Dr. Andreas Greither, selbst
Vater zweier im Turnen erfolg-
reicher Töchter, im Jahr 2007
die rund 1.000 Quadratmeter
große Turnhalle mit Tageslicht
in Eigenregie errichten. Kosten-
punkt: 750.000 Euro. Nach in-
ternational erfolgreichen Tur-

nierteilnahmen der Top-Turne-
rinnen in den USA, in Mallorca,
Luxemburg, Malta und weiteren
europäischen Ländern ist das
Gym Tittmoning inzwischen
wesentlich breiter aufgestellt.

Die Halle dürfte die am besten
ausgestattete in ganz Deutschland
sein. Spitzensportteams nutzen
sie inzwischen zu Trainings-
camps und Lehrer bzw. Trainer
zu Fortbildungen. Sämtliche
Gerätschaften sind hier im Ge-
gensatz zu Mehrzweckturnhallen
permanent aufgebaut. In einem
Becken mit Schaumstoffschnit-
zeln können überdies neue
Sprünge geübt werden. Das
Spektrum des Gym Tittmoning
Training Center reicht aber noch
weiter: Ein angegliedertes Fit-
nessstudio mit modernsten Gerä-
ten, ein kleines Freiluftschwimm-
bad mit Strandkörben und Frei-
luftmöblierung zum Entspannen
sowie eine Sauna und Freiluft-
Trampolins sorgen für den nöti-
gen Spaß.

Abstimmung auf
individuelle Bedürfnisse

Über 100 Turner zwischen vier
und 84 Jahren werden im Gym
nach einem 10-Level-Programm
betreut. Dieses wurde von Chef-
trainerin Natalie Pitzka ent-
wickelt, um die Turner je nach
ihrem Leistungsstand mit unter-
schiedlicher Intensität und geeig-
neten Übungen betreuen zu kön-
nen. Somit besteht die Möglich-
keit, auch in fortgeschrittenem
Alter noch einzusteigen.

Ziel ist es, die Freude am Sport
und der Bewegung zu fördern, die
Gesundheit zu verbessern sowie
gleichermaßen den Spitzen- und
Breitensport im Turnen zu unter-
stützen. Dafür sorgen bestens aus-
gebildete Trainer, hochwertige
Geräte auf internationalem Wett-
kampfniveau und die enge Zu-
sammenarbeit mit Sportmedizi-
nern und -physiotherapeuten. „Ge-
rade bei der heutigen Bewegungs-
armut ist Turnen für Kinder ideal“,
stellt Natalie Pitzka fest.

Mit dem Gym in Tittmoning
wurden die besten Voraussetzun-
gen dafür geschaffen, dass Bayern
wieder eine größere Rolle im
Turnsport spielt. Wie Geschäfts-
führerin Marianne Greither betont,
sei derAufstieg in die zweite Bun-
desliga der bisher größte Erfolg für
das Gym gewesen. „Wir gehören
zu den 16 besten Vereinen bundes-
weit.“ Da ist der Traum vom Auf-
stieg in die Erste Bundesliga nicht
weit: „Das schaffen wir auch
noch“, ist die Geschäftsführerin
überzeugt. DK

EnEV 2009:

Auswirkungen auf die
Lüftungstechnik inWohngebäuden
Die kontrollierte Wohnraumlüftung ist in der modernen

Bauweise sowohl im Neubau als auch in der Sanierung nicht
mehr wegzudenken. Sanierungsmaßnahmen konzentrieren
sich oftmals auf die Dämmung des Gebäudes und Erneue-
rung der Fenster, wodurch die Gebäudehülle luftundurchläs-
sig wird. Das Resultat ist eine Unterbindung des Mindest-
luftwechsels, die nach der DIN 4108 und ENEV vorge-
schrieben ist. Deshalb ist eine lüftungstechnische Maßnah-
me auch bei der energieeffizienten Sanierung zwingend er-
forderlich.

Die kontrollierte Be- und Entlüftung ist allerdings nicht das
einzige Kriterium, für das sich Bauherren entscheiden. Auch
Komfort- und Energiesparaspekte stellen für jeden Bauherren
Kriterien dar, die er nicht außer Acht lässt.

Beim 5. GZ-Energie-Fachforum für kommunale Entschei-
der am 28. Juni in Garching stellt der Vortrag „Lüftungstech-
nik in Wohngebäuden – eine absolute Notwendigkeit bei Neu-
bau und Sanierung“ beispielhaft die Planung, Integration und
Umsetzung der Lüftungstechnik im Bauvorhaben dar. Refe-
rent wird Thorsten Fiedel von der Firma LRS (Lüftungs- Rei-
nigungs- Service) aus Pullach sein. �
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Langjähriger LBS-Chef Gerhard Dittler:

Gratulation
zum 75. Geburtstag

Förderer des Sparkassen-Verbundes
Wirnhier: „Unternehmen überaus erfolgreich geführt“

Gerhard Dittler, ehemaliger Sprecher der Geschäftsleitung der
LBS Bayern, feiert am 23. Juni seinen 75. Geburtstag. „Sein
großes Engagement über einen Zeitraum von 25 Jahren in der
Geschäftsleitung der Bayerischen Landesbausparkasse war
stets auf die Förderung des Sparkassen-Verbundes ausgerich-
tet“, betont Dr. Franz Wirnhier, Sprecher der Geschäftsleitung
5 der LBS Bayern.

„Das Unternehmen hat in die-
ser Zeit eine überaus erfolgrei-
che Entwicklung genommen.
Während der Bausparsummen-
bestand 1985 noch bei 21,6 Mil-
liarden Euro lag, hatte er sich
bis Jahresende 1999 nahezu
verdoppelt auf 41 Milliarden
Euro. Die Zahl der LBS-Kun-
den stieg in dieser Zeit von
900.000 auf mehr 10 als 1,4
Millionen.“

Große Verdienste

Gerhard Dittler hat sich von
1974 an als Mitglied der Ge-
schäftsleitung und von 1985 bis
1999 als deren Sprecher große
Verdienste um die LBS Bayern
und die Sparkassen-Finanz-
gruppe erworben, was mit der
Verleihung der Bayerischen 15
Sparkassenmedaille in Gold
gewürdigt wurde. Unter ande-
rem setzte er sich für die Bei-
behaltung des Regionalprinzips
ein und wirkte so dabei mit,
dass 1990 die LBS Ost in den

Strukturen des sparkassentypi-
schen Regionalprinzips ge-

Gerhard Dittler. �

Bayern beim Bausparen
in Deutschland vorn

Die Menschen in Bayern zählen zu den eifrigsten Bausparern in
Deutschland. 36,6 Prozent aller Menschen ab 14 Jahren im Frei-
staat besitzen mindestens einen Bausparvertrag, wie aus einer re-
präsentativen Studie von TNS Infratest hervorgeht, auf die die
LBS Bayern hinweist. Damit liegt die Bausparquote in Bayern
deutlich über dem bundesweiten Durchschnitt von 29,4 Prozent.

Im Vergleich der Bundesländer hat der Freistaat den zweit-
höchsten Anteil von Bausparern. Nur in Baden-Württemberg
sparen noch mehr Menschen für ein Eigenheim. Hier liegt die
Quote bei 37,9 Prozent. Auf den weiteren Plätzen liegen Nie-
dersachsen (33,2 Prozent), Rheinland-Pfalz (30,8 Prozent) und
Sachsen (30,6 Prozent). �

Garching investiert
in die Zukunft

Grundsteinlegung für den Neubau
des Werner-Heisenberg-Gymnasiums

„Es wird ein großes Projekt für unsere Stadt, diesen Neubau auf
den Weg zu bringen, die Finanzierung zu sichern und den Bau
in vergleichsweise kurzer Zeit durchzuziehen“, betonte Gar-
chings Bürgermeisterin Hannelore Gabor bei der Grundsteinle-
gung für den Neubau des Garchinger Werner-Heisenberg-Gym-
nasiums, kurz WHG. Bis Herbst 2013 soll das neue und (inklusi-
ve Abriss des alten Gebäudes) 46,6 Millionen teure WHG stehen.

22,2 Millionen Euro beträgt
dabei Garchings Anteil. Isma-
ning beteiligt sich mit 16,8 Mil-
lionen Euro und Unterföhring
mit 4,3 Millionen Euro. Der
Landkreis bezuschusst das Pro-
jekt mit neun Millionen Euro
und von der Regierung gab es
1,625 Millionen Euro als Zu-
schuss. Gabor zufolge „ist dies
zwar viel Geld und ein gewalti-
ger Kraftakt für Garching“,
doch frei nach John F. Kennedy
lasse sich sagen: „Nichts ist teu-
rer als keine Bildung.“

Um den ehrgeizigen Zeitplan
einhalten zu können, legten
Kultusminister Dr. Ludwig Spa-
enle, Zweckverbandsvorsitzen-
de Hannelore Gabor mit ihren
Nachbarbürgermeistern Micha-
el Sedlmair und Franz Schwarz,
Landrätin Johanna Rumschöttl,
Hausherr Dr. Ulrich Hauner so-
wie Architekt Peter Schwinde
selbst Hand an.

Im Neubau des WHG erwar-
ten Lehrer- und Schülerschaft in
der Zukunft großzügige, über-
sichtliche Räumlichkeiten wie
die lichtdurchfluteten Klassen-
zimmer, die modern ausgestatte-
ten Labors und Fachräume und
die vielseitig zu nutzende Turn-
halle. Das Gebäude wird funkti-
onsgerecht, hat aber dennoch At-
mosphäre und wird sich in seiner
Architektur harmonisch in unser
Ortsbild einfügen.

Bei der Grundsteinlegung er-
innerte Kultusminister Spaenle
daran, wie selten es ist, wenn ei-
ne Schule durch ihren Namen-
spatron selbst mit eröffnet wird.
Werner Heisenberg war 1971
dabei, als das nach ihm benann-
te Gymnasium in Garching ein-

geweiht wurde. „Bildung ist
das, was übrig bleibt, wenn man
alles vergisst, was man gelernt
hat“, zitierte Ludwig Spaenle
den weltberühmten Wissen-
schaftler. Der Physiker sei da-
mit „ganz dem Bildungsgedan-
ken des bayerischen Gymnasi-
ums verpflichtet“, so der Mini-
ster, „Bildung ist ein verinner-
lichtes, wertebasiertes Wissen
und Können, das wie selbstver-
ständlich angewendet werden
kann, das zum Denken anregt
und ein selbst bestimmtes und
erfolgreiches Leben ermög-
licht.“

Hoher Anspruch

Mit der Benennung des Gym-
nasiums „nach einem höchst re-
nommierten Wissenschaftler,
der zu den bedeutendsten Physi-
kern überhaupt zählt und die
Quantenphysik mitbegründet
hat, drückt die Schule einen ho-
hen Anspruch an das eigene Bil-
dungsprogramm aus“, hob Spa-
enle hervor. Dieser hohe An-
spruch zeige sich in der Schule
besonders in der Förderung in
den naturwissenschaftlichen
Fächern.

„Die Schülerinnen und Schüler
profitieren dabei auch von dem
eindeutigen Standortvorteil ih-
res Gymnasiums“, so der Mi-
nister, „Garching zählt als in-
ternationales Zentrum der Wis-
senschaft und Forschung zur
Weltspitze im naturwissen-
schaftlich-technologischen Be-
reich.“ Die Schülerinnen und
Schüler des Gymnasiums hät-
ten daher beste Zukunftschan-
cen. �

Das Miteinander
möglich machen
Inklusion: Lob an Einzelintegration in Kitas

Scharfe Kritik am Bau neuer Wohnheime

Würzburg. Hunderte Kinder mit Behinderung profitieren da-
von, dass der Bezirk ihre Integration in Kindergärten speziell
fördert - obwohl er dies von Gesetzes wegen gar nicht tun müs-
ste. Fast vier Millionen Euro investiert der Bezirk freiwillig
hierfür. Das Angebot wird von Eltern jedes Jahr stärker nach-
gefragt. Aktuell sind 586 behinderte Kinder, fast 50 mehr als
im Vorjahr, in Regelkindergärten, regulären Krippen oder
Horten integriert. Die Nachfrage steigt allerdings in den ver-
schiedenen Regionen unterschiedlich an.

Während sie sich in Main-Spes-
sart kaum geändert hat, wuchs sie
in der Stadt Würzburg stark an:
Über 100 behinderte Kinder, die in
eine reguläre Kita gehen, werden
derzeit hier gefördert. 2011 waren
es erst 87. Im gesamten Kreis
Main-Spessart sind es 50, in Kit-
zingen nur 32 und im Kreis Bad
Kissingen gleichbleibend 36. In
der Stadt Schweinfurt sank die
Zahl sogar leicht von 14 auf 10.
Auch bezogen auf die Einwohner-
zahl ist die Stadt Würzburg gefolgt
vom Kreis Rhön-Grabfeld Spit-
zenreiter in Sachen Einzelintegra-
tion behinderter Kinder. Schluss-
licht in der einwohnerbezogenen
Tabelle sind die Stadt Schweinfurt
und der Landkreis Miltenberg.

Förderung von Wohnheimen
noch zeitgemäß?

Während die Einzelintegration
einhellig begrüßt wurde, kreuzten
sich im Sozialausschuss des Be-
zirkstags die Ansichten, ob die
Förderung von Wohnheimen für
behinderte Menschen noch zeit-
gemäß ist. Auslöser waren zwei
Anträge auf den Neubau von
Wohnheimen, die vom Sozialaus-
schuss beraten wurden. So wollen
die Rummelsberger Anstalten im
Kreis Haßberge zwei Wohnheime
für jeweils 24 behinderte Men-
schen bauen. Dafür soll das Heim
Schloss Ditterswind in Marolds-
weisach mit 71 Plätzen aufgelöst
werden. Die Lebenshilfe plant in
Schweinfurt ebenfalls ein Wohn-
heim mit 24 Plätzen für Menschen
mit einem schweren Handicap.

DivergierendeAnsichten

Für den grünen Bezirksrat
Michael Gerr (Würzburg) sind
Wohnheime keine gute Lösung
mit Blick auf den Gedanken „In-
klusion“. Für akzeptabel hält der
Rollstuhlfahrer allenfallsWohnge-
meinschaften mit höchstens sechs
behinderten Menschen. Eine An-
sicht, mit der er nicht alleine stand.
Auch Kathi Petersen (Schwein-
furt) von der SPD-Fraktion sprach
sich dagegen aus, Menschen „aus-
zudifferenzieren“. Bezirkstagsprä-
sident Erwin Dotzel (Wörth) hin-
gegen ist überzeugt, dass es größe-
re Wohnheime auch im Zeitalter
des Gedankens Inklusion noch
braucht. Für den CSU-Fraktions-
vorsitzenden Dr. Peter Motsch
stellen die geplanten Wohnheime
gar „inklusive Einheiten“ dar.

Dass es im Lebensfeld Wohnen
nur mühsam vorangeht mit dem
Gedanken „Inklusion“, liegt vor
allem an finanziellen Gründen.
Laut Jochen Lange, Leiter der So-
zialverwaltung des Bezirks, ist ein
Wohnheim für schwer behinderte

Menschen mit weniger als 24 Plät-
zen kaum wirtschaftlich zu betrei-
ben: „Dann wird es schwierig,
die Nachtwache zu finanzieren.“
Wolfgang Trosbach von der unter-
fränkischen Lebenshilfe wünsch-
te, in der nicht öffentlichen „Ar-
beitgemeinschaft Behindertenar-
beit“, die vor jedem Sozialaus-
schuss stattfindet, eine Grundsatz-
diskussion zum Thema „Wohn-
heime“ zu führen. Die beantragten
Wohnheime wurden mit drei Ge-
genstimmen vom Ausschuss ge-
nehmigt. Pat Christ

Finanzstaatssekretär Franz Josef Pschierer:

Das Mittelalter an
authentischem Ort erleben

„Prunner Codex“ bereichert Sonderausstellung
auf Burg Prunn

Eine der besterhaltenen Burgen Deutschlands! „Auf der spek-
takulär gelegenen Burg Prunn wird das Mittelalter mit seinen
Lebensformen wieder lebendig. Ein authentischer Ort für Rit-
ter und Recken sowie die Heimat einer der ältesten Hand-
schriften des Nibelungenliedes, des ´Prunner Codex`“, stellte
Finanzstaatssekretär Franz Josef Pschierer bei der Eröffnung
der Sonderausstellung der Bayerischen Verwaltung der staatli-
chen Schlösser, Gärten und Seen „Ritter, Recken, edle Frauen
– Burg Prunn und das Nibelungenlied“ fest.

In den letzten Jahren habe der
Freistaat viel in die Burg inve-
stiert, zuletzt mit Dachstuhl-
und Mauersanierungsmaßnah-
men und einer Verbesserung des
Besucherservices für 2,44 Mil-
lionen Euro. Es sei nicht nur ein
einmaliges Burgmuseum, son-
dern zugleich auch ein Litera-
turmuseum in der attraktiven
Umgebung von Kelheim ent-
standen. Das Nibelungenlied
gelte als einer der bedeutend-
sten Texte deutscher Literatur
des Mittelalters.

Bayerisches Heldenlied

„Wir freuen uns sehr, dass die
Handschrift, der ‘Prunner Co-
dex’, jetzt bis Ende Juli auf
Burg Prunn präsentiert wird, wo
sie im 16. Jahrhundert aufge-
funden wurde. Das Nibelungen-
lied kann nicht zuletzt auch als
bayerisches Heldenlied gelten“,
hob Pschierer hervor. Die Hand-
schrift datiert auf die Zeit um
1330.

Die Sonderausstellung in dem
neuen Museum auf Prunn gebe
Auskunft zu interessanten Mit-
telalterthemen wie dem Burg-

bau, der Jagd, der mittelalterli-
chen Kleidung sowie der Be-
deutung der Frauen in dieser
Zeit. Kriemhild etwa werde als
Heldin des Nibelungenliedes im
„Prunner Codex“ eigens in ro-
ter Überschrift hervorgehoben.

Burg- und Literaturmuseum

Pschierer: „Burg, Ritter, Re-
cken, Heldinnen und allerhand
erzählenswerte Ereignisse rund
um Nibelungen, Bayernland
und mittelalterliche Lebensfor-
men kann man nun in diesem
Burg- und Literaturmuseum
kennenlernen. Ein Besuch soll
anregen und neugierig machen
sowie Freude an der Beschäfti-
gung mit unserer reichen Kultur
und Geschichte des Mittelalters
stärken“.

Die Sonderausstellung „Ritter,
Recken, edle Frauen – Burg Prunn
und das Nibelungenlied“ ist auf
der Burg Prunn im Altmühltal bis
30. September 2012 täglich von
9.00 bis 18.00 Uhr (letzte
Führung: 17.00 Uhr) zu sehen.
Weitere Informationen unter:
www.burg-prunn.de oder
www.schloesser.bayern.de ��

gründet wurde. 2002 wurde
ihm das Verdienstkreuz am
Bande des Verdienstordens der
Bundesrepublik Deutschland
verliehen. �
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Ein Partner für alle Leistungen:
die E.ON EnergieSpar-Sanierung
Legen Sie die energetische Sanierung Ihrer kommunalen Gebäude
in kompetente Hände: Ihr persönlicher Ansprechpartner kümmert sich
um alle Leistungen, von der ersten Analyse über die Bauausführung
bis zur Abnahme.

Wir sind Ihr zuverlässiger Partner!

Sie profitieren von geringeren Energiekosten, schonen
die Umwelt und steigern den Wert Ihrer Gebäude.

www.eon-bayern.com/sanierung

*6 Cent pro Anruf aus dem deutschen
Festnetz. Maximal 42 Cent pro Minute
für Anrufe aus den Mobilfunknetzen.

Wir informieren
Sie gerne

T 0180 - 2 15 14 15*

Kosten senken,

Klima schonen

Ihr Partner für energetische

Gebäudesanierung

Thermenlandschaft in Bad Füssing:

Heilwirksame Attraktion
Europas weitläufigste und wohltuende Thermenlandschaft

wächst auf über 12.000 Quadratmeter

Bad Füssing (obx) - Bad Füssing im Bayerischen Golf- und
Thermenland verwöhnt seine Gäste mit Europas weitläufigster
Thermenlandschaft mit mehr als 100 verschiedenen Therapie-,
Bade-, Entspannungsbecken und insgesamt 12.000 Quadrat-
metern Wasserfläche. Jetzt gibt es in Bad Füssing eine ganz
neue heilwirksame Attraktion: Thermalbadepools direkt im
Hotelzimmer.

Es sind nur rund 40 Quadrat-
meter, um die Bad Füssings Ther-
malwasserflächen durch die neu-
en Thermalsuiten wachsen. Aber
es sind 40 Quadratmeter, die ganz
Besonderes versprechen: „Hotel-
zimmer mit eigenen Thermalbä-
dern quasi direkt neben dem Bett,
ich weiß nicht, wo es so etwas ein
zweites Mal gibt“, sagt Bad Füs-
sings Kurdirektor Rudolf Wein-
berger.

„Heilwassertempel“

Die jetzt eröffneten privaten
„Heilwassertempel“ quasi inner-
halb der eigenen vier Hotelzim-
merwände eröffnen den Gästen
im 5-Sterne-Appartementhotel
Waldeck exquisite Perspektiven:
Aus den bequemen Thermalwan-
nen im Zimmer heraus kann man
durch verglaste Wände auf den
weitläufigen Bad Füssinger Kur-
park sehen. Die Thermalwhirl-
becken selbst sind mit High-
Tech-Sprudel, Massageprogram-
men und beliebig farbig wech-
selnder Unterwasserbeleuchtung
ausgestattet.

Seit einigen Wochen sprudelt
die neue Thermenattraktion. Per
Knopfdruck werden die Pools mit
Bad Füssings legendärem Heil-
wasser gefüllt, das seit über 70
Jahren aus rund 1.000 Metern
Tiefe und drei Quellen entspringt.
100.000 Liter davon fließen pro
Stunde in die weitläufige Ther-
menwelt der drei großen Ther-
men oder in die Becken der The-
rapie- und Wellness-Abteilungen
in 27 Hotels, Kliniken und Sana-
torien, die direkt mit dem wert-
vollen Thermalwasser versorgt
werden.

Eintauchen und aufleben ist das
Motto der Gesundheits- und
Wellness-Urlauber aus ganz Eu-
ropa, die heute Bad Füssing besu-
chen. 1,8 Millionen Gäste aus
Bayern, Deutschland und Europa
kommen jedes Jahr in Europas

übernachtungsstärkstes Heilbad
nahe Passau, um die legendäre
Wirkung dieses heißen schwefel-
haltigen Quellwassers hautnah zu
erleben. Bad Füssings Heilquel-
len, in den 1930-er Jahren durch
Zufall bei der Erdölsuche ent-
deckt, sind bis heute auch der Er-
folgsmotor für den Aufstieg des
einstigen niederbayerischen Wei-
lers zum „Star“ unter den über
300 deutschen und den weit über
1.000 Heilbädern in Europa.

Unbeschwerte Kur:
Ins Wasser legen und
die Heilwirkung spüren

Bad Füssing entspannt seine
Gäste auf besondere Weise: ohne
großeAnstrengung oder belasten-
de Übungsprogramme. Einfach
ins Thermalwasser legen und die
heilende Wirkung bei Rheuma,
Gelenk- und Rückenproblemen
erleben, ist das Motto der meisten
Thermenbesucher. Studien be-
stätigen die Wirkung: 70 Prozent
von 3.000 befragten Gäste berich-
teten im Rahmen einer breit ange-

legten Untersuchung von einer
deutlichen Linderung ihrer
Schmerzen in Gelenken und Wir-
belsäule und ganz erheblicher
Besserung der Beweglichkeit.

Ständig wird das Angebot an
wohltuenden Attraktionen für
Kurgäste, Wellness- und Gesund-
heitsurlauber erweitert: vom
Thermalwasserfall bis zu asiati-
schen Entspannungsprogram-
men, von der Super-Sauerstofft-
herapie im Thermalwasser bis
zum 18-Loch-Golfplatz, speziell
modelliert für Golfer mit Gelenk-
problemen. Eine weitereAttrakti-
on Bad Füssings: die oft mehrere
100 Meter langen Strömungs-
kanäle, die zum beinahe schwere-
losen Flanieren im warmen, hei-
lenden Nass einladen.

Auf vielen Gebieten der mo-
dernen Balneo-Medizin ist Bad
Füssing bis heute Vorreiter und
Vorbild für andere Kurorte und
„Treffpunkt Gesundheit“ der
Deutschen geworden. „Unser
stärkster Trumpf im Wettbewerb
um die Gäste aber bleibt das
Thermalwasser“, sagt Kurdirek-
tor Rudolf Weinberger. Das ist ein
Grund für den hohen Stammgä-
ste-Anteil: 85 Prozent der Bad
Füssing-Gäste kommen immer
wieder. „Einige waren bereits 100
Mal bei uns“, berichtet der Kurdi-
rektor. �

Europas weitläufigste Thermenlandschaft in Bad Füssing: Die Gäste haben die Freude der
Wahl zwischen 100 verschiedenen Bewegungs-, Entspannungs- oder auch Therapiebecken.
Neues Highlight sind private Thermalwasserpools im eigenen Hotelzimmer.

Foto: Kur- & GästeService Bad Füssing/obx-news

Das Bewusstsein
für Baukultur stärken

Regionaltagungen in Weimar, Münster und Ulm
zum Thema „Kommunale Kompetenz Baukultur“

Baukultur ist konkret und entsteht vor Ort in unseren Städten
und Gemeinden. Da ein großer Teil an baukulturellen Ent-
scheidungen von Vertreterinnen und Vertretern aus Kommu-
nalpolitik und -verwaltungen getroffen wird, ist es wichtig, das
Bewusstsein für Baukultur besonders auf diesen Ebenen zu
stärken.
Hier setzt das Forschungsprojekt
„Kommunale Kompetenz Bau-
kultur“ an, das vom Bundesmini-
sterium für Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung (BMVBS) in
Auftrag gegeben wurde. Erste Er-
gebnisse des Stadtplanungs- und
Architekturbüros HJPplaner aus
Aachen wurden mit dem Entwurf
eines „Werkzeugkastens der Qua-
litätssicherung“ vorgestellt. Die-
ser enthält konkrete Entschei-
dungshilfen, Handlungsempfeh-
lungen und Verfahren zur Qua-
litätssicherung, die zu mehr Bau-
kultur auf kommunaler Ebene
führen sollen.

Vertiefte Erkenntnisse
vor Ort präsentiert

In der Folge wurden nun drei
Regionaltagungen durchgeführt,
in denen die Erkenntnisse vor

Ort vorgestellt und vertieft wur-
den. Sie richteten sich insbeson-
dere an diejenigen, die mit dem
Thema Baukultur in kommuna-
len Verwaltungen und in der
Kommunalpolitik befasst sind,
sowie an Planerinnen und Pla-
ner und andere Multiplikatoren
der jeweiligen Regionen. Die

Veranstaltungen fanden in Wei-
mar, in Münster und in Ulm
statt.
Von der Architektenkammer
NRW (AKNW) wurden die Ta-
gungen mit jeweils drei Unter-
richtsstunden als Fortbildung
für Mitglieder der AKNW in al-
len Fachrichtungen anerkannt.
Weitere Info zum Forschungs-
projekt, die Kontaktdaten sowie
den Entwurf des „Werkzeugka-
stens der Qualitätssicherung“:
www.kommunale-kompetenz-
baukultur.de. ��

Resolution des Bayerischen Baugewerbes:

Bauliche Infrastruktur
erhalten

Die Delegiertenversammlung des Landesverbands Bayerischer
Bauinnungen forderte in einer in Garmisch- Partenkirchen
verabschiedeten Resolution den Bayerischen Landtag und die
Bayerische Staatsregierung dazu auf, den steigenden und ver-
änderten Anforderungen und Nutzungen an die bauliche In-
frastruktur gerecht zu werden.

Die Resolution fordert:
z eine Mindestinvestitionsquote
von 15 Prozent bei gleichzeiti-
ger Einhaltung der Regelungen
der grundgesetzlichen Schulden-
bremse;
z deutlich höhere und stetigere
Investitionen in den Staatlichen
Hochbau;
z den konsequentenAusbau von
Bayerns Verkehrsinfrastruktur
auf den vorhersehbaren Bedarf;
z die bedarfsgerechte Finanzie-
rung der Bundes- und Staats-
straßen in Bayern;
z die autobahnähnliche Aufwer-
tung der Bundesstraßen als Quer-
verbindungen zu Autobahnen;
z dass Verkehrsplanungen stär-
ker auf die konkrete Bedarfsent-
wicklung eingehen und die Ge-
nehmigungsverfahren beschleu-
nigt werden;
z mehr Geld für die Schienen-
wege;

z dieAbsenkungderPersonalaus-
gabenquote der Öffentlichen Hand
zugunsten von Investitionen.

Franz Xaver Peteranderl, Präsi-
dent des Landesverbands Bayeri-
scher Bauinnungen, begründete
die Resolution: „Die Erhaltung
und Weiterentwicklung unserer
Infrastruktur ist die Basis, um
Wachstum und Beschäftigung im
Freistaat weiter auszubauen. Von
einer bedarfsgerechten Infrastruk-
turentwicklung ist Bayern derzeit
weit entfernt.Abgesehen von den
Einflüssen der Konjunkturpakete
in den Krisenjahren hat sich die
Investitionsquote des bayerischen
Staatshaushaltes von 26,2 Prozent
im Jahr 1970 auf 12,1 Prozent im
Jahr 2011 mehr als halbiert. Wir
fordern ein Bekenntnis der Staats-
regierung und des Landtags zu
bedarfsgerechten Investitionen in
Straße, Schiene und öffentliche
Gebäude.“ �

Stadtteilkonzepte für Integration
BMVBS: Handreichung für die kommunale Praxis

Unter dem Titel „Stadtteilkonzepte für Integration“ haben das
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
(BMVBS) und das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raum-
forschung (BBSR) eine Arbeitshilfe für Kommunen und alle Ak-
teure veröffentlicht, die die Integrationsarbeit vor Ort prägen.
Sie bietet praxisorientierte Hinweise für die Erarbeitung von
Stadtteilkonzepten für Integration und zeigt, wie diese mit ge-
samtstädtischen Strategien verzahnt werden können.

Die Veröffentlichung ist das Ergebnis des Projekts „Integration
und Stadtteilpolitik“ im Forschungsprogramm „Experimenteller
Wohnungs- und Städtebau“ (ExWoSt) des Bundes. Eine PDF-Ver-
sion steht unter www.bbsr.bund.de als Download bereit. �

Bund-Länder-Städtebauförderungsprogramme 2012:

Teil V – Städtebaulicher Denkmalschutz
Als Drittes der Bund-Länder-Städtebauförderungspro-
gramme wurden nun die Mittel des Programms Teil V –
Städtebaulicher Denkmalschutz zugeteilt. Für neun Kom-
munen in der Oberpfalz stehen insgesamt 1.381.000 Euro
Bundes- und Landesfinanzhilfen zur Verfügung.

Neu in das Programm aufgenommen wurde dieses Jahr die
Stadt Schwandorf mit dem Sanierungsgebiet Innenstadt.

Ziel des Programms ist es, bau- und kulturhistorisch wertvol-
le Stadt- oder Ortskerne auf breiter Grundlage zu sichern und
zu erhalten. Im Vordergrund steht dabei die Bewahrung der
denkmalwerten Bausubstanz. Bei der Maßnahmenauswahl fin-
den innovative Lösungen, die sich mit aktuellen Themen wie
der Energieeffizienz und dem demografischen Wandel im hi-
storischen Bestand auseinandersetzen, besondere Beachtung.

Zu den Herausforderungen in diesem Programm zählen ins-
besondere auch der Klimaschutz und die Energieeffizienz. Da-
zu gehören auch überzeugende technische Lösungen für die
energetische Sanierung von Einzeldenkmälern. �
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Diringer&Scheidel auf der IFAT ENTSORGA:

Qualität setzt
sich durch

Mit einem neuen Messestandkonzept und mit einer breitge-
fächerten Produktpalette hat die Diringer&Scheidel Rohrsanie-
rung GmbH an der IFAT ENTSORGA2012 teilgenommen – und
das mit Erfolg: „An allen Messetagen herrschte großerAndrang
auf dem neu gestalteten Ausstellungsstand, wobei vor allem der
hohe Anteil an Fachpublikum sehr zufriedenstellend war“, lau-
tet das positive Fazit von D&S-Geschäftsführer Dipl.-Ing. Stefan
Schikora, der darüber hinaus das Interesse der Besucher aus
dem europäischen Ausland als erfreulich bezeichnet.

Die Sanierungsprofis überzeug-
ten mit einer hochwertigen Pro-
duktpalette, die alle gängigen Ver-
fahren für die Sanierung der un-
terirdischen Leitungsinfrastruktur
bietet – und das auf höchstem
Qualitätsniveau. Hierzu zählen
Berstlining, Compact Pipe, DS
CityLiner, DynTec, Haus- und In-
dustrieliner, CP-ZA 2012, DS
Kurzliner, Handsanierung, KA-
TE Robotertechnik, Lang-, Kurz,
Rohrstrangrelining, Montagever-
fahren/Großprofilsanierung, Po-
lyesterliner, Sanflex Gewebe-
schlauchrelining, UV-Liner und
Zementmörtelauskleidung.

Komplettlösungen

Die D&S Rohrsanierung ver-

fügt damit sowohl über die Tech-
nik als auch über das Know-
how, um technisch ausgereifte
und wirtschaftlich sinnvolle
Komplettlösungen anbieten zu
können. Zusätzlich fand eine
verstärkte Nachfrage nach bo-
gengängigen Sanierungstechni-
ken im Druckbereich statt. Das
zeigt, dass die D&S Rohrsanie-
rung mit der Aufnahme des RS
BlueLine-Verfahrens in ihr Port-
folio den Marktanforderungen
gerecht wird.

Positive Resonanz

Das wird von Planern, Auf-
traggebern und Netzbetreibern
honoriert. Beleg hierfür sind die
hohen Besucherzahlen am Stand

Erfolgreicher Messeauftritt: Mit einem neuen Messestand-
konzept und einer breitgefächerten Produktpalette hat die
Diringer&Scheidel Rohrsanierung GmbH & Co. KG an der
IFAT ENTSORGA 2012 teilgenommen.

Bild: Diringer&Scheidel Rohrsanierung

und die Resonanz aus den vielen
Gesprächen.

Beratungsleistung

„Dabei hat sich wieder eindeu-
tig gezeigt, was unsere Kunden
von uns erwarten“, so Schikora
weiter. „Die Tendenz geht ein-
deutig hin zu einer umfangrei-
cheren Beratungsleistung, und
das schon während der Planungs-
und Angebotsphase. Zudem set-
zen unsere Baupartner zuneh-
mend auf Produkte, mit denen
sich die Bauaufgaben schnell,

wirtschaftlich und nachhaltig lö-
sen lassen.“

Große Fachkenntnis

Hierauf haben sich die Sanie-
rungsprofis der Diringer&Schei-
del Rohrsanierung eingestellt:
Mit großen Fachkenntnissen
rund um das Thema Sanierung,
moderner und leistungsstarker
Technik sowie mit einem schlag-
kräftigen Team von engagierten
Mitarbeitern. �

IFAT ENTSORGA 2012:

Funke gewinnt
Tiefbaupreis

Produkte am Puls der Zeit
Die Funke Kunststoffe GmbH zieht nach einer Woche auf der
IFAT ENTSORGA 2012 ein positives Fazit: „Der Hochbetrieb,
der an allen fünf Messetagen auf dem Messestand in Halle B 6
herrschte, ist Ausdruck für das große Interesse, das die Funke
Produkte bei Auftraggebern, Planern und Tiefbauunternehmen
hervorrufen“, erklärt Dieter Jungmann, Leiter Geschäftsbe-
reich Tiefbau, Funke Kunststoffe GmbH.

Mit einem Messestandkon-
zept, bei dem die Hammer Tief-
bauprofis und die Gebr. Fasel Be-
tonwerk GmbH aus dem Wester-
wald eine gemeinsame Stand-
fläche nutzten, und mit interes-
santen Produktneuheiten konnte
Funke auch in diesem Jahr in
München Akzente setzen. Zu
den Highlights zählte unter an-
derem eine neuartige Innengra-
vur in den HS®-Kanalrohren,
die dafür sorgt, dass bei einer
Kamerabefahrung das Alter des
Rohres und weitere Herstelleran-
gaben jederzeit einwandfrei er-
kennbar sind. Mit einem neuen
Adapter lassen sich jetzt auch
Betonrohre mit Fuß mit Kunst-
stoffrohren sicher und dicht ver-
binden. Darüber hinaus haben

die nachträglich einbaubare Fun-
ke-Hauseinführung-AW und das
für Straßenabläufe mit Nass-
Schlammfang weiterentwickelte
System INNOLET®-G ebenso
für Aufsehen gesorgt, wie die
VPC®-Rohrkupplungen für Roh-
re mit Außendurchmessern bis
1000 mm. Besonders erwähnens-
wert: Für das Bauteil wurde Fun-
ke mit dem 1. Platz beim tHIS
Tiefbaupreis 2012 belohnt, der
im Rahmen der Münchner Mes-
se vergeben wurde.

Vollsortiment

In der Entwicklung moderner
Tiefbauprodukte liegt eine der
Stärken von Funke. In den letzten
Jahren hat das Unternehmen per-

manent neue, leistungsstarke Pro-
dukte und praxisorientierte, wirt-
schaftliche Lösungen für den Be-
reich der Wasser-, Abwasser- und
Abfallwirtschaft auf den Markt
gebracht. Das Vollsortiment um-
fasst Rohre, Formstücke und
Sonderlösungen vom Hausan-
schluss bis zum Sammler. Es
reicht von Kunststoffrohrsyste-
men zur Abwasserentsorgung –
hierzu gehören das HS®-und das
CONNEX-Kanalrohrsystem, das
KG-Rohr COEX 2000® und
Auskleidungen für Betonrohre
System FABEKUN®– bis hin zu
Sonderrohren.

Regenwasserversickerung

Der D-Raintank® als Regen-
wasserversickerungssystem und
die D-Rainclean®-Sickermulde
für die Behandlung von Nieder-
schlagswasser stellen weitere
wichtige Produktbereiche dar.
„Hinzu kommen Sonderlösungen
im Anschlussbereich und bei der
Verbindung von Rohren aus ver-
schiedenen Werkstoffen oder Pro-
dukte wie das Funke Rohrflaster
und das HS-Rohr Schneid- und
Anfasgerät, die das Arbeiten mit
Rohren im Hausanschluss- und
Abwasserbereich deutlich einfa-
cher machen“, so Jungmann wei-
ter.

Innovationsfreudigkeit

Die Innovationsfreudigkeit
des Unternehmens wird von der
Branche honoriert. Sichtbares
Zeichen ist unter anderem der
Gewinn des von der Baufach-
zeitschrift tHIS ausgelobten
Tiefbaupreises, der im Rahmen
der IFAT ENTSORGA zum
zweiten Mal vergeben wurde.
Die Funke Kunststoffe GmbH
gehörte gemeinsam mit der ACO
Tiefbau Vertrieb GmbH zu den
Unternehmen, die in 2011 eine
der erfolgreichsten Produktinno-
vationen auf den Markt gebracht
haben. Mit dem ersten Platz
wurde Funke für die VPC®-
Rohrkupplung ausgezeichnet:
Egal ob gerippt, gewellt oder
glatt – die VPC®-Rohrkupplung
verbindet Rohre gleicher Nenn-
weiten aus gleichen oder ver-
schiedenen Werkstoffen mit un-
terschiedlichen Außendurchmes-
sern dauerhaft dicht. �

Gelungener Messeauftritt: Mit Produkten, die in der Fachwelt
fürAufsehen sorgten, konnte Funke in München Akzente setzen.
Für die Entwicklung innovativer Produkte erhielt das Unter-
nehmen den tHIS Tiefbaupreis 2012. Bild: Funke Kunststoffe

Sieger des Huber Technology Prize 2012 „Zukunft Wasser“:

Energie aus Abwasser
Die Folgen des Klimawandels sind vielerorts unübersehbar. Die
Verfügbarkeit von Wasser und Energie rückt damit zunehmend
in den Mittelpunkt von Strategien, die großen Einfluss auf die
Menschheit haben. Auch auf Abwasser wird man in vielen Teilen
der Welt nicht mehr verzichten können und dieses nach unmit-
telbarerAufbereitung wiederverwenden. Und von immer größer
werdender Bedeutung wird die gemeinsame Betrachtung von
Abwasser und Energie bei der Lösung von Herausforderungen.

Der von der Huber-Technolo-
gy-Stiftung für das Jahr 2012 in-
ternational ausgeschriebene Hu-
ber Technology Prize mit dem
speziellen Thema „Energie aus
Abwasser“ war deshalb auf die-
se Aufgabenstellung ausgerich-
tet. Zahlreiche Studenten aus
dem In- und Ausland hatten dazu
Ideen, Vorschläge und ausgear-
beitete Projektarbeiten einge-
reicht. Die aus den Professoren
Dr. Wilderer (TU München), Dr.
Cornel (TU Darmstadt) und Dr.
Bischof (HAW Amberg-Wei-
den), sowie dem Generalsekretär
der Deutschen Bundesstiftung
Umwelt Dr. Brickwedde zusam-
mengesetzte Jury hatte es nicht
leicht, aus dem Kreis der zahlrei-
chen Einsendungen aus Australi-
en, China, Deutschland, Nieder-
lande, Großbritannien ihre Wahl
zu treffen.

Feierliche Zeremonie

Im Rahmen der IFAT in Mün-
chen wurden die Sieger durch
den Festredner, Herrn Ministeri-
aldirigent Dr. Christian Barth,
Amtschef des Bayerisches
Staatsministeriums für Umwelt
und Gesundheit im Rahmen ei-
ner feierlichen Zeremonie mit
Grußworten vom Vorsitzenden

des Vorstands der HUBER SE,
Herrn Georg Huber, bekannt ge-
geben und ausgezeichnet. Die
Laudatio auf die Sieger hielt
Prof. Dr. Franz Bischof. Die er-
sten beiden Preise gingen an jun-
ge Nachwuchswissenschaftler in
die Niederlande und nach China.

Energiereduktion

Mari Karoliina Henriikka
Winkler mit deutsch-finnischer
Nationalität gewann den mit
5.000 Euro dotierten ersten Preis
für ihren Beitrag „The Integrati-
on of Anammox into the aerobic
granular sludge process for ma-
instream wastewater treatment at
ambient temperatures“. Sie be-
schäftigte sich in diesem Beitrag
mit der Entwicklung eines
neuartigen Abwasserreinigungs-
verfahrens, welches wesentlich
weniger Energie benötigt. Sie ar-
beitete mit an den Voraussetzun-
gen, um dieses Verfahren auch
auf den Hauptabwasserzustrom
in einer Kläranlage bei normalen
Abwassertemperaturen anzupas-
sen.

Vision Wasser

Verbunden war der Geldpreis
erstmalig mit einer besonderen

Glastrophäe, die der Künstler
Theodor Sellner aus dem Bayeri-
schen Wald speziell für diesen
Anlass anfertigte, und die „Visi-
on Wasser“ symbolisierte. Mari
Karoliina Henriikka Winkler be-
endet in Kürze ihre Doktorarbeit
an der TU Delft.

Reinigung
salzhaltiger Abwässer

Für seinen Beitrag „An energy
saving and sustainable solution to
water scarcity and sewage treat-
ment in coastal areas by integrati-
on of seawater supply and SANI
process“ erreichte Dr. Hui Lu den
mit 3.000 Euro dotierten 2. Platz.
SeineArbeiten hierzu führte er an
der Hong Kong University of
Science and Technology durch
und er beschäftigte sich mit For-
schungen, um ein Verfahren zu
entwickeln, welches für die Rei-
nigung salzhaltigerAbwässer we-
niger Energie benötigt. Als Be-
sonderheit dieses neuen Verfah-
rens, welches bereits in den groß-
technischen Maßstab übertragen
wird, fällt zudem wesentlich we-
niger Klärschlamm an.

Wärmetauscher

Den mit immer noch 2.000 Eu-
ro dotierten 3. Platz erreichten
drei Masterstudierende des Studi-
engangs Umwelttechnologien der
Fakultät Maschinenbau/Umwelt-
technik von der Hochschule für
angewandte Wissenschaften Am-
berg-Weiden. Die studentische
Gruppe, bestehend aus. Andreas

Eimer, Wolfgang Fochtner und
deren Teamleiter Andreas Vogl
zeigte mit ihrem Beitrag “Das
„Transmembran-Absorptions-
Wärmetauscher-Konzept“ neue
Wege auf, wie gleichzeitig Nähr-
stoffe und Wärme aus Abwasser
zurückgewonnen werden könn-
ten.

Get Together

Im Abschluss an die Preisver-
leihung fanden sich die Teilneh-
mer und Sieger der Veranstal-
tung beim gemeinsamen „Get
Together“ am Stand der HUBER
SE ein, um den Abend in ange-
nehmer Atmosphäre und bei in-
teressanten Gesprächen ausklin-
gen zu lassen. �

Dr.-Ing. E.h. Hans Huber, Prof. Dr.-Ing. Franz Bischof, Mari-Karoliina Henriikka Winkler, Prof.
Dr.-Ing. Peter Cornel, Prof. Dr. Peter Wilderer, Dr. Hui Lu, Wolfgang Fochtner,Andreas Eimer, Mi-
nisterialdirigent Dr. Christian Barth undAndreas Vogl nach der feierlichen Preisverleihung (v. l.). ��

http://www.dus-rohr.de
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Neue Infrastruktur für mobiles Breitband in Würzburg:

E-Plus Netzausbau vor
erfolgreichem Abschluss

Vor fast zwei Jahren sprach die Bayerische GemeindeZeitung mit
der E-Plus Gruppe über den bundesweiten Ausbaustart für die
neue Infrastruktur für mobiles Breitband und den dabei prakti-
zierten Dialog mit den Kommunen in Bayern. Der aktuelle Stand
des Netzausbaus im Großraum Würzburg war für die Gemeinde-
Zeitung Anlass genug, nach konkreten Ergebnissen zu fragen und
die aktuellen Entwicklungen mit den damaligen Einschätzungen zu
vergleichen. Unsere Gesprächspartner - Pressesprecher Jörg
Borm und Regionalleiter Stefan Schuhbauer – zeigten sich hin-
sichtlich des Beispiels Würzburg besonders zuversichtlich, mit
Netz-Modernisierungen sowie neuen Kombinations-Flatrates zum
mobilen Telefonieren und Surfen deutliche Verbesserungen für die
Menschen der Mainfrankenmetropole erreicht zu haben.

GZ: Im Jahr 2010 hörten wir
von Ihnen, die damals neu er-
worbenen Funkfrequenzen zu-
sammen mit den vorhandenen
Ressourcen nutzen zu wollen,
um das E-Plus Netz fit für die
Anforderungen des mobilen Da-
tenverkehrs fit zu machen. Wie
weit sind Sie damit gekommen?

Schuhbauer: Was die Ge-
schwindigkeit der Datenübertra-
gung angeht, hat das E-Plus Netz
in den letzten beiden Jahren einen
gewaltigen Satz nach vorne ge-
macht. Wir haben insbesondere
im Raum Würzburg fast alle
Richtfunkstrecken modernisiert,
die das Mobilfunknetz ins Fest-
netz anbinden. Außerdem haben
wir fast überall die neueste Gene-
ration von UMTS-Stationen ins
Netz gebracht. Damit können wir
Spitzendatenraten von mehr als
20 Mbit/s anbieten. Dies ent-
spricht im realen Kundenerlebnis
dem bekannten DSL-Komfort am
PC – nur eben für das Smartpho-
ne. Dies ist im Raum Würzburg
heute schon großflächig Realität.

Bis zum Jahresende sind lediglich
noch einige komplettierende Ein-
zelmaßnahmen abzuschließen.

GZ: Das klingt in der Tat viel-
versprechend. Wie weit haben
sich denn ihre früheren Ein-
schätzungen zur Entwicklung
der Kundennachfrage nach mo-
bilen Datendiensten erfüllt?

Borm: Der sich damals gerade
entwickelnde Massenmarkt für
mobile Datendienste ist tatsäch-
lich weiter durchgestartet. Hat
die Bundesnetzagentur für 2009
noch ein Datenvolumen von etwa
33 Millionen Gigabyte angege-
ben, so waren es im Jahresbericht
für 2011 schon etwa 93 Millio-
nen, die bundesweit durch die
Mobilfunknetze gerauscht sind.
Unser Umsatz mit mobilen Da-
tendiensten ist infolge dessen
ebenfalls deutlich gestiegen. Spä-
testens mit der Einführung der
Kombination von Daten- und Te-
lefonflatrates in alle Mobilfunk-
netze zu Preisen von etwa 20 Eu-
ro pro Monat haben verschiedene
Marken der E-Plus Gruppe den

Slogan „Mobiles Breitband für
alle“ mit Leben erfüllt. Schließ-
lich ist das nicht nur eine Frage
der Technik, sondern auch des
Preises.“

GZ: Welche Besonderheiten
kennzeichnen die Netzsituation
in Würzburg?

Schuhbauer: Bestimmend sind
zwei besonders hoch gelegene
Standorte, sogenannte Ultra-
High-Site-Standorte, die eine sehr
gute Funkabdeckung der Fläche
erreichen. Einer davon befindet
sich im Norden der Stadt bei
Grombühl und einer im Südwesten
im Bereich der Frankenwarte.
Beide werden von konventionellen
Mobilfunkstandorten in und um
Würzburg herum unterstützt.

GZ: Läuft es überall so glatt
mit dem Mobilfunkausbau
oder gibt es immer noch Ak-
zeptanzprobleme?“

Borm: Insgesamt hat sich die
Akzeptanzlage in Mainfranken
verbessert, aber man muss relati-
vierend hinzufügen, dass wir für
den Ausbau bisher nur wenige
neue Standorte benötigt haben –
überwiegend konnten wir beste-
hende Standorte modernisieren.
Allerdings gibt es auch Ausnah-
men. In Kitzingen haben wir un-
sere Investitionen in moderne
UMTS-Technik vor einigen Jah-
ren gestoppt. Hier fehlt uns bis-
lang wegen baurechtlicher Re-
striktionen die Planungssicher-
heit für unsere Investitionen. An-
sonsten pflegen und achten wir
weiterhin die Dialogstandards

des bayerischen Mobilfunkpaktes
und machen damit weit überwie-
gend gute Erfahrungen.

GZ: Warum hört man von
Ihnen bislang so wenig zum
neuen Übertragungsstandard
LTE? Ihre Konkurrenz rührt
dazu schon kräftig die Werbe-
trommel.

Schuhbauer: Wir bleiben un-
serer Linie treu, die richtige Tech-
nik zum richtigen Zeitpunkt anzu-
bieten. Diese Strategie versetzt E-
Plus - wie gerade für Würzburg
besprochen - in die Lage, einer-

Ultra-High-Site Standort mit
modernster UMTS-Technik für
mobile Breitbanddienste am
Sportplatz Grombühl (Foto: E-
Plus Gruppe). Foto: E-Plus

seits Verbesserungen im Netz
durchzuführen, andererseits die
Tarife für unsere Kunden noch at-
traktiver zu gestalten.

Natürlich testen auch wir LTE
und schaffen die Voraussetzungen
für dessen Integration in unser
Netz. Doch solange für LTE noch
kein stabiler Massenmarkt mit
überschaubaren Preisen und ei-
ner Vielzahl von erschwinglichen
Endgeräten in Sicht ist, gilt bei
unseren weiteren Schritten in
Richtung LTE: Sorgfalt vor Ge-
schwindigkeit! �

Studiengang „Master Public Management“:

Wertvolles Rüstzeug für
Kommunalverwaltungen

Erfahrungsbericht aus Geretsried

Vor kurzem haben die ersten Teilnehmer des innovativen Studi-
engangs „Master Public Management“ der Fachhochschule für
öffentliche Verwaltung und Rechtspflege (FHVR) in Hof sowie
der Hochschule Deggendorf ihre Masterurkunden entgegenge-
nommen. Die zehn Fach- und Führungskräfte bereiteten sich zwei
Jahre lang berufsbegleitend auf die strategischen und operativen
Herausforderungen in ihrer jeweiligen Gemeinde, Stadt, dem
Landkreis oder der Bezirksregierung vor. Die oberbayerische
Stadt Geretsried entsandte gleich zwei Führungskräfte. Über ihre
Erfahrungen berichteten im Gespräch mit der Bayerischen Ge-
meindeZeitung Bürgermeisterin Cornelia Irmer, der Leiter des
städtischen Bauamts Jochen Sternkopf, Prof. Dr. Konrad Schind-
lbeck (FH Deggendorf) sowie die Absolventen Jan Dühring (Ge-
retsried) und Marcus Eckert (Pullach).

Dass für die Stadt Geretsried
aus der Teilnahme am Studien-
gang ein vielfacher Nutzen ent-
standen ist, hob Bürgermeisterin
Cornelia Irmer eingangs hervor.
Geretsried habe diese Weiterbil-
dungsmaßnahme nicht nur ideell,
sondern auch materiell unter-
stützt. Spätestens mit der Ein-
führung der kaufmännischen
Buchführung in der öffentlichen
Verwaltung (Doppik) im Jahr
2010 sei klar geworden, „dass
sich die Verwaltungsstruktur ent-
sprechend verändern muss“, er-
läuterte Irmer.

Suche nach
gemeinsamem Rüstzeug

In der Folge hätten sich die en-
gagierten Mitarbeiter der Stadt
darüber Gedanken gemacht, „wo
Verwaltungen transparenter wer-
den können und wie man dem
Bürger deren Handeln verständli-
cher machen kann“.Auf der Suche
nach einem gemeinsamen Rüst-
zeug für jeneAufgaben, vor denen
die kommunalen Verwaltungen
stehen, habe man von dem neuen
Studiengang an der Hochschule
Deggendorf und der FHVR in Hof
gehört und schnell bemerkt, „dass
dieser die hierfür notwendigen In-
halte, sprich betriebswirtschaftli-
ches Denken und Handeln, auch
abgestimmt auf die spezifischen
Aufgabenstellungen in der Ver-
waltung, aufweist“. Somit war der
Weg frei für die Teilnahme am
Masterstudiengang.

Rückblickend wies Prof. Dr.
Konrad Schindlbeck darauf hin,

dass es nicht einfach war, die Idee
eines „Master Public Manage-
ment“-Studiengangs auf den Weg
zu bringen. Bereits 2003 habe
man sich auf die Suche nach
möglichen Partnern gemacht.
Die FHVR in Hof erklärte sich
letztlich bereit, mitzuwirken und
so wurde der Studiengang ge-
meinsam konzipiert. Nachdem
dieser 2009 schließlich geneh-
migt wurde, „konnte man 2010
endlich starten“.

Ziel des Studiengangs

Grundlegende Zielsetzung des
viersemestrigen Studiengangs ist,
die Teilnehmer angesichts der
veränderten Rahmenbedingun-
gen und der sich im Umbruch be-
findenden öffentlichen Verwal-
tung für die Herausforderungen
der Zukunft zu rüsten. Letztlich
geht es darum, theoretisches be-
triebswirtschaftliches Wissen auf
die öffentliche Verwaltung anzu-
wenden.

Schwerpunkte

Während der Schwerpunkt im
ersten Semester auf Finanzthe-
men wie z. B. Controlling, Ko-
sten- und Leistungsrechnung und
Finanzwissenschaft liegt, haben
das zweite und dritte Semester
managementbezogene Themen
wie Personal- oder Beteili-
gungsmanagement sowie den
Einfluss der EU zum Inhalt. Im
vierten Semester schließlich wird
die Masterarbeit erstellt. „Das
Konzept des Studiengangs, in

dem 25 Dozenten zum Einsatz
kommen, hat sich bewährt“, be-
tonte Schindlbeck.

Dies konnte Absolvent Jan
Dühring nur unterstreichen: Seit
1. Januar dieses Jahres ist er Vor-
stand der Stadtwerke Geretsried
KU und Geschäftsführer der „En-
ergie Geretsried GmbH“. Vorher
leitete er den Fachbereich Bauen
in der Stadt Geretsried und war
gleichzeitig stellvertretender Bau-
amtsleiter. „Insgesamt hat mir
das Studium bereits vielfach ge-
holfen, da es mein Verständ-
nis für zahlreiche Aspekte bei
Prozessen und Abläufen in der
Verwaltungstätigkeit deutlich
geschärft hat. Die Weiterbil-
dungsmaßnahme hat meinen
Horizont deutlich erweitert“,
stellte Dühring fest.

Als „Quereinsteiger“ – Dühring
hatte das ingenieurtechnische Stu-
dium Raum- und Umweltplanung
absolviert – waren viele Module
für ihn von Nutzen und halfen
ihm, sich weiterzuentwickeln.
Fächer wie Controlling oder Qua-
litätsmanagement zeigten ihm
nach eigenen Angaben interessan-
te neue Denkansätze, Blickwinkel
und Instrumente für die tägliche
Praxis auf.

Bessere Perspektiven

„Ich bin froh, dass mir die
Möglichkeit geboten wurde,
mich auch persönlich weiterzu-
entwickeln. Letztlich habe ich
bessere berufliche Perspektiven“,
ist Jan Dühring überzeugt. Die
Stadt hingegen könne nun mit ei-
nem Mitarbeiter aufwarten, der
sowohl in technischen Diszipli-
nen als auch mit Management-
Know-how ausgestattet ist und
durch sein „Handwerkzeug“ viel-
seitig eingesetzt werden kann.
Bei der Umwandlung eines Ei-
genbetriebs in ein Kommunalun-
ternehmen zum Jahreswechsel
habe er sein Wissen und seine Er-
fahrungen aus dem Studium un-
mittelbar einbringen können.

(Fortsetzung auf Seite 11)

Von links: Bauamtsleiter Jochen Sternkopf, Absolvent Jan Dühring, Bürgermeisterin Cornelia
Irmer, GZ-Chefredakteurin Anne-Marie von Hassel, Prof. Dr. Konrad Schindlbeck (FH Deg-
gendorf), GZ-Chefin vom Dienst Doris Kirchner und Absolvent Marcus Eckert. ��
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an, dass es sich hier um keine
Lehrveranstaltung wie jede ande-
re handelt.Alle Beteiligten waren
äußerst motiviert.“

Kommunale Themen
aufgegriffen

Die Tatsache, dass es vielfach
möglich war, auch aktuelle kom-
munale Themen im Rahmen von
Studienarbeiten aufzugreifen und
einer vertieften Betrachtung zu un-
terziehen, sieht Eckert als positiv
an. So habe er sich in einer Studi-
enarbeit mit der Frage der Trans-
parenz kommunaler Unternehmen
auseinandergesetzt. Der Pullach-
Bezug ergibt sich hierbei über
die gemeindliche Informations-
freiheitssatzung und ihre Auswir-
kung auf die kommunalen Toch-
tergesellschaften. Gerade dieser
Aspekt sei in letzter Zeit häufig im
Gemeinderat diskutiert worden.

Positiv bewertet auch der Leiter
des städtischen Bauamtes Gerets-
ried, Jochen Sternkopf, das Ange-
bot der Stadt, sich weiterzuqualifi-
zieren. Mit Ute Raach, der zweiten
Absolventin aus Geretsried, die
seit August 2011 als Geschäftslei-
terin der Stadt fungiert, funktionie-
re die Zusammenarbeit sehr gut.
Bei Jan Dühring wiederum sei es
offensichtlich, „dass er ohne den
Masterabschluss den neuen Job
nicht hätte bekommen können“.

Aufgeschlossener Stadtrat

Auch der gesamte Stadtrat steht
nach den Worten von Bürgermei-
sterin Irmer „dieser Weiterbil-
dungsmaßnahme und dem Ergeb-
nis aufgeschlossen gegenüber“.
Die Dinge veränderten sich lang-
sam, aber stetig. Im Rahmen di-
verser Workshops im vergange-
nen Jahr hätten die Stadträte aus
dem bisherigen Stadtleitbild
Handlungsfelder benannt und mit
konkret formulierten Maßnah-
men hinterlegt. Irmer: „Dieser
Umbruchprozess erfordert ein ge-

wisses Training, doch irgend-
wann ist der Erfolg spürbar.“

Apropos Training: Im Oktober
2012 startet Professor Schindl-
beck zufolge eine dritte Studien-
gruppe ihr Master-Weiterbil-
dungsstudium. An den Inhalten
soll nichts verändert werden, je-
doch ist geplant, „einige Vorle-
sungen zu virtualisieren“. Damit
könnten die Studenten von zu
Hause aus den Stoff bearbeiten
und darauf aufbauend ihre Fragen
oder Fallbeispiele aktiv in die
Präsenzvorlesungen einbringen.

Verwaltungsreform forcieren

„Wir brauchen in den Kommu-
nen noch mehr betriebswirt-
schaftliches Denken“, forderte
Schindlbeck. Die Verwaltungsre-
form müsse von sehr viel mehr
Leuten angeschoben werden. Ein
Ziel des Masterstudiengangs ist
es, dass die Absolventinnen und
Absolventen als Treiber von not-
wendigen Veränderungsprozes-
sen in der jeweiligen Dienststelle
agieren. Der Hochschulprofessor
plädierte für „mehr intergenerati-
ve Gerechtigkeit und mehr lang-
fristiges ganzheitliches Denken“.
Hierzu wollten die Hochschule
Deggendorf und die FHVR in
Hof über ihr Weiterbildungsange-
bot einen Beitrag leisten.

Cornelia Irmer schließlich er-
mutigte „die Kollegen Bürgermei-
ster, sich auf diesen lohnenswerten
Weg zu machen“. Weder die Dop-
pik noch das Neue Steuerungsmo-
dell seien „irgendein Teufelswerk,
sondern vernünftige Handwerk-
zeuge, um die anstehenden Her-
ausforderungen meistern zu kön-
nen“. „Die öffentliche Verwaltung
muss sich mit der Gesellschaft
weiterentwickeln“, betonte Irmer.
Um den Anspruch der Bürger zu
erfüllen, müsse sie sich „rechtzei-
tig mit dem nötigen Rüstzeug aus-
statten“. Dies sei „ein zweifellos
spannender Weg, von dem man
nur profitieren kann“. DK

Wertvolles Rüstzeug...
(Fortsetzung von Seite 10)
„Allein durch dieses eine Projekt
haben sich rein finanziell betrach-
tet die Investitionen in das Studi-
um für die Stadt mehr als amorti-
siert. Und das ist erst der An-
fang“, erklärte Dühring.

„Dies ist echtes Humankapital
im allerpositivsten Sinne“, er-
gänzte Rathauschefin Irmer,
wenngleich man nicht nur die
monetäre Seite betrachten dürfe.
„Wir haben zum Beispiel erlebt,
dass bei dem genannten Prozess
die Mitarbeiter rechtzeitig in-
formiert und mitgenommen wur-
den, was natürlich langfristig
Vertrauen schafft.“

Kenntnisse nutzen

Ähnlich sieht es Marcus
Eckert, kaufmännischer Vorstand
der Versorgungs-, Bau- und Ser-
vicegesellschaft (VBS), einem
Kommunalunternehmen der Ge-
meinde Pullach im Isartal. Im Zu-
sammenhang mit seinenAufgaben
bei der VBS „und sicher auch we-
gen der in nächster Zukunft auf al-
le Kommunen zukommenden
Frage der Umstellung auf die
Doppik und der Einführung weite-
rer Elemente des ‚Neuen Steue-
rungsmodells’“ habe sich der
„Master Public Management“-
Studiengang besonders angeboten.
Bereits beim Wechsel zur Ge-
meinde habe seine Qualifizierung
zum Verwaltungsbetriebswirt, die
er 2005 an der BVS absolviert hat-
te, eine große Rolle gespielt. „Die-
se Kenntnisse konnte ich durch
das Master-Studium noch wesent-
lich erweitern und vertiefen und
kann sie in Zukunft für die Ge-
meinde nutzen.“

Neben den Vorlesungen mach-
te auch der Kontakt zu den Mit-
studenten und Kollegen einen in-
tensiven Erfahrungsaustausch
möglich und erweiterte so zu-
sätzlich den eigenen Horizont,
stellte Eckert fest. „Man merk-
te den Dozenten und Studenten

IT-Kommunalforum in Oberfranken:

Innovative Lösungen
Zum IT-Kommunalforum „Innovative Lösungen im Dialog“ ka-
men auf Einladung der AKDB über 200 Vertreter von Kommu-
nalverwaltungen aus ganz Oberfranken nach Bayreuth. Den
Kunden war diese Veranstaltung bislang als AKDB-Hausmesse
bekannt, der neue Titel unterstreicht den Dialoggedanken eines
solchen Kundentreffens.

Profunde Rückmeldung aus dem Anwenderkreis

Die AKDB präsentiert den kommunalen Verwaltungen innovati-
ve IT-Lösungen. Gleichzeitig erhält die AKDB profunde Rück-
meldung aus ihrem Anwenderkreis. So fließen Erfahrungen und
Ideen der Kunden in die Produktentwicklung ein und leisten so
ihren Beitrag für das qualitativ hochwertige Software- und
Dienstleistungsangebot derAKDB.

Schwerpunkt Bürgerservice-Portal

Ein Schwerpunkt der Messe war einmal mehr das Bürgerservice-
Portal. Hier profitieren nicht nur die Bürger. Die medienbruch-
freie Vorgangsabwicklung orts- und zeitunabhängig im Internet
entlastet auch die Kommunalverwaltungen erheblich. Das bedeu-
tet mehr Zeit für Kernkompetenzen. Für die Kämmerei bietet die
AKDB mit dem Finanzwesen zentral Dialog eine effiziente Fi-
nanzsoftware in einem modernen Rechenzentrum. Weitere wich-
tige Themen: Die Energiewende, die anstehenden Superwahljah-
re 2013 und 2014 sowie die jeweils damit für die Kommunen ver-
bundenen Herausforderungen.
Unser Bild zeigtAKDB-VorstandsvorsitzendenAlexander Schroth
vor einem interessierten Publikum. ��

Auf dem INTERGEO-Messestand präsentierte die AKDB im
Herbst erstmals OK.GIS: Nürnbergs 2. Bürgermeister Horst
Förther, Staatssekretär Franz Josef Pschierer, Geschäftsfeld-
leiter Richard Meyer, Heinz Schöffmann und Felix Kummer
(alle AKDB, v. l.). ��

Rechenzentrumslösung
für Geodaten

Ein neues Rechenzentrums-Angebot der AKDB unterstützt
das Informationsbedürfnis der Bürger und vereinfacht die Be-
reitstellung von Geoinformationen im Internet durch die Kom-
munen. Diese können unter anderem die digitalen Bauleitpläne
über einen neuen attraktiven Web-GIS-Client in ihre Homepa-
ge einbauen und die Bürger können regionale Informationen
bequem online abrufen.

Der Bayerische IT-Beauf-
tragte, Staatssekretär Franz Jo-
sef Pschierer, und die kommu-
nalen Spitzenverbände schla-
gen vor, alle rechtskräftigen
Bebauungspläne digital zu er-
fassen und künftig standardi-
siert für Bürger, Wirtschaft und
Verwaltung im Internet zur
Verfügung zu stellen. Inzwi-
schen beteiligen sich immer
mehr Kommunen beziehungs-
weise ganze Landkreise daran.

Anwendung im Rahmen ei-

nes Pilotprojektes findet dies
bei der Arbeitsgemeinschaft
Wirtschaftsband A9 Fränki-
sche Schweiz, einem Zusam-
menschluss von 18 Städten
und Gemeinden für noch bes-
sere regionale Wirtschaftsent-
wicklung. Das Ziel: die virtu-
elle Zusammenlegung kom-
munaler Gewerbeflächen. Mit
der interaktiven und intuitiv zu
bedienenden Lösung OK.GIS
unterstützt die AKDB dieses
Vorhaben. �

Roaming:

EU-Parlament macht
Mobil-Surfen günstiger
Neue Preisobergrenzen für Downloads, Telefonate und SMS

Ab Juli wird die mobile Internetnutzung mit Smartphones günsti-
ger. Dann gelten strengere EU-Vorgaben für die Tarifobergrenzen
für die Mobilfunknutzung im EU-Ausland (Roaming). Das Euro-
paparlament hat eine neue EU-Verordnung verabschiedet, überdie
es eine Einigung mit den Mitgliedstaaten gibt. Neben neuen Maxi-
malpreisen für Gespräche und Kurznachrichten (SMS) wird es
erstmals gedeckelte Endkundenpreise für das Herunterladen von
Daten geben.

„Wir bringen jetzt mehrWettbe-
werb in den Markt, um die bishe-
rige Abzocke beim Roaming zu
beenden. Besonders beim mobilen
Datendownload sind die Tarife
teilweise noch astronomisch hoch
und sachlich überhaupt nicht ge-
rechtfertigt“, sagte die Berichter-
statterin des Europaparlaments zur
neuen Roaming-Verordnung, An-
gelika Niebler (CSU).

Die Tarife für das mobile Run-
terladen von Daten jenseits der
Landesgrenze werden ab Juli auf
maximal 70 Cent pro Megabyte
begrenzt. Ab Juli 2014 sollen ma-
ximal 20 Cent fällig werden. Die
EU-Kommission hatte als Ober-
grenze 50 Cent vorgeschlagen und
wollte ab Juli dieses Jahres noch
90 Cent zulassen. Für SMS dürfen
ab Juli 2012 fürs Verschicken aus
einem anderen EU-Land nur noch
maximal 9 Cent, ab 2014 höch-
stens 5 Cent berechnet werden.

Auch die Gesprächstarife müs-
sen sinken: Ab Juli 2014 darf der
Preis für ein angenommenes Ge-
spräch nur noch 5 Cent pro Minu-
te, für einen selbst getätigtenAnruf
19 Cent betragen. „Die Preise
müssen sich endlich dem techni-
schen Aufwand annähern“, so
Niebler.

Auch kleinere Anbieter sollen
künftig Zugang zu den Netzen ha-
ben (Open Access). Daneben soll
es die Möglichkeit geben, vor Ort
auf die Angebote lokaler Anbieter
zurückgreifen zu können (Local
Break-Out). „Für Sprachtelefonie
oder Datenroaming soll es ver-
schiedeneAnbieter geben können.
Mit diesen strukturellen Maßnah-
men soll endlich mehr Wettbewerb
in die Märkte kommen. Wir sorgen
für mehr Transparenz und Konkur-
renzund imErgebnis fürgünstigere
Preise im Mobilfunkmarkt“, stellte
die Europaabgeordnete fest.

Das Europäische Parlament hat
demAntrag zugestimmt, dass man
sich für nur einen Sitz des Parla-
ments einigt. „Ob dies Straßburg
oder Brüssel wird, ist dabei noch
völlig offen“, betonte Angelika
Niebler und erläuterte: „Wir müs-
senunsereRessourceneffektivnut-
zenundunsereKostensinnvoll ein-
setzen. Daher sollte das Pendeln
zwischen Straßburg und Brüssel
einmal pro Monat endlich ein Ende
finden.“ Nach NieblersAuffassung
sollte man jetzt in einen dialogi-
schen Prozess einsteigen, um ein
gutes und sinnvolles Ergebnis zu
erreichen. �
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*zzgl. MwSt. und Überführungskosten. Angebot gilt bei Bestellung bis 31.12.2012
und nur in Deutschland. Nur solange der Vorrat reicht.

Mit Holder räumen, streuen, mähen, kehren, fräsen – und
sparen: knickgelenkter 50-PS-Geräteträger, 40km/h schnell,
Allradantrieb – inkl. V-Pflug und Aufbaustreuer zum
Aktionspreis von 49.990 €*! Alle Informationen & Kontakt:
www.max-holder.com, sales@max-holder.com

PFLUGSTREURÄUMER
FÜR 49.990 €*

V. l.: André Girnus, Managing director CharterWay; Ulrich Ba-
stert, Head of Sales & Marketing Mercedes-Benz Trucks; Till
Oberwörder, Head of Marketing, Sales and Aftersales Daimler
Buses; Volker Mornhinweg, Head of Mercedes-Benz Vans; Hu-
bertus Troska, Head of Mercedes-Benz Trucks, Roman Biondi,
Head of Sales Mercedes-Benz Buses and Coaches und Thomas
Witzel, Head of Sales Daimler Trucks (Deutschland) ��

Wahl der besten Nutzfahrzeuge und Marken 2012:

Siebenfacher Sieg
für Daimler

Stuttgart – Daimler hat jüngst sieben Preise bei der Prämierung
der besten Nutzfahrzeuge und besten Marken 2012 gewonnen.
Über 8.000 Leser beteiligten sich an der Wahl und kürten fünf
Mercedes-Benz Nutzfahrzeuge und zwei Mercedes-Benz Dienst-
leistungsangebote zu Siegern.

„Wir freuen uns sehr über die
sieben Auszeichnungen und
möchten uns bei allen Lesern be-
danken. Das beweist uns einmal
mehr, dass wir mit unserer Pro-
duktpalette richtig aufgestellt
sind.“, bedankt sich Andreas
Renschler, im Vorstand verant-
wortlich für Daimler Trucks und
Daimler Buses.

Zum 17. Mal in Folge wählen
die Leser den Mercedes-Benz
Sprinter in der Kategorie „Trans-
porter bis 3,5 t“ zum Gewinner.
Der Sprinter ist seit diesem Früh-
jahr der erste Transporter, der
optional mit dem Sieben-Gang-
Automatikgetriebe „7G-Tronic“
ausgerüstet ist. Seit vielen Jahren
ist er in seinem Segment äußerst
erfolgreich.

Umweltverträglichkeit

Aus der Kategorie der „Fern-
verkehr-Lkw“ geht der neue Mer-
cedes-BenzActros als Sieger her-
vor. Der von Grund auf neu ent-
wickelte Lkw konnte seine Welt-
premiere im Sommer des vergan-
genen Jahres feiern. Das neue
Flaggschiff der Mercedes-Benz
Nutzfahrzeugsparte ist wirtschaft-
lich, komfortabel, sicher und mit
der Euro VI-Motorentechnologie
von Mercedes-Benz dazu sehr
umweltverträglich.

Der bewährte Actros erringt
den Sieg in der Kategorie „Kip-
per bis 32 t“. Seit seiner Markt-

einführung 1996 ist der Actros
mit über 700 000 verkauften
Fahrzeugen der erfolgreichste
Schwer-Lkw weltweit.

Umweltschutz

In der Kategorie der „Stadtlini-
enbusse“ erklimmt der Mercedes-
Benz Citaro das Siegertreppchen.
Mit über 30 000 verkauften Ein-
heiten in 14 Produktionsjahren ist
der Citaro der erfolgreichste Lini-
enbus aller Zeiten.Anfang Mai ist
er als erster Euro VI-Stadtbus Eu-
ropas vom Band gelaufen. Mit der
frühzeitigen Einführung von Euro
VI können Verkehrsbetriebe die
Chance nutzen, mit wirtschaftlich
erschwinglichen Investitionen den
Umweltschutz rasch in die breite
Fläche zu bringen.

Breites Einsatzspektrum

Der Mercedes-Benz Tourino
bietet dem Unternehmer eine
Vielfalt an lieferbarenAusstattun-
gen, die ein breites Einsatzspek-
trum ermöglichen – vom Über-
landeinsatz bis zum VIP-Shuttle
kann der Kunde alles realisieren.
Die Leser der ETM-Zeitschriften
wählen den handlichen Reisebus
zum Ersten in der Kategorie der
„Midibusse“. Mit bis zu 38 Sitz-
plätzen ist der Tourino besonders
für kleinere Reisegruppen seit
Jahren erfolgreich.

Auch bei der Wahl der besten

Marken konnte Mercedes-Benz
die Wähler überzeugen. Merce-
des-Benz CharterWay gewinnt
zum sechsten Mal in Folge den
Preis für „Miete/Leasing“. Die
Dienstleistungsmarke feiert in
diesem Jahr sein 20-jähriges Ju-
biläum. Seit 1992 ist Charter-
Way Anbieter von Dienstleistun-
gen und Mobilität rund um die
Beschaffung, den Service und
das Management von Mercedes-
Benz Nutzfahrzeugen.

Serviceleistung

Ebenso beim „Truck-/Trailer-
service“ legen die Leser Wert auf
gute Serviceleistung. Sie wählen
das DienstleistungsangebotTruck-
Works von Mercedes-Benz zum
zweiten Mal in Folge zum Sieger.
TruckWorks ist die Anlaufstelle

für den Komplettservice rund um
das Nutzfahrzeug. Das Unterneh-
men kooperiert mit renommierten
Herstellern von Anhängern, Auf-
bauten, Achsen, Bremssystemen,
Ladebordwänden und Kühlag-
gregaten unter der Servicemarke
TruckWorks.

Leserwahl

Die Leserwahl wird jährlich
vom ETM-Verlag mit den Fach-
zeitschriften Fernfahrer, lastauto
omnibus und trans aktuell durch-
geführt. „Die besten Nutzfahr-
zeuge 2012“ und die „Die besten
Marken 2012“ werden in Zusam-
menarbeit mit Ingenieuren der
Dekra ermittelt. In diesem Jahr
konnten die 8.000 Leser aus über
180 Baureihen die Gewinner der
22 Kategorien wählen. �

Forstunternehmerschulung
in Theorie und Praxis

Ein Schulungstag der besonderen Art absolvierte das Forstun-
ternehmen Ulrich und Richard Fink aus Oberstaufen und wei-
tere achtzehn Forstunternehmer aus dem Allgäu. Sicherheit för-
dern, Qualität sichern und Arbeit optimieren war das Motto

Michael Karg, Forstwirtschafts-
meister und Einsatzleiter der Bay-
rischen Staatsforsten in Sont-
hofen, und Bernd Mayr vom
Technischen Aufsichtsdienst der
Land- und forstwirtschaftlichen
Berufsgenossenschaft schulten
die Teilnehmer und stellten Neue-
rungen vor.

Die Strategie: Information,
Sensibilisierung und Motivation

Im Praxisteil stellt Michael
Karg das Königsbronner An-
schlagverfahren (KAT) vor. Die
einfache Handhabung und die
enorme Minderung der Unfallge-
fahr sind die entscheidenden Vor-
teile dieses Verfahrens. Michael
Karg spricht in seinen weiteren
Ausführungen die wichtigsten
Punkte an, die Forstunternehmer

bei Aufträgen der Bayerischen
Staatsforsten zu beachten und
einzuhalten haben, damit ein rei-
bungsloser Ablauf sichergestellt
wird und der Forstunternehmer
eine gute Bewertung erhält. Dies
wirkt sich auf weitere Auftrags-
vergaben positiv aus.

Sicherheitsaspekte

Der Profi: Regelmäßige Fort-,
Aus- und Weiterbildung für
Qualität und Sicherheit.

Ein weiterer Schwerpunkt der
Schulung ist das Thema Fällung
und Aufarbeitung im Steilhang
und der Betrieb von Seilkranan-
lagen. Bernd Mayr stellt ver-
schiedene Sicherheitsaspekte in
diesen speziellen Arbeitsgebie-
ten vor. Der fachgerechte Ma-
schineneinsatz sowie das Erken-
nen von Gefahren stehen hier im
Mittelpunkt der Ausführungen.
Gemeinsam mit den Forstunter-
nehmern wird eine Gefähr-
dungsbeurteilung erstellt. Gefah-
ren erkennen, das Risiko beurtei-

len und die entsprechenden
Maßnahmen ergreifen sind Vor-
aussetzung für eine sichere und
erfolgreiche Arbeit.

Der Schlüssel zum Erfolg: Die
Gefährdungsbeurteilung.

Der Abschluss des Tages be-
steht in der Umsetzung des Er-
lernten in die Praxis. Michael
Karg bespricht mit den Forstun-
ternehmern in einem Hieb den
fachgerechten Ablauf einer Fäl-

Zufriedene Forstunternehmer auf dem gemeinsamen Gruppen-
bild nach der eintägigen Schulung für mehr Sicherheit und Qua-
lität bei der Waldarbeit. ��

lung. Eingegangen wird auf Ab-
sperrmaßnahmen und Gefähr-
dungen durch Totholz. Gegen
Ende der Schulung werden vor
Ort verschiedene Schnittbilder
von den Forstunternehmern be-
urteilt.

Sensibilisierung

Im Resümee des Schulungsta-
ges sind sich die Forstunterneh-
mer einig: Viel Neues gehört,
vorhandene Fehler aufgedeckt
und sensibilisiert für die tägliche
Arbeit im Wald. Rundum eine
gute Sache, die unbedingt wie-
derholt werden muss. �

Wozu der Alleskönner Unimog fähig ist, präsentierte der Bayerischen GemeindeZeitung der
Bauhof der Gemeinde Heldenstein. Mit dem 15 Jahre alten Unimog U 4100 können sämtliche
Gerätschaften, die zum Reinigen eines ausgelassenen Badeteiches benötigt werden, einfach
transportiert und direkt am Einsatzort abgeladen werden. Die außerordentliche Geländegän-
gigkeit demonstriert Bauhofleiter Franz Deißenböck. Herzlichen Dank an den Bauhof der Ge-
meinde Heldenstein für dieses wunderbare Einsatzbeispiel! ��

Neue Beobachtungstürme
in Unterbrunn und Hallstadt

Der Landkreis Bamberg und Lichtenfels, Bund Naturschutz
und der Landesbund für Vogelschutz sind Träger eines LIFE-
Förderprogrammes. Ziele des Projektes sind bereits vorhande-
ne Lebensräume (Altarme, bunte Blumenwiesen, Auwälder)
sollen vergrößert werden und durch Kiesabbau entstandene
Baggerseen ökologisch umgebaut werden.

Dabei wird auf vorhandene In-
frastrukturen und Konzepte wie
Renaturierung durch das Wasser-
wirtschaftsamt oder das Flusspa-
radies Franken zurückgegriffen.
Durch besondere Angebote wie
Naturlehrpfade, Infotafeln, Ex-
kursionen oder Aussichtstürmen
werden Bevölkerung und Besu-

cher mit eingebunden. So steigt
die Akzeptanz für die Maßnah-
men und die Identifikation mit
dem Gebiet. Diese Besucherlen-
kungseinrichtungen können somit
auch die Tourismusregion Oberes
Maintal bereichern.

Der andere Turm befindet
sich in Hallstadt, Landkreis

Bamberg, die an exponierter
Stelle Besonderheiten der Natur
im Obermaintal, vor allem die
sonst unzugänglichen Wasser-
landschaften zeigen. Blickpunkt
ist vor allem die Mainschleife
und die Kiesabbaustrukturen im
Inneren, die für Besucher sonst
nicht zugänglich sind. Ange-
sprochen werden Besucher mit
dem Rad (Radweg führt vor-
bei), Bootfahrer (es wurde extra
eine Ausstiegsstelle vom Was-
serwirtschaftsamt geschaffen)
und Wanderer. �
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Beutlhauser-Bassewitz GmbH & Co. KG Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt, Tel.: 09453 9911-10, Fax: 09453 9911-06, E-Mail: verkauf.unimog@bassewitz.de, Internet: www.bassewitz.de

Henne-Unimog GmbH Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 12 06-6100, Fax: 089 12 06-6127, E-Mail: henne-unimog.hst@daimler.com, Internet: www.henne-unimog.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge Industriestraße 29 – 33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214, Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Baumaschinen und Nutzfahrzeuge GmbH & Co. KG Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach, Tel.: 09221 5 07-0, Fax: 09221 8 44 81, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360, Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de

KLMV Kommunal- und Baumaschinenvertrieb GmbH Robert-Bosch-Straße1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0, Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: info@klmv.de, Internet: www.klmv.de
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Kompakt, wendig und günstig in Anschaffung und Unterhalt: Gerade, wenn’s eng wird, zeigt er seine wahre

Größe. Mit dem Unimog U20 mähen Sie Böschungen, Randstreifen oder Grünland und Brachflächen. Mit seinem

Wendekreis von nur 12,6 m und einem Gesamtgewicht von 7,5 bzw. 9,3 t ist er wie gemacht für kommunale

Einsätze, ob im Bauhof oder Garten- und Landschaftsbau. Mehr Informationen bei Ihrem Unimog Partner

oder unter www.mercedes-benz.de

Damit Sie auch bei den Kosten gut abschneiden.
Der Mercedes-Benz Unimog U 20.

Birgit Strobel (Vertrieb Mercedes-Benz Trucks) und Dirk Lehm-
beck (Marketing Mercedes-Benz Trucks) vor einem Unimog
U 500, beispielhaft ausgerüstet mit Demarkierungsgerät auf der
IFAT ENTSORGA2012 in München. Das Peeljet Unimog Modul
von Weigel Hochdrucktechnik ist als Anbaugerät für die Entfer-
nung von Farbmarkierungen konzipiert. ��

Mercedes-Benz Unimog:

Flexible Mehrfachnutzung
Unimog U 20 in der Altstadt von Budapest

Wörth/Budapest - In der ungarischen Hauptstadt Budapest
gehören sie nun schon zum alltäglichen Anblick: 21 Unimog U
20 von Mercedes-Benz arbeiten seit Oktober 2011 im Stadtteil
Buda, in den Fußgängerzonen der Innenstadt und auf den
Fußgängerwegen entlang der Donau. Die Qualitäten des Uni-
mog U 20 hatten die Beschaffer des städtischen Reinigungsun-
ternehmens EKF Zrt. überzeugt.

Dabei spielte auch der Mehr-
fachnutzen des Unimog eine zen-
trale Rolle bei der Beschaffung:
In den Winterwochen sind die
Budapester Unimog mit Streuau-
tomaten der Firma Gmeiner so-
wie Schneepflügen von Kahlba-
cher ausgerüstet, ab dem Frühjahr
mit Kehrmaschinen des Typs TK
20 von Trilety. So ist jeder Uni-
mog über das ganze Jahr hinweg
permanent einsetzbar - eine hoch-
wertige Kombination von Geräte-
träger und Geräten. Sie wird drin-
gend benötigt in der weltberühm-
ten 1,7 Millionen Einwohner
zählenden Metropole, denn diese
stellt sehr spezielle Anforderun-
gen an den Straßendienst: Breite
Straßen und Fußgängerwege am
Donauufer, enge Altstadtgassen,
stark belebte Fußgängerzonen
und steile, kurvenreiche Passagen
auf die Budaer Berge reihen sich
im täglichen Einsatz aneinander,
die Unimog verrichten ihreArbeit
im stets dichten und hektischen
Individualverkehr. Kalte Winter
und heiße Sommer gehören hier
regelmäßig zum Jahresablauf.

Langlebige Bauweise

Auf all das zeigen sich die Uni-
mog U 20 und ihre Geräte umfas-
send vorbereitet. So ist der drei
Kubikmeter fassende Schmutz-
behälter des Kehraggregats auf
dem Unimog U 20 komplett in
langlebigem Edelstahl ausgeführt
und verfügt über eine eigene, auf

der Frontzapfwelle montierte Hy-
draulikanlage zur geräteinternen
Kraftübertragung, woraus eine
hohe Saugkraft resultiert.

U 20: 100 Prozent Unimog

Allradantrieb, Singlebereifung
auch hinten, zuschaltbare Diffe-
renzialsperren, Portalachsen,
Schraubenfedern, reichlich Lei-
stungsreserven, Zapfwellen, Ne-
benabtriebe und eine leistungs-
starke Hydraulik, komplettiert
um den topaktuellen Stand der
Lkw-Technik bei Sicherheit, Be-
dienung und Umweltverträglich-
keit, das macht den Unimog U
20 zum flexibel einsetzbaren
Geräteträger ganz im Stil der
beiden größeren Baureihen. Von
den Profi-Geräteträgern U 300 –
U 500 unterscheidet sich der U
20 in seiner enormen Wendigkeit
(der Wendekreis von 12,60 Me-
tern hat Pkw-Format), im gerin-
geren Fahrzeuggewicht und im
niedrigeren Preis. Gedacht ist
der U 20 für wechselnde Anfor-
derungen in den Kommunen,
weniger für Arbeiten in dauern-
der Höchstleistung. Hier sind die
Geräteträger U 300 bis U 500
und die hochgeländegängigen
Unimog U 4000 und U 5000 ge-
fordert.

Der Vierzylinder-Motor des U
20 der Baureihe 904 LA 110 kW
(150 PS) sowie 130 kW (177 PS)
spiegelt wie die gesamte Nutz-
fahrzeugpalette von Mercedes-

Benz einen sehr hohen Stand der
Abgastechnik wider. Alle Uni-
mog verfügen über Bluetec-
Technologie (Stickoxide werden
durch Zuführung von Harnstoff
eliminiert), erfüllen die Abgas-
norm Euro 5 und garantieren
außerdem einen sehr niedrigen
Feinstaubausstoß. Das Acht-

Komplettlösung für Budapest: 21 Fahrzeuge des Typs Unimog U 20 haben jüngst ihre Arbeit
aufgenommen. ��

gang-Getriebe ermöglicht Ge-
schwindigkeiten zwischen 1,2
und 90 km/h bei Nenndrehzahl.

Hohe Wendigkeit

Beim zulässigen Gesamtge-
wicht liegt der U 20 zwischen
7,5 und 9,3 Tonnen, die Achsla-
sten sind mit 5 Tonnen vorn und
hinten zur Aufnahme von An-
baugeräten großzügig bemessen.
Die hohe Wendigkeit hat ihre
Ursache im nur 2700 Millimeter
kurzen Radstand. Zweikreis-
Kommunalhydraulik, Zapfwel-
len-Getriebe vorn, Nebenabtrieb
vom Getriebe und die Frontan-
bauplatte vervollständigen optio-
nal die Ausrüstung und erlauben
die Nutzung einer Vielzahl von
Geräten.

Lange Tradition

Unimog-Fahrzeuge haben ei-
ne lange Tradition in Ungarn.
Seit Baubeginn im Jahre 1951
sind fast 1.000 Einheiten dorthin
exportiert worden, wobei heute
die Budapester Stadtreinigung
der zweitgrößte Abnehmer ist –
derzeit verfügt sie über 40 Uni-
mog unter ihren insgesamt 130
Kommunalfahrzeugen. Die mei-
sten Unimog laufen bei den 19
Straßendirektionen im Land,
zahlreiche aber auch im Energie-
sektor, auf den Flughäfen und
bei der Staatsbahn MÁV. �

Bauhof Esslingen vertraut
auf Wacker Neuson

(Esslingen ) Seit über 20 Jahren ist der Baubetrieb der Stadt Ess-
lingen Kunde von Wacker Neuson. Nun setzt man neben den
Baugeräten auch auf die Baumaschinen-Kompetenz des Qua-
litäts-Herstellers. Fast täglich ist der Mobilbagger 9503 im Stadt-
gebiet von Esslingen im Einsatz.

Mehr als zwei Jahrzehnte lang
vertraut der Baubetrieb der Stadt
Esslingen schon auf Wacker
Neuson. Bislang auf die bewähr-
ten Baugeräte wie Vibrations-
platten, Stampfer, Abbruchhäm-
mer, Generatoren und Trenn-
schneider. „Die guten Erfahrun-
gen mit Wacker Neuson waren
ausschlaggebend dafür, dass sich
der Bauhof Esslingen auch für
uns entschieden hat, als es um
die Anschaffung eines Baggers
ging“, so Alexander Lemke, re-
gionaler Produkt-Spezialist von
Wacker Neuson für Kompakt-
baumaschinen.

Enorme Leistung

„Für den Mobilbagger 9503
sprach dann letztendlich seine
enorme Leistung im Verhältnis
zur Größe. Und der Verstellaus-
leger, mit dem er auch für Bau-
stellen mit beengten Platzver-
hältnissen bestens geeignet ist,

wie sie bei uns sehr oft vorkom-
men“, ergänzt Bauhofleiter
Volker Steimer, Meister in der
Straßenunterhaltung.

Straßeninstandsetzung
und Baumaßnahmen

Der 9,5 Tonnen Bagger kommt
vorrangig bei Arbeiten zur
Straßeninstandsetzung zum Ein-
satz, im Tiefbau, für Grabenarbei-
ten auf Feldwegen und kleinere
Baumaßnahmen. Eben für all die
typischen Arbeiten, die in die Zu-
ständigkeit eines städtischen Bau-
hofs fallen und wo der Mobilbag-
ger seine Flexibilität ausspielen
kann. Damit hat der bislang aus
zehn Fahrzeugen wie LKWs be-
stehende Maschinenpark kraft-
vollen Zuwachs bekommen, der
sich auch schon erfolgreich be-
währt hat. Genau die Verspre-
chen, aufgrund derer sich der
Bauhof Esslingen für den Wacker
Neuson 9503 entschieden hat, hat

er im Einsatz gehalten. Daneben
schätzen die Anwender auch be-
sonders den Komfort in der Kabi-
ne und in der Bedienung. „Wir
haben mit Wacker Neuson nur
gute Erfahrungen gemacht. Nicht
nur mit den Geräten und Maschi-
nen selbst, sondern auch mit der
Betreuung. Bei der Wacker Neu-
son Niederlassung Stuttgart geht
nicht nur alles ruckzuck, da sind
wir auch in puncto Qualität,
Know-how und Service bestens
beraten. Das stellen wir uns unter
Partnerschaft vor“, steht Martin

Schübler, Meister in der Straßen-
unterhaltung zu seiner Entschei-
dung.

Kraftvolle Verstärkung

Die Abteilung Straßenunter-
haltung im Baubetrieb der Stadt
Esslingen mit seinen 20 Mitar-
beitern hat mit dem Wacker
Neuson 9503, kraftvolle Verstär-
kung bekommen, der ganz jährig
im Einsatz ist.
Weitere Informationen unter:
www.wackerneuson.com ��

Der Baubetrieb Esslingen setzt seit langer Zeit auf die Baumaschi-
nen von Wacker Neuson. Im Bild der Mobilbagger 9503. ��
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Die Reisegruppe gemeinsam mit Bundesverkehrsminister Dr. Peter Ramsauer vor dem denk-
malgeschützten Ministerium. Bild: Bundesverkehrsministerium

Bayerischer Nordgautag in Lappersdorf:

Schaufenster der Kultur
Ein facettenreiches Kulturprogramm wurde der Oberpfälzer
Bevölkerung im Rahmen des 39. Bayerischen Nordgautags
präsentiert. „Marktgemeinde zwischen Stadt und Land“ laute-
te das Motto des viertägigen Events in der Marktgemeinde
Lappersdorf im Landkreis Regensburg.

Der Begriff „Nordgau“ be-
zeichnet ursprünglich einen schon
im 7. Jahrhundert besiedelten Teil
des Stammesherzogtums Bayern
im Westen der heutigen Ober-
pfalz, im Raum Lauterhofen,
Neumarkt,Altdorf, Hersbruck. Im
8. Jahrhundert wurde dieses Ge-
biet ein fränkischer Reichsgau;
der Name trat in den karolingi-
schen Reichsteilungsplänen Karls
des Großen 806 und Ludwig des
Frommen 817 und 839 auf.

Im Laufe der Zeit erweiterte
sich der Nordgau im Süden in das
Altmühltal und bis Neuburg und
Ingolstadt an der Donau, nach
Westen in den Raum von Nürn-
berg, nach Osten bis an die Naab
und erstreckte sich nach Norden
mit zunehmender Besiedelung
über Luhe und Waldnaab in das
Egerland, das damals mit dem
Egerer Becken, dem späteren
Sechsämterland und dem Elster-
land um die Orte Adorf und
Marktneukirchen bestand und
zum Bistum Regensburg gehörte.

Heimatliche Impulse

Ende 1969 schlossen sich die
Arbeitsgemeinschaft „Bayeri-
scher Nordgau“ und der inzwi-
schen entstandene „Oberpfälzer
Heimatbund“ zum „Oberpfälzer
Kulturbund – Bezirksgemein-
schaft für Heimatarbeit e.V.“ zu-
sammen. Dieser führt seither im
zweijährigen Turnus in Zusam-
menarbeit mit den Egerländer
Gmoi die Nordgautage durch.
Die ursprüngliche Zielsetzung ist
dabei weiter ausgebaut und mit
neuen, jeweils auf den Raum der
Veranstaltung bezogenen Schwer-
punkten versehen worden, die
dort zu eigener Aktivität anregen.
Damit gehen von den Nordgauta-
gen immer wieder zugleich hei-
matliche wie auch kulturelle Im-
pulse aus – sie sind Schaufenster
einer geschichtlich und kulturell
verbundenen Region.

Erich Dollinger, 1. Bürgermei-
ster des Marktes Lappersdorf und
Dr. Wilhelm Weidinger, Präsident
des Oberpfälzer Kulturbundes
e.V., hatten den Nordgautag 2012
eröffnet. Wie letzterer betonte,
werde wie bei allen Nordgautagen
auch dieses Mal das Ziel verfolgt,
das kulturelle Erbe der Oberpfalz
„und diesmal insbesondere der
südlichen Oberpfalz, wo sich im
Alten Reich die Territorien von
Pfalz-Neuburg, Kurbayern, Obe-
rer Pfalz und der Reichsstadt Re-
gensburg begegneten“, herauszu-
stellen.

Ein ebenso umfangreiches wie
vielfältiges Programm wurde
hierzu gemeinsam mit dem
Markt Lappersdorf auf die Beine
gestellt – von Musik, über Thea-
ter und Literatur, Bildende
Kunst, Geschichts- und Heimat-
forschung – in Konzerten, Prä-

sentationen, Lesungen, Ausstel-
lungen und bei Tanz, Unterhal-
tung und Gemütlichkeit. Unter
dem Titel „Oberpfälzer Kompo-
nisten und ihr Wirken vom Ba-
rock bis zur Moderne“ präsentier-
te zum Beispiel der Auswahlchor
des Fränkischen Sängerbundes
„Mixtura Cantorum“ ein eigens
für den Nordgautag 2012 einstu-
diertes Programm allein mit Wer-
ken teils noch unbekannter Ober-
pfälzer Komponisten. Der aktuel-
le Kulturpreisträger des Bezirks
Oberpfalz, die „Bläserphilharmo-
nie Regensburg“, ein über 50
Musiker starker Orchesterklang-
körper, der sich aus erfahrenen
Laienmusikern der Region und
Studenten der Regensburger
Hochschulen zusammensetzt,
präsentierte wiederum gehobene
konzertante Bläsermusik, u. a.
nach Motiven des Oberpfälzer
Heimatforschers Franz-Xaver
von Schönwerth.

Junges Nordgau

Erstmals trug zudem ein ei-
genständiger Programmanteil
auch dem „Jungen Nordgau“ mit
spezifischen Veranstaltungen für
Kinder und Jugendliche Rech-
nung. Musik verbindet Men-
schen mit und ohne Behinderung
– die Regensburger Band „Po-
werPack“ zeigte dies beein-
druckend. Die mittlerweile weit
über die Grenzen Regensburgs
hinaus bekannte Band erhielt
2011 den Sparkassen-Bürger-
preis und rockte erst vor kurzem
erfolgreich das Lappersdorfer
Zeltfestival. Ein Graffiti-Work-
shop zum großen Sprayer-Event
sowie das Finale des Lappers-
dorfer Bandwettbewerbs für
Nachwuchsbands aus der Regi-
on mit den Bands vervollstän-
digten den Programmteil.

Genau diese Verjüngung der
kulturellen Veranstaltung hob
auch Minister Helmut Brunner
beim Festakt hervor: „Die junge
Generation hat ein originäres In-
teresse an ihren Wurzeln, das
aber verkümmert, wenn es nicht
gefördert wird.“

Besonders erwähnte Brunner
das Engagement des Oberpfälzer
Kulturbunds als Austräger des
Nordgautags. „Der Nordgautag
ist ein großartiges Fest regionaler
Heimat- und Kulturarbeit“, sagte
der Landwirtschaftsminister. Es
sei wichtig, sich „im Lichte der
fortschreitenden Entwicklung mit
unseren Wurzeln und unserer Ge-
schichte zu befassen“.

Verliehen wurden auch die
Nordgaupreise 2012 für heraus-
ragende Künstlerpersönlichkei-
ten. Über die Anerkennung freu-
ten sich in diesem Jahr Harald
Grill (Wald), für Literatur, Lud-
wig Bäuml (Kallmünz), für Bil-
dende Kunst sowie Prof. Ludwig

Zehetner (Lappersdorf) für Hei-
matpflege.

Krönender Abschluss der seit
Jahrzehnten vom Bayerischen
Ministerpräsidenten als Schirm-
herrn geadelten Festivitäten war
schließlich der große Bayerische
Nordgaufestzug, der sich mit fast
2.500 aktiven Teilnehmern und
unzähligen Zaungästen über meh-
rere Kilometer durch Lappers-
dorf bewegte. DK

Erlebnisreiche Tage
in der Bundeshauptstadt

Politik und Kultur begeisterten die Bürgermeister
aus dem Landkreis Traunstein

Unter der Leitung von Bürgermeistersprecher Franz Parzin-
ger und der exzellenten Reisebegleitung von Karl Kaditzky un-
ternahmen die Bürgermeister aus dem Landkreis Traunstein
eine Reise nach Berlin.

Bei der Hinfahrt wurde ein Zwi-
schenstopp in Leipzig eingelegt.
Dabei wurde auch das Völker-
schlachtdenkmal besichtigt, das in
Erinnerung an die Völkerschlacht
von 1813 und den Rückzug der
napoleonischen Truppen errichtet
wurde. Mit 91 Metern Höhe zählt
es zu den größten Denkmälern
und ist eines der bekanntesten
Wahrzeichen Leipzigs. Als näch-
stes stand die Nikolaikirche auf
dem Programm, die im Jahre 1989
Ausgangspunkt für die Montags-
demonstrationen war. Mit der Be-
sichtigung der Thomaskirche als

ehemaligerWirkungsstätte von Jo-
hann Sebastian Bach endete der
Aufenthalt in der Messestadt.

Am nächsten Tag empfing der
Bundesminister für Verkehr, Bau
und Stadtentwicklung Dr. Peter
Ramsauer die Delegation im Kon-
ferenzsaal des Ministeriums. Da-
bei referierte der Minister über die
Struktur des sehr großen und
vielschichtigen Ministeriums
mit Standorten in Berlin und
Bonn sowie seinen rund 1.600
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern und den 69 nachgeordneten
Behörden.Auch das ThemaAuto-

bahnmaut und die drängenden
Verkehrsprobleme in der Region
18 wurden angesprochen und dis-
kutiert.

Bürgermeistersprecher Franz
Parzinger bedankte sich bei Ver-
kehrsminister Dr. Peter Ramsauer
für seinen engagierten und erfolg-
reichen Einsatz bei der Realisie-
rung von Infrastrukturmaßnahmen
im Sportbereich und im Straßen-
bau in der Region Traunstein.
Nach der Besichtigung der gläser-
nen Kuppel im Reichstag ging es
vorbei am ehemaligen Mauerstrei-
fen zum Brandenburger Tor und
dem Holocaust-Mahnmal.

Ein weiterer Höhepunkt der
Reise wartete auf die Reisegruppe
mit einer Sonderführung durch die
Berliner Philharmonie und der
Teilnahme an der Generalprobe
von Richard Wagners „Die Wal-
küre“ unter der Leitung von Sir Si-
mon Rattle. Bereits zur General-
probe kamen rund 1.500 begei-
sterte Wagnerianer. Für alle war
dies ein unvergessliches Erlebnis
und die Gruppe bedankte sich bei
Bürgermeister Benno Graf für die
Vermittlung.

Stadtrundfahrt

Bei herrlichem Ausflugswetter
stand am dritten Tag eine Stadt-
rundfahrt mit Haltepunkten am
Potsdamer Platz und einem der
größten Kaufhäuser auf dem eu-
ropäischen Kontinent, dem KaDe-
We auf dem Reiseplan. Mit einer
Schifffahrt auf der Spree, vorbei
am Regierungsviertel und durch
das historische Zentrum der Stadt
wurde das offizielle Tagespro-
gramm beendet. Am letzten Tag
ging es über die Glienicker Brücke
nach Potsdam. Dabei wurde das
Dorf „Russische Kolonie Alex-
androwka“ im Norden der Stadt
Potsdam besichtigt und ebenso der
Schlosspark des Lieblingsschlos-
ses von Friedrich II., Sanssouci.�

Heiligenstadt:

Ein attraktiver Ort
zum Leben

Untersuchung der 18-50 Jährigen erfasst
die Lebensqualität in der Marktgemeinde

Ländliche Gemeinden sehen sich künftig verschiedenen Her-
ausforderungen konfrontiert. Allen voran ist es der Demogra-
fische Wandel, der die Lebensqualität und Attraktivität ländli-
cher Räume massiv beeinflusst. Die Alterung der Gesamtge-
sellschaft und Bevölkerungsabnahmen verursachen insbeson-
dere bei Infrastrukturen Anpassungserfordernisse und Ausla-
stungsdefizite.

Die Marktgemeinde Heiligen-
stadt in Oberfranken möchte die-
sen Herausforderungen aktiv ent-
gegentreten und hat aus diesem
Grund eine Untersuchung ange-
stoßen, die die Themen „Lebens-
qualität“ und „Attraktivität“ des
Ortes in den Fokus rückt. Wissen-
schaftlich begleitet wurde die Un-
tersuchung durch den Lehrstuhl
Regionalentwicklung und Raum-
ordnung der Technischen Univer-
sität Kaiserslautern, der das The-
ma im Rahmen einer Diplomar-
beit bearbeiten ließ.

Kern der Untersuchung bildet
eine im Juli 2011 durchgeführte
schriftliche Bürgerbefragung der
18 bis 50-jährigen Einwohner, die
subjektive Empfindungen und Er-
fahrungen zu den Themen „Woh-
nen, Arbeit und Freizeit“ zum
Ausdruck bringt. Bedeutende Ent-
scheidungen wie Berufswahl,
Wohneigentumsbildung und Fa-
miliengründung werden vor allem
in der gewähltenAlterspanne voll-
zogen, weshalb die Befragung auf
die Einwohner in diesemAltersbe-
reich eingegrenzt worden ist. Dar-
über hinaus wurde für die über 50-
Jährigen schon im Vorfeld bereits
eine eigene Studie angefertigt. Die
momentan laufende Befragung
der 16 und 17- Jährigen zur Pfle-

ge und Versorgung der Eltern
läuft noch.

Die Auswertung der repräsenta-
tiven Umfrage der 18 bis 50-Jähri-
gen (Rücklaufquote 31%) zeigt,
dass die Einwohner mehrheitlich
sehr gerne in Heiligenstadt leben.
84,3 % der Befragten erklärten,
dass sie gerne in Heiligenstadt i.
OFr. leben. Bei den 21 bis 30-Jähri-
gen waren es sogar 89,7 Prozent.

Zustimmung und Kritik

Lebendiges Vereinswesen, So-
zialkontakte, ein hoher Anteil an
Wohneigentum und die land-
schaftliche Lagegunst sind die
Faktoren, die die Bürger an der
ländlichen Gemeinde schätzen.
Für 81,4 Prozent der Befragten
sind die Wohnkosten (Miete, Ne-
benkosten usw.) wichtig bis sehr
wichtig. Mit einer durchschnittli-
chen Kaltmiete von ca. 4 bis 4,50
Euro pro qm schneidet die Markt-
gemeinde gegenüber den Städten
Erlangen (8,50 bis 10 Euro) und
Bamberg (7,50 bis 8 Euro) recht
günstig ab.

Bemängelt wird dagegen in den
kleineren Gemeindeteilen die Bus-
verbindung, Einkaufsmöglichkei-
ten, Freizeitangebote für Jugendli-
che und die Internetanbindung. In

punkto Internetverbindung hat der
Markt Heiligenstadt i. OFr. mit
dem Funkstandard LTE inzwi-
schen eine adäquate Lösung ge-
funden. „Im Freizeitbereich wurde
mit dem neugeschaffenen Bade-
see, der am 4.August 2012 mit ei-
nem Seefest eröffnet wird, eine
Aufwertung des Angebotes für al-
le Altersklassen geschaffen“, so
Bürgermeister Helmut Krämer.

Abschließend stellt die Studie
anhand von „Best-Practice-Bei-
spielen“ dar, wie in ländlichen Ge-
meinden mit ähnlichen Problemen
und Herausforderungen umgegan-
genworden ist.Sie liefert mögliche
Ansätze wie die Attraktivität und
Lebensqualität und somit eine bür-
gerfreundliche Gemeindeentwick-
lung möglich wird. �

Der neue Badesee im Leinleitertal erhöht die Attraktivität des
Marktes Heiligenstadt und ist Treffpunkt für Jung und Alt. ��

Stadt Grafenau:

Niedermeier
neuer Rathauschef

Der CSU-Kandidat Max
Niedermeier hat die Bürger-
meister-Stichwahl im nieder-
bayerischen Grafenau ge-
wonnen. Er setzte sich mit
60,6 Prozent gegen den
SPD-Bewerber Wolfgang
Kunz durch. Die Beteiligung
an der Stichwahl lag bei 57
Prozent. Der bisherige Rat-
hauschef Helmuth Peter von
der UW Grafenau hatte sein
Amt aus gesundheitlichen
Gründen niedergelegt. �
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„Oh Gott, oh Gott, ich bin
wie gerädert. Meine Frau
schnarcht zur Zeit wieder so,
als wollte sie persönlich halb
Finnland abholzen.“ Mein
Chef, der Bürgermeister, sah
müde und zerknittert aus, als er
frühmorgens das Büro betrat.

Natürlich ist man versucht,
jetzt Witze zu machen, denn
schließlich gilt Schnarchen als
männliche Domäne. Das Mär-
chen, das Schnarchen habe
seinen Urgrund in der Evolution, weil der noch
mit seiner Familie auf freiem Feld oder in
Höhlen kampierende Mann durch Geschnarche
die wilden Tiere von der Feuerstelle fernhalten
konnte, ist ebenso beliebt wie unsinnig. Bei der
Frau vom Chef kommt es schlicht von ihrer Pol-
lenallergie, die ihr ein paar Wochen im Jahr die
Nase auch nachts verstopft. Wenn sie dann
durch den Mund atmet, gibt das Schnarch-
geräusche, die meinen Chef zum Wahnsinn trei-

ben. Es gibt aber natürlich genauso Fälle von
Dauerschnarchern, bei denen sich das Schnar-
chen zu einer veritablen Krankheitsform ausge-
prägt hat. Diese Leute sind arm dran, denn ih-
nen geht das ab, was auch den von Schnarch-
emissionen Geplagten fehlt: Erholsamer Schlaf.

Schlaf ist bei uns das wohl am meisten unter-
schätze Bedürfnis des Menschen. Schlaf gehört
zwar irgendwie dazu, doch wird er oft als lästig
empfunden. Ja, wir bewundern Feldherrn, Poli-
tiker und Manager, die angeblich mit drei oder
vier Stunden Schlaf auskommen und deshalb
vermeintlich mehr Lebens- und Schaffenszeit
haben. Ehrgeizige Studenten und feierwütige
Tanzmäuse werfen sich sogar gefährliches Zeug
ein, um wach zu bleiben und den Zeitpunkt der
Ermüdung und sogar der Erschöpfung mög-
lichst weit hinauszuziehen. Dabei gehen sie
ziemlich fahrlässig mit sich und auch mit ihrer
langfristigen Leistungsfähigkeit um, denn im
Schlaf findet der Mensch nicht nur Erholung für
Körper und Geist, er verarbeitet auch Erlebnis-
se, bringt seine Phantasie auf Touren und legt
damit den Keim zu der Kreativität und der intel-
lektuellen Kapazität, die wir im Beruf brauchen.

Eigentlich müsste im Berufsalltag also der

Schlaf einen hohen Stellenwert
haben und so selbstverständ-
lich zum Büro gehören wie die
eine oder andere Tasse Kaffee
oder in der Produktionshalle
so etabliert sein wie die Pin-
kelpause. Aber nein! Eine paar
Minuten Ruhe mit geschlosse-
nen Augen oder gar ein Mit-
tagsschlaf ist in Betrieben und
Behörden ein absolutes No-go,
das den Täter sofort zum Faul-
pelz und Nichtstuer abstem-

pelt. Wir halten uns von 8 Uhr morgens bis 5
Uhr abends mit allerlei Tricks wach, bekämpfen
das Suppenkoma, also den natürlichen Lei-
stungsabfall am frühen Nachmittag, mit Un-
mengen Kaffee und Gymnastik am Arbeitsplatz
(die seltsamerweise nicht verpönt, sondern ak-
zeptiert und gefördert wird), anstatt einfach die
Füße auf den Tisch zu legen, die Nackenrolle
um den Hals zu legen und im Bürostuhl zehn
Minuten wegzuknacken.

Power-napping heißt das, also sinngemäß
Kraft tanken durch ein Nickerchen, kommt aus
Japan mit seiner gelassenen Kultur und wurde
nicht, wie es ein böses Gerücht wissen will, von
den Herstellern spezieller Bürostühle erfunden.
Im Gegenteil, die Wirksamkeit lässt sich klinisch
nachweisen: Nach einer kurzen, nicht tiefen
Schlaf- und Erholungsphase am Nachmittag ist
man den Rest des Tages sehr viel leistungsfähi-
ger, als wenn man sich auf Teufel komm heraus
wach halten will.

Mein Chef, der Bürgermeister, weiß es noch
von seinem Großvater, einem Schreinermeister:
Der legte sich jeden Tag nach dem Mittagessen
für eine halbe Stunde aufs Kanapee und niemand
durfte ihn stören – abgesehen natürlich vom En-
kel. Der Opa war übrigens als höchst arbeitsam
und tüchtig bekannt und lieferte exquisite Qua-
litätsstücke ab, also nix von wegen schlafender
Faulpelz. Mein Chef will es jetzt wissen und die
Mitarbeiter im Rathaus ermuntern, sich über Po-
wer-napping zu informieren und es auch mal
auszuprobieren. Vielleicht kann ein Satz von Ab-
raham Lincoln als Werbeträger herhalten, den
ich dem Chef aufs Handy schicke: „Halte Dir je-
den Tag 30 Minuten für Deine Sorgen frei und in
dieser Zeit halte ein Nickerchen.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Ermunterung zum
Power-napping

Fürther Landrat Dießl
im Hafen der Ehe

Ein glückliches Paar! Nicol (geb. Rabenhold) und Matthias
Dießl haben sich vor kurzem das Ja-Wort gegeben. Standes-
amtlich wurde der CSU-Kreisvorsitzende und Landrat im
Landkreis Fürth von Bürgermeister Bernd Obst getraut, die
kirchliche Trauung nahm Dekan Friedrich Schuster vor.
Anschließend ging es zum Empfang auf die Cadolzburg: Musi-
kanten, Schützen, Feuerwehr, Turmwächter und viele andere
begleiteten das junge Paar. Mit dabei auch viel CSU-Promi-
nenz, u. a. Europaabgeordneter Martin Kastler, Parlamentari-
scher Staatssekretär und stellvertretender Parteivorsitzender
Christian Schmidt, Staatsminister Dr. Markus Söder, die
Landtagsabgeordneten Petra Guttenberger und Hans Herold,
Bezirkstagspräsident Richard Bartsch und Landräte aus der
Nachbarschaft. pm

Metropolregion Nürnberg:

Regionale Daseinsvorsorge sichern
MORO-Projekt „Spitzencluster Medizintechnik als Stadt-Land-Partnerschaft“

Altersgerechte Assistenzsysteme sowie der altersgerechte Umbau
ihres Immobilienbestandes in den Ortskernen bieten älteren Men-
schen die Chance, möglichst lange selbst bestimmt in der eigenen
Wohnung zu leben. Wie Gemeinden, Städte, Landkreise, Woh-
nungsunternehmen und (soziale) Dienstleister hier unterstützend
im Sinne einer demografiegerechten Gemeindeentwicklung zusam-
menarbeiten und damit die regionale Daseinsvorsorge ihrerBürger
- insbesondere im ländlichen Raum - langfristig sichern können,
darüber beriet in der Regierung von Oberfranken in Bayreuth der
Workshop „Umsetzung technischer Lösungen“ im Rahmen des
MORO-Projekts „Spitzencluster Medizintechnik als Stadt-Land-
Partnerschaft“. Gemeinsam angegangen wird dieseAufgabe von 25
Modellkommunen aus der Metropolregion Nürnberg.

„Auch wenn wir künftig inter-
aktive Uhren tragen, in intelligen-
ten Sesseln sitzen und in schlaue
Spiegel schauen”, sei die persönli-
che ärztliche Betreuung vor Ort
nicht zu ersetzen, stellte Regie-
rungspräsident Wilhelm Wenning
in seiner Begrüßung fest. „Der de-
mografische Wandel betrifft alle.
Wie wir heute unsere Städte bauen
und privaten und öffentlichen
Raum gestalten, entscheidet darü-
ber, ob diese auch für alle Genera-
tionen geeignet und nutzbar sind.”

Überblick
über Förderprogramme

Theodor Bonnet, Leitender Bau-
direktor der Regierung von Ober-
franken, gab einen Überblick über
Förderprogramme für den Um-
und Neubau im Bereich Altersge-
rechte Assistenzsysteme (AAL),
die von Kommunen, Wohnungs-
bauunternehmen aber auch priva-
ten Investoren inAnspruch genom-
men werden können. „Im Pro-
gramm Altersgerecht Umbauen
(159) fördert die KfW Banken-

gruppe beispielsweise alle Bau-
maßnahmen, die zu einer Barriere-
reduzierung führen und eine an-
genehme Wohnqualität gewähr-
leisten oder aber auch den Kauf
frisch umgebauter Wohngebäude.
Das KfW-Darlehen umfasst 100
Prozent der förderfähigen Ko-
sten, bis zu 50.000 Euro pro
Wohneinheit.

Anrecht haben alle Träger von
Investitionsmaßnahmen an selbst
genutzten oder vermietetenWohn-
gebäuden und Eigentumswohnun-
gen sowie Ersterwerber von neu
barrierereduzierten Wohngebäu-
den oder Eigentumswohnungen.
Nicht gefördert werden Umschul-
dungen bestehender Darlehen,
Nachfinanzierungen bereits be-
gonnener oder abgeschlossener
Vorhaben, Ferien- und Wochen-
endhäuser sowie gewerblich ge-
nutzte Flächen.

TechnischeAssistenzsysteme

Als technische Assistenzsyste-
me zur Orientierung und Kommu-
nikation werden benannt: Alters-

gerechte Assistenzsysteme, Maß-
nahmen zur Verbesserung der Ori-
entierungundKommunikationwie
z.B.Beleuchtung,Gegensprechan-
lagen, Briefkastenanlagen, taktile
Markierungen, ergänzende Be-
schriftungen mit Braille- oder Re-
liefschrift, Sicherheits- und Notruf-
systeme sowie die Nachrüstung
von automatischen Tür-, Tor- oder
Fensterantrieben.

Stellschrauben neu justieren

„Projekte wie das MORO-Pro-
jekt sind für uns im Bereich
Wohnbauförderung eine gute Ge-
legenheit, die Stellschrauben der
Förderung gegebenenfalls neu zu
justieren“, betonte Bonnet. Um die
High-Tech-Lösungen aus dem
Medical Valley auch zum Einsatz
bringen zu können, müssten Stan-
dardanforderungen an altersge-
rechte Wohnungen formuliert und
auch ein Lastenheft für AAL ge-
schrieben werden, in dem zum
Beispiel die nötige BIT-Über-
tragungsrate und ähnliches dar-
gelegt würden.

Fallbeispiele

Anhand zweier konkreter Fall-
beispiele unter anderem aus
Teuschnitz im Landkreis Kronach
erläuterten schließlich Prof. Man-
fred Miosga und Dominik Bigge
von der Universität Bayreuth, wie
der Prozess einer demografie-
gerechten Gemeindeentwicklung
unter Einbindung der Bevölke-
rung gestaltet werden kann. DK

Jubilar Dr. Georg Simnacher (Bildmitte) im Kreise der Gratulanten. Von rechts: Der ehemali-
ge bayerische Innenminister Dr. Bruno Merk, Ex-Bundesfinanzminister Dr. Theo Waigel,
Landtagsabgeordneter Alfred Sauter, Bayerns Justizministerin Dr. Beate Merk, Landtagsprä-
sidentin Barbara Stamm, Landrat Hubert Hafner und Bezirkstagspräsident Jürgen Reichert. ��

Zum 80. Geburtstag von Dr. Georg Simnacher:

„Schwabenherzog“
mit Bilderbuchbilanz

Politische Weggefährten und Freunde haben zahlreich die Le-
bensleistung des ehemaligen Bezirkstagspräsidenten von
Schwaben und Präsidenten des Verbandes der bayerischen Be-
zirke Dr. Georg Simnacher gewürdigt. Der Günzburger Alt-
landrat feierte am 10. Juni seinen 80. Geburtstag.

Beruflich begann der Jubilar
seine Karriere bei der Regierung
von Oberbayern. Von dort wech-
selte er in die Abteilung öffentli-
che Sicherheit und Ordnung des
Bayerischen Staatsministeriums
des lnnern, ehe er 1965 an das
Landratsamt Schwabmünchen
gelangte. Obwohl Simnacher die
besten Voraussetzungen für eine
erfolgreiche Karriere im Staats-
dienst mitbrachte, kam er der
Aufforderung nach, für das Amt
des Landrates von Günzburg zu
kandidieren. Mit einer soliden
Zwei Drittel-Mehrheit wurde er
1967 mit nur 34 Jahren zum jüng-
sten Landrat Bayerns gewählt.

Fast 30 Jahre lang prägte der
gebürtige Ziemetshausener an-
schließend das Geschick des Be-
zirks Schwaben und als Präsident
auch jenes des Verbandes der
Bayerischen Bezirke mit. Bereits
als junger Landrat von Günzburg
kam Simnacher in das Schwa-
benparlament und war dort von
1974 bis 2003 Bezirkstagspräsi-
dent. In seine Amtszeit fallen we-
sentliche Entwicklungen der Be-
zirksgeschichte: Von der Dezen-
tralisierung der beiden Bezirks-
krankenhäuser Kaufbeuren und

Günzburg angefangen über den
Ausbau der Sozialpsychiatrie bis
hin zur Förderung der Bezirks-
museen, der Schaffung von Bera-
tungsstellen für Volksmusik und
Trachtenkultur bis hin zu seinem
Einsatz für die Denkmalpflege.
Kloster Irsee, das Kurhaus in
Augsburg, das Chorgestühl in
Schwaben – vieles wäre heute oh-
ne seinen Einsatz für die Nach-
welt verloren.

Schwäbisch und weltoffen

Wie sein Nachfolger Jürgen
Reichert bei einem gemeinsamen
Festakt des Bezirks Schwaben
und des Landkreises Günzburg
im Bezirkskrankenhaus Günz-
burg hervorhob, „war und ist Ge-
org Simnacher mit einer großen
Liebe für Schwaben im Einsatz,
vor allem aber auch für die Men-
schen hier“. Herauszuheben sei
insbesondere das Engagement für
die Menschen, die nicht auf der
Sonnenseite stehen – sozialpoli-
tisch habe der Jurist stets ein
großes Herz und die Bereitschaft
gezeigt, für Menschen mit Behin-
derung, einer psychischen Er-
krankung oder für Pflegebedürfti-

ge auch neue Wege zu gehen.
Schwäbisch und weltoffen – so

werde Dr. Simnacher von seinen
Wegbegleitern charakterisiert, be-
tonte Reichert. Bezeichnend sei
daher auch sein Einsatz für ein
„Europa der Regionen“ gewesen,
das unter anderem in die Partner-
schaften des Bezirk Schwaben
zur französischen Mayenne und
der ukrainisch-rumänischen Re-
gion Bukowina mündete.

Barbara Stamm, Präsidentin
des Bayerischen Landtags und
langjährige politische Wegbeglei-
terin vor allem im Bereich der So-
zialpolitik, sprach ihrerseits von
einer Bilderbuchbilanz, die der
Jubilar vorlegen könne.

In einem Gratulationsschreiben
an den lange Zeit als „Schwaben-
herzog“ Titulierten wies Bayerns
Kommunalminister Joachim
Herrmann darauf hin, dass sich
Simnacher „vorbildlich und mit
Leidenschaft“ als Landrat, als Be-
zirkstagspräsident und als Präsi-
dent des Verbandes bayerischer
Bezirke eingesetzt habe.

Herrmann bescheinigte dem
Jubilar eine kommunalpolitische
Lebensleistung, die „größten Re-
spekt“ verdiene. „Verantwor-
tungsvoll, sachkundig und über-
zeugend sind Sie stets für die Be-
lange derer eingetreten, die Ihnen
ihr Vertrauen geschenkt haben“,
so Herrmann weiter. Die überaus
positive Entwicklung des Bezirks
Schwaben im sozialen, medizini-
schen und kulturellen Bereich
zeige eindrucksvoll, mit welch
außerordentlichem Engagement
und mit wie viel Geschick Sim-
nacher das Amt des Bezirkstags-
präsidenten ausgefüllt habe.

Ein großes Verdienst seinerAr-
beit sei die Gründung des Ver-
bands der bayerischen Bezirke
gewesen. „Als dessen erster Prä-
sident ist es Ihnen in bemerkens-
werter Weise gelungen, dasAnse-
hen der Bezirke innerhalb der
kommunalen Familie zu stärken
und den Anliegen der Bezirke
entsprechendes Gehör zu ver-
schaffen“, so der Kommunalmi-
nister. Zu Recht habe Simnachers
Wirken auch hohe öffentlicheAn-
erkennung erfahren, unter ande-
rem mit der Auszeichnung der
Kommunalen Verdienstmedaille
in Gold, dem Bayerischen Ver-
dienstorden und dem Großen
Bundesverdienstkreuz.

Für die Bayerische Gemeinde-
Zeitung hat Georg Simnacher als
Gastautor über viele Jahre inter-
essante Themen aufgegriffen und
diese in einer Weise bearbeitet,
wie dies nur ein verantwortungs-
bewusster und visionärer Politi-
ker tun kann, dem auch alle
Feinheiten juristischer Spitzfin-
digkeit geläufig sind. Auch
dafür gebührt ihm Dank und
Anerkennung. DK
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Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe der Bayerischen GemeindeZeitung liegt
eine Eigenbeilage des Verlags Bayerische Kommunalpresse
GmbH zur Energie-Fachveranstaltung „Power für Bayerns
Kommunen“ bei.
Wir bitten um freundliche Beachtung. ��

Sportgeräte
Fahrradabstellanlagen

L I E F E R A N T E N - N A C H W E I S

Wartehallen/Außenmöblierungen

GZ

Ankauf / Briefmarken

LANGER s. Wartehallen/Außenmöblierungen

Ihr Kontakt zur Anzeigenabteilung:

Telefon (08171) 9307-13

Sie finden uns auf Twitter und Facebook:
www.twitter.com/gz_aktuell

www.facebook.com/GZaktuell

Inserierenbringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de
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Abfallbehälter

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Wartung und Reinigung von
Lüftungs- und Feuerungsanlagen

LÜFTUNGS-
REINIGUNGS-

SERVICE

Lüftungs-Reinigungs-Service
Wolfratshauser Straße 9a
82049 Pullach im Isartal
Telefon: (089) 74 44 24 98
Fax: (089) 74 44 24 99
E-Mail: info@l-r-service.de
Internet: www.l-r-service.de

Franz Sedlmeier
Inhaber

DEUTSCHER FACHVERBAND FÜR
LUFT- UND WASSERHYGIENE e.V.

Schacht-Ausrüstungen

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702Haiger · Fax: (02773)82218
Telefon: (02773)82256 · www.hailo-professional.de

BECK GmbH & Co. KG
71364 Winnenden · Tel. 07195/69 33 00
w w w . s t a d t m o e b e l . d e

Bestens ausgeStadtet.

Bänke

Nusser Stadtmöbel GmbH & Co. KG
71364 Winnenden · Tel. 07195/693-111
w w w . s t a d t m o e b e l . d e

Bestens ausgeStadtet.

Kommunale Energieberatung

Parkbänke

PARKBÄNKE
Zum Moos 1a
87772 Pfa f fenhausen
Te l e f on 08265/7332695
parkbank@max-zinder.de
www.max-zinder.de

Vorschau auf GZ 13
In unserer Ausgabe Nr. 13, die am 5. Juli 2012
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
zz Kommunalfinanzen
zz Umwelt- und Abfalltechnik
zz Wasser . Abwasser
zz Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung

Urkunden-Atelier Wallner:

Für besondere Anlässe
Qualitativ hochwertige Urkunden, Diplome und Zertifikate al-
ler Art und für jeden Anlass - exklusiv und individuell - bietet
das Urkunden-Atelier Franz Wallner im österreichischen Tulln
an der Donau an. Zu seinen Kunden zählen neben Ämtern,
Behörden, Firmen, Vereinen und weiteren Institutionen insbe-
sondere auch Städte und Gemeinden.

Breit gefächert ist das Portfo-
lio: Es reicht vom Urkunden-
druck über handgeschriebene Ur-
kunden auf Kalbs- oder Ziegen-
pergament bis hin zu Holzur-
kunden, einer absoluten No-
vität. Die Brandmalerei ist
vielfältig anwendbar. Angefan-
gen von einfachen Holzbrett-
chen, Spanndosen, Bottichen,
Fässchen bis hin zu Holzschei-
ben, Schildern und Holztellern
kann fast jeder Holzgegen-
stand verziert bzw. mit einer
Widmung versehen werden.

Standardangebot

Ob Anerkennungsurkunden,
Diplome, Grundsteinlegungs-,
Gründungs-, Partnerschafts-,
Verleihungs-, Verpflichtungs-
und Wettbewerbsurkunden, ob
Zeugnisse, kirchliche Urkunden,
Adressen anlässlich eines Glück-
wunsches oder Jubiläen: Den spe-
zifischen Wünschen sind keine
Grenzen gesetzt.

Da es einen gravierenden Stil-
bruch darstellt, eine wertvolle Ur-
kunde als loses Blatt zu überrei-
chen, wird das gewünschte Zu-
behör wie Urkundenmappen und
Diplomrollen in den verschieden-
stenAusführungen samt Rahmen,
Siegelkapsel und Messingköcher
für Grundsteinlegungsurkunden
gleich mitgeliefert.

Sonderanfertigungen

Neben dem umfangreichen
Standardangebot ist das Atelier
Wallner als Spezialist für Sonder-
anfertigungen, wie z. B. Mappen
und Rollen mit eigener Farbe/Ma-

terial samt Prägung tätig. Hier
werden wiederum auch Gemein-
den u. a. mit Mappen für die diver-
sen Ehrungen und Standesamts-
mappen beliefert.

Firmenchef Franz Wallner:
„Auf uns können Sie sich verlas-
sen. Durch unsere Fachbeglei-
tung, handwerkliche Präzision,
künstlerische Umsetzung, Liefer-
treue und Flexibilität sind Sie be-
stens aufgehoben.“
Weitere Informationen unter
www.urkunden-atelier.at DK

Oberscheinfeld:

Sendner ist neuer
Bürgermeister

Mit 58,5 Prozent erzielte
der CSU-Bewerber Peter
Sendner einen klaren Vor-
sprung vor seinem Mitbe-
werber Norbert Werner vom
Bürgerblock. Der 49-jährige
Regionaldirektor einer Ge-
nossenschaftsbank steht da-
mit jetzt an der Spitze der
Marktgemeinde Oberschein-
feld im Landkreis Neustadt
a.d. Aisch – Bad Windsheim.

Bereits seit 1990 gehört
Sendner dem Marktgemein-
derat an, Erfahrungen hat er
auch als zweiter Bürgermei-
ster gesammelt. Mit 72,4 Pro-
zent beteiligten sich erfreu-
lich viele Gemeindebürger
an der Wahl, die notwendig
geworden war, weil der bis-
herige Amtsinhaber aus be-
ruflichen Gründen um Ent-
bindung von seinen Aufga-
ben gebeten hatte. pm

Landkreis Miltenberg:

Oberpfälzer
Delegation zu Gast

Bei ihrem viertägigen Besuch im Landkreis Miltenberg haben sich
sechs Landräte und die Regierungspräsidentin aus der Oberpfalz
zunächst im Zentec (Großwallstadt) mit Fragen des Regionalmar-
ketings und des Regionalmanagements beschäftigt. Anschließend
war die Delegation zu Gast im Landratsamt in Miltenberg, wo
Landrat Roland Schwing nicht nurden Landkreis Miltenberg vor-
stellte, sondern auch aus der aktuellen Arbeit des Innovationsrings
berichtete.

Neben Aussagen zur Entwick-
lung der Führungskräfte am Land-
ratsamt Miltenberg stießen vor al-
lem Schwings Äußerungen zu ak-
tuellen Vorhaben des Innovations-
rings auf großes Interesse der Gä-
ste. Schwing, der dem Bayeri-
schen Innovationsring seit dessen
Gründung im Jahr 1997 vorsteht,
berichtete aus den derzeit vier
Arbeitsgruppen des Innovations-
rings, derenArbeit unmittelbar den
Landkreisen zugute kommt. E-
Government, also die Nutzung
moderner Informations- und
Kommunikationstechnik in der
Verwaltung, ist laut Schwing das
bestimmende Thema der Zukunft.
Vermutlich von Januar 2013 an
werde eine Arbeitsgruppe des In-
novationsrings einen Leitfaden zur
Einführung und zum Einsatz von
Dokumentenmanagementsyste-
men fertig haben. Aber auch aktu-
elle Themen wie sichere E-Mails
würden in der Arbeitsgruppe be-
handelt.

Kundenorientierung

Nachfragen hatten die Oberpfäl-
zer zur Arbeitsgruppe „Service-
und Kundenorientierung“ – vor al-
lem was die Bürger- und Kunden-
befragung von zwölf Landratsäm-
tern im Jahr 2010 (darunter auch
das Landratsamt Miltenberg) und
von acht Ämtern im Jahr 2012 be-
traf. Dabei hatte die Gesellschaft
für Konsumforschung (Nürnberg)
herausgefunden, dass über 90 Pro-

zent der Bürger mit den im Jahr
2010 befragten Landratsämtern
zufrieden seien.

Zurzeit, so Roland Schwing,
warte man auf dieAuswertung der
2012er Umfrage. Die Ergebnisse
würden in die Erstellung einer
„Handlungsempfehlung für ein
kunden- und serviceorientiertes
Landratsamt“ fließen. Vermutlich
schon im Herbst dieses Jahres sei
mit dieser Empfehlung zu rech-
nen. Eines könne man aber bereits
jetzt sagen, so der Landrat: „Die
Landratsämter, die sich einen qua-
litativ guten Bürgerservice leisten,
liegen auch in der Kundenzufrie-
denheit vorne.“ Diese Umfragen
sollten aber nicht in Ranglisten
münden, erklärte Schwing, viel-
mehr dienten sie der Optimierung
von Prozessen in den einzelnen
Behörden.

Angeregte Diskussion

DenAusführungen des Landrats
schloss sich noch eine Diskussi-
on an. Die Delegation bestand
aus Regierungspräsidentin Bri-
gitta Brunner sowie den Landrä-
ten Richard Reisinger (Land-
kreis Amberg-Sulzbach), Simon
Wittmann (Neustadt an der
Waldnaab), Herbert Mirbeth
(Regensburg), Volker Liedtke
(Schwandorf), Wolfgang Lippert
(Tirschenreuth) sowie Johannes
Reile, dem geschäftsführenden
Präsidialmitglied des Bayeri-
schen Landkreistags. �

V. l: Landrat Roland Schwing, Landrat Volker Liedtke, Landrat
Richard Reisinger, Regierungspräsidentin Brigitta Brunner, Johan-
nes Reile (Bayerischer Landkreistag), Landrat Herbert Mirbeth,
Landrat Wolfgang Lippert und Landrat Simon Wittmann. ��

Bald neue Datenbank
für Trachtenfans

Bezirk Unterfranken fördert
erstmals auch historische Uniformen

Wie kann man Schürzen, Taschen und Deckchen mit Hilfe von
Handmodeln bedrucken? Wie werden Spitzen geklöppelt und was
ist Weißstickerei? Dies alles können Trachtenfans bei Seminaren
der Bezirksheimatpflege lernen. Eine im Kulturausschuss des Be-
zirks präsentierte Befragung ergab, dass die Teilnehmer dieser
Kurse mit dem Angebot äußerst zufrieden sind: Meist gab es die
Note „sehr gut“. Gleichzeitig stellte sich heraus, dass zu wenige
Trachtenfans die Seminare kennen.

Vor allem in Tracht auftretende
Musikkapellen interessieren sich
wenig für das breit gefächerte
Kursangebot der bezirklichen
Trachtenberatung, ergab die Um-
frage. „Was wohl daran liegt, dass
die Mitglieder dieser Gruppen ihre
Trachtnicht selbstherstellenmöch-
ten“, soTrachtenberaterinChristine
Landgraf. Doch getragen werden
Trachten gerne. In den vergange-
nen sechs Jahren unterstützte der
Bezirk 130 Vereine und Gruppen
in Unterfranken - teilweise mehr-
fach. Geld gibt es dann, wenn die
jeweiligeTracht in Schnitt, Materi-
al und Verarbeitung von traditio-
nellen, charakteristischen Merk-
malen gekennzeichnet ist. Ab so-
fort wird zudem die Anschaffung
historischer Uniformen gefördert.

In Unterfranken gibt es zahlrei-
che Trachten mit ganz besonderen
Eigentümlichkeiten. Oft wird
Landgraf gefragt, wie Trachten
aussahen, die im 19. Jahrhundert
im Geroldshofer Gau, im Oden-
wald, der Rhön oder im Spessart
getragen wurden. Aufgrund der

starken Nachfrage wird bis Ende
des Jahres unter der Regie der
Trachtenspezialistin eine neue
trachtengrafische Datenbank auf-
gebaut. Inzwischen gibt es eine
Bier- und eine Brotmarken-, eine
Bierdeckel- sowie eine Wappen-
datenbank.

Trachten zu erkunden, auch das
gehört zum Aufgabengebiet der
Bezirksheimatpflege. Hierzu wer-
den archivalische und ikonografi-
sche Quellen ausgewertet.Auf sol-
chen historischen Quellen müssen
nach den Richtlinien des Bezirks
auch die Trachten von Vereinen,
Kapellen und Gruppen basieren,
so sie gefördert werden wollen.
Nicht gefördert werden historische
sowie Theater- und Fastnachtsko-
stüme, Vereinsuniformen, Mode-
trachten sowie Repräsentations-
kleidung. Geld erhalten Vereine
auch nur für die erstmalige An-
schaffung von Trachten. Später
werden Trachten nur noch dann
gefördert, wenn damit neue Mit-
glieder unter 26 Jahren eingeklei-
det werden sollen. Pat Christ

http://www.stadtmoebel.de
http://www.fahnen-koch.de
http://www.fahnen-koch.de
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